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1987/2023
Gesetz

zur Änderung des Landesjagdgesetzes und anderer Vorschriften
Vom 9. Januar 2024

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung der Landesverordnung über jagdbare 

Tierarten und über die Jagdzeiten1)

Die Landesverordnung über jagdbare Tierarten und über 
die Jagdzeiten vom 6. März 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 59), geändert durch Artikel 8 der Verordnung vom 
9. April 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 507, 508), wird 
wie folgt geändert:

1. In § 1 werden folgende Nummern 9 und 10 angefügt:

„9. Wolf Canis lupus

10.  Wolfshybrid Canis lupus x Canis lupus familiaris“.

2. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Bei der Angabe zu „Nutrias“ wird die Angabe 
„1. August bis 28. Februar“ durch die Angabe 
„ganzjährig, vorbehaltlich der Bestimmung des 
§ 22 Absatz 4 Satz 1 des Bundesjagdgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. September 1976, zuletzt geändert durch 
Artikel 291 der Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I. S. 1328, 1362)“ ersetzt.

b) Nach der Angabe zu „Nutrias“ wird in neuer 
Zeile folgende Angabe eingefügt:

„Wolfshybride  ganzjährig, vorbehaltlich der 
Bestimmungen des § 24a Ab-
satz 2 des Landesjagdgesetzes 
vom 13. Oktober 1999, zuletzt 
geändert durch Artikel 2 Ab-
satz 1 Nummer 4 des Geset-
zes vom 6. Dezember 2022 
(GVOBl. Schl.-H. S. 1002) und 
des § 22 Absatz 4 Satz 1 des 
Bundesjagd gesetzes“

3. § 2 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Auf folgende Wildarten darf die Jagd nicht 
ausgeübt werden: 

Rebhühner, Fasanenhennen, Türkentauben, Höcker-
schwäne, Ringel-, Bläss- und Saatgänse, Spieß-, 
Berg-, Tafel-, Samt- und Trauerenten, Blässhühner, 
Lach-, Sturm-, Mantel- und Heringsmöwen, Nebel-
krähen, Elstern und Wölfe“.

Artikel 2 
Änderung des Landesjagdgesetzes2)

Das Landesjagdgesetz vom 13. Oktober 1999 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 300, ber. 2008 S. 135), zuletzt geändert 

1) Ändert LVO vom 6. März 2019, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. B 792-1-29

2) Ändert Ges. i.d.F. vom 13. Oktober 1999, GS Schl.-H. II, 
Gl.Nr. 792-1

durch Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 des Gesetzes 
vom 6. Dezember 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 1002), 
wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

Nach der Angabe „§ 24 Schutz des Wildes vor 
Wildseuchen“ wird die Angabe „§ 24a Umgang 
mit dem Wolf und Wolfshybriden“ eingefügt.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 wird nach dem Wort „Bundesjagd-
gesetzes“ die Angabe „in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. September 1976 
(BGBl. I S. 2849), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 291 der Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1328,1362),“ eingefügt.

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt:

„(5) Abweichend von § 1 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 5 des Bundesjagdgesetzes unterliegen 
Wölfe und Hybriden zwischen Wölfen und 
Hunden (Wolfshybriden) nicht dem Recht zur 
Aneignung.“

3. § 13 Absatz 2 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„§ 11 Absatz 5, §§ 12 und 13 des Bundesjagd-
gesetzes und § 11 Absatz 4 Satz 2 dieses Gesetzes 
gelten sinngemäß.“

4. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt:

„In Hegegemeinschaften sind Abschusspläne 
für mehrere Jagdbezirke (Gruppenabschuss-
pläne) zulässig.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Abschußplan“ 
durch die Wörter „Abschussplan oder der 
Gruppenabschussplan“ ersetzt.

bb) In Satz 2 Halbsatz 1 und 2 werden nach 
dem Wort „Abschussplanes“ jeweils die 
Wörter „oder des Gruppenabschussplanes“ 
eingefügt.

cc) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aaa) Das Wort „Abschußplan“ wird durch 
die Wörter „Abschussplan oder der 
Gruppenabschussplan“ ersetzt.

bbb) In Nummer 3 wird das Wort „Ab -
schußplan“ durch die Wörter „Ab 
schussplan oder der Gruppenab-
schussplan“ ersetzt.

ccc) In Nummer 4 werden nach dem Wort 
„Jagdbezirke“ die Wörter „oder die 
Gruppenabschusspläne“ eingefügt.
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c) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Wird der Abschussplan oder der Gruppenab-
schlussplan nicht fristgerecht vorgelegt oder 
liegen die Voraussetzungen für seine Bestäti-
gung nicht vor, so setzen die Jagdbehörden 
einen Abschussplan fest, der insbesondere den 
Anforderungen des § 1 Absatz 3 Nummer 3 
genügt.“

d) In Absatz 4 wird das Wort „Abschußplans“ 
durch die Wörter „Abschussplanes oder des 
Gruppenabschussplanes“ ersetzt.

e) In Absatz 6 wird das Wort „Abschußplan“ 
durch die Wörter „Abschussplan oder den 
Gruppenabschussplan“ ersetzt.

f) In Absatz 7 wird das Wort „Abschußplanes“ 
durch die Wörter „Abschussplanes oder des 
Gruppenabschussplanes“ ersetzt.

5. § 18 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

In Satz 2 werden nach dem Wort „(Notzeiten)“ 
die Wörter „, zur Vorbeugung und Bekämpfung 
von Wildseuchen sowie zu wissenschaftlichen 
Zwecken“ eingefügt.

6. Nach § 24 wird folgender § 24a neu eingefügt:

„§ 24a
Umgang mit dem Wolf und Wolfshybriden

(1) Ist die Entnahme von Wölfen aufgrund ei-
ner vollziehbaren Ausnahmegenehmigung nach 
§ 45 Absatz 7 Satz 1 bis 3 des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2240), auch in Verbindung mit § 45a Absatz 2 
BNatSchG, zulässig, ist die Erlegung der Wölfe 
in der Schonzeit unter Einhaltung der in der Ge-
nehmigung vorgesehenen Maßgaben gestattet. 
Für die Durchführung der Entnahme gilt § 45a 
Absatz 4 BNatSchG. Die Bestimmung der ge-
eigneten Personen im Sinne des § 45a Absatz 4 
Satz 1 BNatSchG erfolgt im Einvernehmen mit 
der zuständigen Jagdbehörde. § 45a Absatz 1 
Satz 1 BNatSchG bleibt unberührt.

(2) Die Jagd auf Wolfshybriden ist nach Maßgabe 
des § 45a Absatz 3 und 4 BNatSchG ganzjährig 
gestattet. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Bei der Jagd auf Wölfe und Wolfshybriden 
gilt § 19 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b des 
Bundesjagdgesetzes entsprechend.

(4) Es ist verboten, schwerkranke oder verletzte 
Wölfe aufzunehmen, um sie gesundzupflegen. 
Das Erlegen eines schwerkranken Wolfes nach 
§ 22a Absatz 1 Halbsatz 2 des Bundesjagdgeset-
zes ist als Ausnahme nach § 45 Absatz 7 Satz 1 
Nummer 5 BNatSchG zugelassen, wenn eine 
Jagdscheininhaberin oder ein Jagdscheininhaber 

zuvor festgestellt hat, dass das Tier erhebliche 
Schmerzen erleidet und aus eigener Kraft nicht 
gesunden wird. Das ist in der Regel der Fall, wenn 
ein Wolf aufgrund eines erheblichen physischen 
Schadens sein natürliches Fluchtverhalten nicht 
mehr ausüben kann. Bei Verdacht eines Zusam-
menstoßes zwischen einem Kraftfahrzeug und 
einem Wolf beschränkt sich die Verpflichtung 
zur Nachsuche auf den unmittelbaren Bereich 
um den Unfallort. Die Sätze 1 bis 4 gelten für 
Wolfshybriden entsprechend.

(5) Das Erlegen eines Wolfes nach den Absätzen 1 
und 4 sowie das Auffinden eines Fallwildwolfes ist 
der Jagdbehörde unverzüglich anzuzeigen; diese 
benachrichtigt die von der Naturschutzbehörde 
zur Durchführung der Entnahme bestimmten Per-
sonen. Die Inbesitznahme eines erlegten Wolfes 
durch die Jagdausübungsberechtigten zum Zweck 
der Übergabe an die zuständige Naturschutzbe-
hörde ist nach § 45 Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 
BNatSchG zugelassen; für die Inbesitznahme von 
Fallwildwölfen durch die Jagdausübungsberech-
tigten bleibt § 45 Absatz 4 BNatSchG in Verbin-
dung mit § 44 Absatz 2 Nummer 1 BNatSchG 
unberührt. Für Wolfshybriden gelten die Sätze 1 
und 2 entsprechend.“

7. § 27 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Schalenwild“ 
durch das Wort „Wild“ ersetzt.

8. § 29 Absatz 5 Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1.  in freier Wildbahn Tierarzneimittel im Sinne des 
Tierarzneimittelgesetzes vom 27. September 
2021 (BGBl. I S. 4530), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2852), an Tiere, die dem 
Jagdrecht unterliegen, zu verabreichen, so-
weit nicht die Jagdbehörde die Verabreichung 
zum Zweck der Gefahrenabwehr zugelassen 
hat; § 24 des Bundesjagdgesetzes bleibt un-
berührt;“

9. § 29 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„§ 29 
Zulässige Handlungen, sachliche Verbote 

und Ausnahmen, Verordnungsermächtigung“

b) Nach Absatz 8 werden die folgenden Absätze 9 
und 10 eingefügt:

„(9) Bei einer Gesellschaftsjagd auf Schalen-
wild dürfen nur Schützinnen oder Schützen 
teilnehmen, die einen Schießübungsnachweis, 
der nicht älter als ein Jahr ist, mit sich füh-
ren. Die Jagdleiterin oder der Jagdleiter haben 
dafür Sorge zu tragen, dass nur Schützinnen 
und Schützen an der Gesellschaftsjagd teil-
nehmen, die einen derartigen Schießübungs-
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nachweis mit sich führen. Die Schützinnen 
und Schützen haben den Schießübungsnach-
weis auf Verlangen der Jagdleiterin oder dem 
Jagdleiter vorzuzeigen. Die oberste Jagdbe-
hörde wird ermächtigt, Form und Inhalt des 
Schießübungsnachweises sowie die Anerken-
nung von Schießübungsnachweisen anderer 
Bundesländer durch Verordnung zu regeln. 
Gesellschaftsjagd im Sinne des § 16 des Bun-
desjagdgesetzes ist eine Jagd, an der mehr als 
drei Schützinnen oder Schützen räumlich und 
zeitlich zusammenwirken.

(10) Abweichend von § 19 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 5 Buchstabe a des Bundesjagdge-
setzes ist es zulässig, bei der Jagd auf Haar-
raubwild und Nutria künstliche Lichtquellen 
sowie nach § 40 Absatz 3 Satz 4 des Waf-
fengesetzes für Inhaber eines gültigen Jagd-
scheines im Sinne von § 15 Absatz 2 Satz 1 
des Bundesjagdgesetzes zulässige Hilfsmittel 
zu verwenden.“

10. § 37 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 22 wird die Angabe „§ 33 Abs. 3“ 
durch die Angabe „§ 33 Absatz 2“ ersetzt.

b) In Nummer 24 wird der Punkt am Ende der 
Nummer durch ein Semikolon ersetzt.

c) Nach Nummer 24 werden die folgenden Num-
mern 25 bis 27 eingefügt:

„25.  entgegen § 24a Absatz 3 auf einen Wolf 
oder Wolfshybriden mit Büchsenpatro-
nen unter einem Kaliber von 6,5 mm 
oder mit einer Büchsenpatrone mit einer 
Auftreffenergie auf 100 m (E 100) unter 
2 000 Joule schießt;

26.  entgegen § 24a Absatz 5 das Erlegen 
eines Wolfes oder eines Wolfshybriden 
sowie das Auffinden eines Fallwildwolfes 
oder Fallwildwolfshybriden nicht unver-
züglich der Jagdbehörde anzeigt;

27.  entgegen § 29 Absatz 9 Satz 2 als Jagd-
leiterin oder Jagdleiter eine Schützin oder 
einen Schützen ohne Schießübungsnach-
weis an einer Gesellschaftsjagd auf Scha-
lenwild teilnehmen lässt.“

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 
in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 9. Januar 2024

D a n i e l  G ü n t h e r 
Ministerpräsident

W e r n e r  S c h w a r z 
Minister

für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz

Landesverordnung
über die Ausbildung und Prüfung zur staatlich anerkannten Desinfektorin 

und zum staatlich anerkannten Desinfektor (APODesinfVO)
Vom 20. November 2023

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2120-14-6

Aufgrund des § 3 Absatz 3 Satz 1 und § 14 Num-
mer 3 des Gesundheitsdienst-Gesetzes vom 14. De-
zember 2001 (GVOBl.Schl.-H. S. 398), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 31 des Gesetzes vom 2. Mai 
2018 (GVOBl.Schl.-H. S. 162), verordnet das für die 
Gesundheit zuständige Ministerium:

§ 1 
Erlaubnis, Ausbildungsziel

(1) Staatlich anerkannte Desinfektorinnen und Desin-
fektoren wirken bei der Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten mit und beraten zur Auswahl 
und zum Einsatz von Desinfektions- und Sterilisati-
onsverfahren. Sie führen Desinfektions- und Sterilisa-
tionsmaßnahmen nach dem Stand von Wissenschaft 

und Technik im Auftrag des Gesundheitsamtes oder 
von medizinischen Einrichtungen, Pflegeeinrichtungen, 
Gemeinschaftseinrichtungen, oder anderen öffentli-
chen Einrichtungen und weiteren Unternehmen durch.

(2) Die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
„staatlich anerkannte Desinfektorin“ oder „staatlich aner-
kannter Desinfektor“ ist auf Antrag durch das Schleswig-
Holsteinische Institut für Berufliche Bildung (zuständige 
Behörde) zu erteilen, wenn die antragsstellende Person

1. eine nach dieser Verordnung vorgeschriebene 
Ausbildung erfolgreich abgeschlossen hat,

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Berufs ergibt,
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3. nicht in gesundheitlicher Hinsicht zur Ausübung 
des Berufs ungeeignet ist und

4. über die für die Ausübung des Berufs erforderli-
chen Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.

Die gesundheitliche Eignung ist durch ein arbeitsmedi-
zinisches Gutachten infolge einer G 42-Untersuchung 
nachzuweisen.

(3) Die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung ist 
von der zuständigen Behörde zurückzunehmen, wenn

1. eine der Voraussetzungen nach § 4 Absatz 1 
nicht vorgelegen hat,

2. die Ausbildungsabschnitte nach § 2 Absatz 1 
nicht abgeschlossen wurden, oder

3. die Voraussetzungen für die Anerkennung der au-
ßerhalb des Geltungsbereiches dieser Verordnung 
abgeleisteten oder abgeschlossenen Ausbildung 
nicht vorgelegen haben.

(4) Die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung 
ist von der zuständigen Behörde zu widerrufen, wenn 
bekannt wird, dass die staatlich anerkannte Desin-
fektorin oder der staatlich anerkannte Desinfektor die 
Voraussetzung nach § 4 nicht mehr erfüllt.

(5) Das Ruhen der Erlaubnis zum Führen der Be-
rufsbezeichnung kann von der zuständigen Behörde 
angeordnet werden, wenn

1. gegen die staatlich anerkannte Desinfektorin oder 
den staatlich anerkannten Desinfektor ein Strafver-
fahren eingeleitet worden ist wegen des Verdachts 
einer Straftat, aus der sich die Unzuverlässigkeit 
zur Ausübung des Berufes der staatlich anerkann-
ten Desinfektorin oder des staatlich anerkannten 
Desinfektors ergeben würde, 

2. die staatlich anerkannte Desinfektorin oder der 
staatlich anerkannte Desinfektor in gesundheit-
licher Hinsicht vorübergehend nicht mehr zur 
Ausübung des Berufes der Desinfektorin oder des 
Desinfektors geeignet ist oder

3. sich erweist, dass die staatlich anerkannte Desin-
fektorin oder der staatlich anerkannte Desinfektor 
nicht über die für die Ausübung des Berufes der 
Desinfektorin oder des Desinfektors erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.

§ 2 
Ausbildungsgegenstand und Ausbildungsumfang

(1) Die Ausbildung umfasst mindestens 130 Stunden 
und gliedert sich in folgende Abschnitte:

1. den theoretischen und praktischen Unterricht an 
einer staatlich anerkannten Ausbildungsstätte 
(Schule) für Desinfektorinnen und Desinfektoren 
im Umfang von mindestens 100 Stunden gemäß 
Anlage 1,

2. die praktische Ausbildung von mindestens 
30 Stunden gemäß Anlage 1 und

3. die staatliche Prüfung gemäß § 7.

(2) Die Anlage 1 ist Bestandteil dieser Verordnung. 
(2) Die Ausbildung ist möglichst zusammenhängend 
abzuleisten und innerhalb von einem Jahr ab Beginn 
der Ausbildung abzuschließen. Wird die Ausbildung in 
Teilzeit absolviert, ist sie innerhalb von zwei Jahren 
seit Beginn der Ausbildung abzuschließen.

§ 3 
Schulen

(1) Die Ausbildung wird an Schulen für Desinfekto-
rinnen und Desinfektoren durchgeführt, die von der 
zuständigen Behörde staatlich anerkannt sind.

(2) Die Anerkennung wird auf Antrag des Schulträgers 
erteilt, wenn die personellen, baulichen und sachlichen 
Voraussetzungen für die Durchführung der Ausbildung 
unter Berücksichtigung der spezifischen Belange der 
Ausbildung zur staatlich anerkannten Desinfektorin 
oder zum staatlich anerkannten Desinfektor erfüllt 
sind. Es muss insbesondere sichergestellt sein, dass

1. die fachliche Leitung der Schule einer für die Lehr-
tätigkeit aus- und weitergebildeten Person obliegt,

2. die erforderlichen und geeigneten Lehrkräfte zur 
Verfügung stehen,

3. die für die Erreichung des Ausbildungsziels geeigne-
ten Räume und Einrichtungen zur Verfügung stehen,

4. die Schule eine enge Verbindung der theoretischen 
und praktischen Ausbildung im Unterrichtsplan 
nachweist und

5. die Schule über mindestens einen Kooperations-
vertrag mit einem mikrobiologischen Labor verfügt, 
das humanpathogene Erreger diagnostiziert, sofern 
die Schule über kein eigenes Labor verfügt.

(3) Teile der theoretisch-praktischen Ausbildung nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 1 können über Online-Ange-
bote realisiert werden, sofern dies methodisch-didak-
tisch sinnvoll umsetzbar ist und das Ausbildungsziel 
dadurch nicht gefährdet ist. Dies betrifft vornehmlich 
die Wissensvermittlung sowie den umfassenden 
Kompetenzerwerb und bedarf einer speziellen kon-
zeptionellen Umsetzung. Der Schulträger muss der 
zuständigen Behörde ein Konzept für den Online-
Unterricht zur Genehmigung vorlegen. Praktische 
Unterrichtseinheiten müssen in den Räumlichkeiten 
der Schule in Präsenz durchgeführt werden.

(4) Die Gesamtverantwortung für die Organisation 
und Koordination der theoretischen und praktischen 
Ausbildung trägt die Schule.

§ 4 
Voraussetzungen für den Zugang zur Ausbildung

(1) Zu der Ausbildung kann zugelassen werden, wer

1. mindestens über einen ersten allgemeinbildenden 
Schulabschluss oder über eine abgeschlossene 
Berufsausbildung verfügt und

2. die Voraussetzungen nach § 1 Absatz 2 Nummer 2 
bis 4 erfüllt.

Anl.
 1
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(2) Die gesundheitliche Eignung ist durch ein arbeits-
medizinisches Gutachten infolge einer G 42-Unter-
suchung nachzuweisen. Der Nachweis der Zuverläs-
sigkeit ist durch ein amtliches Führungszeugnis zu 
erbringen. Die Nachweise dürfen jeweils nicht älter 
als drei Monate sein.

(3) Bewerbungen für die Zulassung zur Ausbildung 
sind an Schulen für Desinfektorinnen und Desinfek-
toren zu richten. Die Leitung der jeweiligen Schule 
entscheidet über die Zulassungen zur Ausbildung.

(4) Mit der Bewerbung sind der Schule die Nachweise 
gemäß Absatz 1 vorzulegen.

§ 5 
Prüfungsausschuss

(1) Bei jeder Schule für Desinfektorinnen und Desin-
fektoren wird mindestens ein Prüfungsausschuss ge-
bildet. Die Prüfung wird vor dem Prüfungsausschuss 
der Schule abgelegt, an der die Ausbildung durchge-
führt wurde. Ist dies aus Gründen, die die oder der 
Auszubildende nicht zu vertreten hat, nicht möglich, 
so kann sie auch vor dem Prüfungsausschuss einer 
anderen Schule für Desinfektorinnen und Desinfek-
toren abgelegt werden. Über einen entsprechenden 
Antrag der oder des Auszubildenden entscheidet die 
zuständige Behörde.

(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus folgenden 
Mitgliedern:

1. der Leiterin oder dem Leiter der Schule und

2. zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfern, welche 
an der Schule unterrichten.

Die Leiterin oder der Leiter der Schule wird von der 
zuständigen Behörde als Vorsitzende oder Vorsitzen-
der des Prüfungsausschusses benannt.

Jedes Mitglied des Prüfungsausschusses hat min-
destens eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter.

(3) Die zuständige Behörde bestellt auf Vorschlag 
der Schule die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
sowie die jeweilige Stellvertreterin oder Stellvertreter. 

(4) Eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter der 
zuständigen Behörde darf bei den Prüfungen anwe-
send sein.

(5) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit 
Stimmenmehrheit; Stimmenthaltung ist unzulässig. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der Vorsitzen-
den oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
den Ausschlag.

(6) Die übrigen Mitglieder des Prüfungsausschusses 
und andere bei der Prüfung anwesende Personen 
sind zu Beginn der Prüfung von der Vorsitzenden 
oder des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur 
Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu verpflichten. 
Diese Verschwiegenheitsverpflichtung besteht nicht 
gegenüber der zuständigen Behörde.

§ 6 
Zulassung zur Prüfung

Auf Antrag der oder des Auszubildenden entscheidet 
die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses über die Zulassung zur Prüfung. Der 
Antrag muss rechtzeitig vor Beginn der Prüfung bei 
der Schule eingegangen sein, die den Antrag bei des-
sen Vollständigkeit der zuständigen Behörde vorlegt. 
Dem Antrag sind die nach § 4 Absatz 1 erforderlichen 
Unterlagen beizufügen.

§ 7 
Gliederung und Durchführung der Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung umfasst eine praktische 
und eine mündliche Prüfung.

(2) Die praktische und die mündliche Prüfung sind 
im zeitlichen Zusammenhang durchzuführen.

(3) Die praktische Prüfung erstreckt sich auf die 
Demonstration von praktischen Fähigkeiten, die 
mündliche Prüfung auf die Überprüfung der theore-
tischen Kenntnisse, die im Rahmen der Ausbildung 
vermittelt wurden. Die Dauer der gesamten Prüfung 
soll 25 Minuten nicht unterschreiten und maximal 
35 Minuten in Anspruch nehmen.

(4) Die Prüfung ist nicht öffentlich. Die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann 
einzelnen Personen mit Zustimmung der Prüflinge 
gestatten, bei der mündlichen Prüfung anwesend 
zu sein. Unabhängig davon sind Vertreter der zu-
ständigen Behörde berechtigt, an den Prüfungen 
teilzunehmen.

(5) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prü-
fungsausschusses wählt die Prüfungsaufgaben aus 
den Vorschlägen der Schule in Abstimmung mit der 
zuständigen Behörde aus.

§ 8 
Benotung der Prüfungsleistungen

(1) Die Leistungen im praktischen und mündlichen 
Teil der staatlichen Prüfung werden wie folgt benotet:

1. „sehr gut“ (Note 1), wenn die Leistung den An-
forderungen in besonderem Maße entspricht

2. „gut“ (Note 2), wenn die Leistung den Anforde-
rungen voll entspricht,

3. „befriedigend“ (Note 3), wenn die Leistung im 
Allgemeinen den Anforderungen entspricht,

4. „ausreichend“ (4 Note), wenn die Leistung zwar 
Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforde-
rungen noch entspricht,

5. „mangelhaft“ (5 Note), wenn die Leistung den 
Anforderungen nicht entspricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse 
vorhanden sind und die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden können,
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6. „ungenügend“ (Note 6), wenn die Leistung den 
Anforderungen nicht entspricht und selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
können.

(2) Das Gesamtergebnis der staatlichen Prüfung 
wird aus dem arithmetischen Mittel der zwei Prü-
fungsteile gebildet. Das Bilden von Zwischennoten 
ist nicht zulässig; bis 0,49 wird abgerundet, ab 0,5 
wird aufgerundet.

§ 9 
Gesamtergebnis der Prüfung, Niederschrift

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn beide Prüfungs-
teile nach § 7 Absatz 1 mit mindestens ausreichend 
benotet wurden. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses stellt das Gesamtergebnis 
der staatlichen Prüfung fest.

(2) Über den Prüfungshergang ist für jeden Prüfling 
eine Niederschrift nach Muster der Anlage 2 aufzu-
nehmen. Die Niederschrift ist von allen Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen. Die 
Anlage 2 ist Bestandteil dieser Verordnung.

(3) Über die Prüfung wird von der zuständigen Be-
hörde ein Zeugnis nach Muster der Anlage 3 erteilt. 
Die Anlage 3 ist Bestandteil dieser Verordnung.

§ 10 
Wiederholen der Prüfung

(1) Ist die Prüfung nicht bestanden, kann die staat-
liche Prüfung nach § 7 Absatz 1 auf Antrag des 
Prüflings einmal wiederholt werden. Der Antrag ist 
bei der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu stellen. Eine erneute Teilnahme 
an Lehrveranstaltungen muss nicht erfolgen.

(2) Die Wiederholungsprüfung ist innerhalb von zwölf 
Monaten nach Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse 
durchzuführen. Die Vorsitzende oder der Vorsitzen-
de des Prüfungsausschusses legt den Termin für 
die Wiederholungsprüfung in Abstimmung mit der 
Schule fest.

§ 11 
Rücktritt von der Prüfung, Versäumnisfolgen

(1) Tritt der Prüfling nach der Zulassung von der staat-
lichen Prüfung oder von einem Prüfungsteil zurück, 
sind die Gründe für den Rücktritt der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Genehmigt die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses den Rücktritt, gilt die staatliche Prüfung 
oder der Prüfungsteil als nicht unternommen. Die 
Genehmigung ist nur zu erteilen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. § 10 Absatz 2 gilt entsprechend. Bei 
einem genehmigten Rücktritt aus wichtigem Grund 
können entgegen § 7 Absatz 2 einzelne Prüfungsteile 
nachgeholt werden.

(2) Im Falle eines Rücktritts wegen einer Erkrankung 
ist eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen, aus 
der sich die krankheitsbedingte Prüfungsunfähigkeit 
ergibt.

(3) Wird die Genehmigung für den Rücktritt nicht 
erteilt oder unterlässt es der Prüfling, unverzüglich 
die Gründe für seinen Rücktritt mitzuteilen oder, im 
Krankheitsfall, die ärztliche Bescheinigung vorzulegen, 
gilt die staatliche Prüfung oder der Prüfungsteil als 
nicht bestanden. § 10 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Versäumt der Prüfling einen Prüfungstermin oder 
unterbricht er die Prüfung, gilt dieser Prüfungsteil als 
nicht bestanden, wenn nicht ein wichtiger Grund vor-
liegt; Absatz 1 gilt entsprechend. Liegt ein wichtiger 
Grund vor, gilt der Prüfungsteil als nicht unternom-
men. Bei einem Versäumnis oder einer Unterbrechung 
aus wichtigem Grund können entgegen § 7 Absatz 2 
einzelne Prüfungsteile nachgeholt werden.

§ 12 
Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

(1) Täuscht eine Prüfungsteilnehmerin oder ein 
Prüfungsteilnehmer oder versucht sie oder er zu 
täuschen, so teilt die Prüfungsaufsicht dies dem 
vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses mit 
und vermerkt diesen Verstoß in der Niederschrift über 
den Prüfungsablauf. Die Prüfungsteilnehmerin oder 
der Prüfungsteilnehmer darf jedoch an der Prüfung 
bis zu deren Ende teilnehmen.

(2) Stört eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungs-
teilnehmer den Prüfungsablauf erheblich, ist sie oder 
er von der weiteren Teilnahme an dem betreffenden 
Teil der Prüfung auszuschließen, in dem sie oder er 
gestört hat.
Stört eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungs-
teilnehmer im Verlauf der weiteren Prüfung erneut 
erheblich, so ist sie oder er von der restlichen Prüfung 
auszuschließen. Die prüfungsaufsicht-führende Person 
vermerkt die Art der Störung und die störende Prü-
fungsteilnehmerin oder den störenden Prüfungsteil-
nehmer in der Niederschrift über den Prüfungsablauf.

(3) Über die Folgen der Täuschungshandlung nach 
Absatz 1 oder des Ordnungsverstoßes nach Absatz 2 
entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prüfungs-
ausschusses nach Anhörung der Prüfungsteilneh-
merin oder des Prüfungsteilnehmers. Das vorsitzende 
Mitglied des Prüfungsausschusses kann je nach der 
Schwere der Täuschungshandlung oder des Ord-
nungsverstoßes die Wiederholung von Prüfungsleis-
tungen anordnen oder Prüfungsleistungen mit der 
Note „ungenügend“ bewerten.

(4) Wird die Täuschungshandlung erst nach Abschluss 
der Prüfung bekannt, kann das vorsitzende Mitglied 
des Prüfungsausschusses in besonders schweren 
Fällen innerhalb eines Jahres nach Abschluss der 
Prüfung der Prüfungsteilnehmerin oder des Prüfungs-
teilnehmers die Prüfung für nicht bestanden erklären 

Anl.
 2

Anl.
 3
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und die Wiederholung der gesamten Prüfung oder die 
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen anordnen. 
Die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer 
ist vor der Entscheidung zu hören.

§ 13 
Aufbewahrungspflichten

Die Unterlagen gemäß § 4 Absatz 1, alle Beurtei-
lungsunterlagen der Prüfung und die Niederschrift 
nach § 9 Absatz 2 sind bei der zuständigen Behörde 
mindestens zehn Jahre aufzubewahren. Kopien der 
Zeugnisse sind von der Schule dauerhaft aufzube-
wahren.

§ 14 
Fortbildung

(1) Staatlich anerkannte Desinfektorinnen und Desin-
fektoren sind verpflichtet, im Abstand von regelmä-
ßig drei, höchstens vier Jahren an einer Fortbildung 
einer der staatlich anerkannten Ausbildungsstätten 
teilzunehmen. Der Fortbildungsnachweis ist dem 
Arbeitgeber vorzulegen.

(2) Zur Erhaltung der Qualifikation sind staatlich 
anerkannte Desinfektorinnen und Desinfektoren im 
jährlichen Durchschnitt von mindestens vier Stunden, 
bestehend aus theoretischem Unterricht und prakti-
scher Unterweisung, fortzubilden. Ziel der Fortbildung 
ist die Vermittlung aktueller rechtlicher Vorschriften 
und fachlicher Kenntnisse unter Einbeziehung um-
weltmedizinischer, toxikologischer und ökologischer 
Erkenntnisse.

(3) Die Teilnahme an den Fortbildungslehrgängen 
wird von der Leitung der Lehranstalt bescheinigt.

§ 15 
Anerkennung gleichwertiger Ausbildungen

(1) Die Feststellung der Gleichwertigkeit von im Aus-
land erworbenen Berufsqualifikationen und die Meldung 
von Daten im Rahmen des Vorwarnmechanismus erfol-
gen nach dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz 
Schleswig-Holstein vom 1. Juni 2014 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 92), zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes 
vom 17. März 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 301, 308), 
durch die nach § 18 zuständige Behörde.

(2) Erlaubnisse zum Führen der Berufsbezeichnung 
„staatlich anerkannte Desinfektorin“ oder „staatlich 
anerkannter Desinfektor“ aufgrund von landesrecht-
lichen Vorschriften anderer Bundesländer haben in 
Schleswig-Holstein Gültigkeit.

§ 16 
Tätigkeit als dienstleistungserbringende Person

(1) Im Rahmen vorübergehender und gelegentlicher 
Dienstleistungen im Sinne der Richtlinie (EG) Num-
mer 36/20051 dürfen Staatsangehörige eines Mit-

1 Richtlinie (EG) Nummer 36/2005 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 7. September 2005 über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 S. 22).

gliedstaates der Europäischen Union (Mitgliedstaat), 
einem Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum (EWR-Staat) oder einem 
Vertragsstaat, dem Deutschland und die Europäische 
Gemeinschaft oder Deutschland und die Europäische 
Union vertraglich einen entsprechenden Rechtsan-
spruch eingeräumt haben (Vertragsstaat), als dienst-
leistungserbringende Personen in Schleswig-Holstein 
eine nach dieser Verordnung geregelte berufliche 
Tätigkeit ausüben, wenn sie über eine nach dieser 
Verordnung geregelten vergleichbaren Ausbildung 
verfügen und in einem Mitgliedstaat, einem EWR-
Staat oder einem Vertragsstaat zur Ausübung dieser 
beruflichen Tätigkeit rechtmäßig niedergelassen sind 
und diese Tätigkeit, sofern sie dort nicht reglementiert 
ist, während der vorhergehenden zehn Jahre min-
destens ein Jahr lang in einem Mitgliedstaat, einem 
EWR-Staat oder einem Vertragsstaat rechtmäßig 
ausgeübt haben.

(2) Wer beabsichtigt, als dienstleistungserbringende 
Person tätig zu werden, ist verpflichtet, dies der 
zuständigen Behörde vorab zu melden und die zur 
Dienstleistungserbringung erforderlichen Sprachkennt-
nisse sowie einen ausreichenden Berufshaftpflicht-
versicherungsschutz nachzuweisen. Die Meldung 
ist jährlich zu erneuern. Dienstleistungserbringende 
Personen sind verpflichtet, der zuständigen Behörde 
unverzüglich zu melden:

1. jede Änderung der Staatsangehörigkeit,

2. den Verlust der rechtmäßigen Niederlassung nach 
Absatz 1,

3. den Verlust eines ausreichenden Berufshaftpflicht-
versicherungsschutzes,

4. die Tatsache, dass die Ausübung der beruflichen 
Tätigkeit untersagt wurde, auch bei vorüberge-
hender Untersagung, und

5. die Tatsache, dass eine Vorstrafe vorliegt.

Mit der Meldung nach Satz 1 hat die dienstleistungs-
erbringende Person die entsprechenden Nachweise, 
Bescheinigungen und Erklärungen schriftlich oder 
elektronisch vorzulegen.

(3) Die zuständige Behörde prüft, ob die meldende 
Person berechtigt ist, die berufliche Tätigkeit als 
dienstleistungserbringende Person vorübergehend 
und gelegentlich auszuüben. Der vorübergehende 
und gelegentliche Charakter der Dienstleistungs-
erbringung wird im Einzelfall beurteilt; in die Be-
urteilung werden insbesondere Dauer, Häufigkeit, 
regelmäßige Wiederkehr und Kontinuität der Dienst-
leistungserbringung einbezogen. Soweit es für die 
Überprüfung erforderlich ist oder berechtigte Zweifel 
an den vorgelegten Dokumenten bestehen, kann die 
nach § 18 zuständige Behörde bei der zuständigen 
Behörde des Staates, in dem die meldende Person 
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niedergelassen ist, die hierzu notwendigen Informa-
tionen oder Unterlagen anfordern. Die nach § 18 
zuständige Behörde teilt der meldenden Person ihre 
Entscheidung spätestens einen Monat nach Eingang 
aller erforderlichen Unterlagen mit.

(4) Weist die Qualifikation der meldenden Person 
wesentliche Unterschiede zu der mit dieser Ver-
ordnung geregelten Ausbildung auf, die so groß 
sind, dass dies der öffentlichen Gesundheit oder 
Sicherheit abträglich sein kann, kann durch eine 
Eignungsprüfung, die sich auf die wesentlichen Un-
terschiede erstreckt, der Nachweis der erforderlichen 
Qualifikation erbracht werden. Als wesentlich sind 
dabei insbesondere Abweichungen anzusehen, die 
inhaltlich den Kernbereich der Qualifikation oder die 
für den Erwerb der Qualifikation vorausgesetzten 
Kenntnisse und Fähigkeiten betreffen. Gleiches 
gilt, wenn die Gleichwertigkeit nur mit einem un-
angemessenen zeitlichen oder sachlichen Aufwand 
festgestellt werden könnte, da die meldende Person 
die erforderlichen Unterlagen oder Nachweise aus 
Gründen nicht vorlegen kann, auch wenn sie diese 
nicht zu verantworten hat.

(5) Die Dienstleistung wird unter der Bezeichnung 
erbracht, unter der sie im Herkunftsmitgliedsstaat 
erfolgt, sofern für die betreffende Tätigkeit eine 
solche Bezeichnung existiert. Die Bezeichnung wird 
in der Amtssprache oder einer der Amtssprachen 
des anderen europäischen Staates geführt und zwar 
so, dass keine Verwechslung mit den Bezeichnungen 
nach Landes- oder Bundesrecht möglich ist. Falls 
in dem anderen europäischen Staat keine solche 
Bezeichnung existiert, geben dienstleistungserbrin-
gende Personen ihren Ausbildungsnachweis in der 
Amtssprache oder einer der Amtssprachen des Her-
kunftsmitgliedsstaates an.

(6) Ist eine Person berechtigt, als dienstleistungs-
erbringende Person vorübergehend und gelegent-
lich tätig zu sein, so hat sie beim Erbringen der 
Dienstleistung die gleichen Rechte und Pflichten 
wie Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 2. 
Wird gegen diese Pflichten verstoßen, unterrichtet 
hierüber die nach § 18 zuständige Behörde un-
verzüglich die zuständige Behörde des Staates, in 
dem die dienstleistungserbringende Person nieder-
gelassen ist.

(7) Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Absatz 2 
erhalten auf Antrag eine Bescheinigung der nach 
§ 18 zuständigen Behörde, um in einem Mitglied-
staat, einem EWR-Staat oder einem Vertragsstaat 
ihre berufliche Tätigkeit als dienstleistungserbrin-
gende Person vorübergehend und gelegentlich aus-
üben zu können. Die Bescheinigung enthält die 
Bestätigung,

1. dass die antragstellende Person rechtmäßig nie-
dergelassen ist,

2. dass der antragstellenden Person die Ausübung 
dieser beruflichen Tätigkeit nicht, auch nicht 
vorübergehend, untersagt ist und

3. dass die antragstellende Person über die Qualifi-
kation verfügt, die für die Berufsausübung erfor-
derlich ist.

§ 17 
Verwaltungszusammenarbeit

(1) Übt eine nach § 16 dienstleistungserbringende 
Person in Schleswig-Holstein eine berufliche Tätigkeit 
aus, ohne dass die Voraussetzungen hierfür vorlie-
gen, unterrichtet die nach § 18 zuständige Behörde 
unverzüglich die zuständige Behörde des Staates, in 
dem die dienstleistungserbringende Person nieder-
gelassen ist, über den Verstoß.

(2) Im Falle einer Beschwerde über eine in Schleswig-
Holstein erbrachte Dienstleistung unterrichtet die nach 
§ 18 zuständige Behörde die dienstleistungsempfan-
gene Person über das Ergebnis des Beschwerdeverfah-
rens. Hierzu kann die nach § 18 zuständige Behörde 
erforderliche Informationen bei der zuständigen Behör-
de des Staates, in dem die dienstleistungserbringende 
Person niedergelassen ist, einholen.

(3) Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines 
Mitgliedsstaates, eines EWR-Staates oder eines Ver-
tragsstaates übermittelt die nach § 18 zuständige 
Behörde diejenigen Informationen über Berufsange-
hörige, die zur Durchführung eines Beschwerdever-
fahrens wegen einer dort erbrachten Dienstleistung 
erforderlich sind.

(4) Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines 
Mitgliedsstaates, eines EWR-Staates oder eines Ver-
tragsstaates übermittelt die nach § 18 zuständige 
Behörde nach Artikel 56 der Richtlinie 2005/36/EG 
der anfordernden Behörde

1. Informationen darüber, ob die Niederlassung der 
dienstleistungserbringenden Person in dem in 
dieser Verordnung geregelten Beruf in der Bun-
desrepublik Deutschland rechtmäßig ist,

2. Informationen über die Führung der dienstleis-
tungserbringenden Person,

3. Informationen darüber, ob berufsbezogene diszipli-
narische oder strafrechtliche Sanktionen vorliegen.

§ 18 
Zuständige Behörde

Zuständige Behörde ist das Schleswig-Holsteinische 
Institut für Berufliche Bildung.

§ 19 
Nichtanwendung des Berufsbildungsgesetzes

Für die Ausbildung nach dieser Verordnung findet 
das Berufsbildungsgesetz vom 4. Mai 2020 (BGBl. I 
S. 920), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174), keine 
Anwendung.
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§ 20 
Anlagen

Die Anlagen 1 bis 3 sind Bestandteil dieser Verord-
nung.

§ 21 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. 

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 20. November 2023

P r o f.  D r.  K e r s t i n  v o n  d e r  D e c k e n 
Ministerin 

für Justiz und Gesundheit
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Landesverordnung 
über die Ordnung des Vorbereitungsdienstes und die Staatsprüfungen der Lehrkräfte 

(Ausbildungs- und Prüfungsverordnung Lehrkräfte - APVO Lehrkräfte)
Vom 5. Dezember 2023

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-49

Aufgrund

1. des § 26 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes 
(LBG) verordnet das Ministerium für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Kultur und

2. des § 25 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung mit Ab-
satz 1 Satz 2 LBG verordnet das Ministerium für 
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Kultur im Einvernehmen mit dem 
Ministerpräsidenten:

Inhaltsübersicht:

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 Einstellungsvoraussetzungen

§ 2 Dienstbezeichnung

§ 3 Dauer des Vorbereitungsdienstes

§ 4 Ende des Vorbereitungsdienstes

Abschnitt 2  
Ausbildung

§ 5 Ziel des Vorbereitungsdienstes

§ 6 Zuweisung

§ 7 Ausbildung durch die Schule

§ 8  Ausbildung durch das IQSH und durch das 
SHIBB

§ 9 Ausbildungsberatung

§ 10 Ausbildungsdokumentation (E-Portfolio)

§ 11 Hausarbeit

§ 12 Dienstliche Beurteilung

Abschnitt 3 
Staatsprüfung

§ 13 Terminplan

§ 14 Meldung zur Prüfung

§ 15 Zulassung zur Prüfung

§ 16 Prüfungskommission

§ 17 Prüfung

§ 18 Anwesenheit anderer Personen

§ 19 Verhinderung, Versäumnis

§ 20 Pflichtwidrigkeiten

§ 21 Bewertung der Leistungen

§ 22 Ermittlung der Prüfungsnote

§ 23 Bestehen der Prüfung

§ 24 Niederschrift

§ 25 Prüfungszeugnis

§ 26 Wiederholung der Prüfung

§ 27 Prüfungsakten

Abschnitt 4 
Ausbildung und Prüfung an berufsbildenden Schulen

§ 28  Ausbildung der Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst für das Lehramt an berufsbildenden 
Schulen

§ 29  Prüfung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
für das Lehramt an berufsbildenden Schulen

§ 30  Ausbildung der Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst für das Lehramt für Fachpraxis an 
berufsbildenden Schulen

§ 31  Prüfung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
für das Lehramt für Fachpraxis an berufsbil-
denden Schulen

Abschnitt 5 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 32 Besondere Formvorschriften

§ 33 Verarbeitung von Daten

§ 34 Übergangsbestimmungen

§ 35 Ausnahmeregelungen bei Unterrichtsausfall

§ 36 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§1 
Einstellungsvoraussetzungen

(1) In den Vorbereitungsdienst für die Laufbahn der 
Fachrichtung Bildung kann eingestellt werden, wer 
die Bildungsvoraussetzungen nach dem Lehrkräfte-
bildungsgesetz Schleswig-Holstein (LehrBG) vom 
15. Juli 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 134), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. Februar 
2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 102), erfüllt.

(2) Die Einstellung in den Vorbereitungsdienst ist 
ausgeschlossen, wenn bereits ein lehramtsbezogener 
Vorbereitungsdienst von mehr als neun Monaten 
ohne erfolgreichen Abschluss abgeleistet wurde. 
In Härtefällen kann die nach § 29 Absatz 1 LehrBG 
zuständige oberste Landesbehörde Ausnahmen von 
Satz 1 zulassen. Ein Härtefall liegt vor, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber nachweist, dass die 
Beendigung des ersten Vorbereitungsdienstes auf 
Antrag erfolgte und eine Fortsetzung des ersten 
Vorbereitungsdienstes aufgrund einer schwerwie-
genden Erkrankung oder anderen schwerwiegenden 
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persönlichen Gründen unzumutbar war. Ein Härtefall 
liegt auch vor, wenn die Bewerberin oder der Bewer-
ber aus dem ersten Vorbereitungsdienst aufgrund 
einer amtsärztlich festgestellten Dienstunfähigkeit 
entlassen wurde und bei der erneuten Bewerbung 
durch eine amtsärztliche Bescheinigung nachweist, 
dass die Dienstfähigkeit wiederhergestellt ist.

§ 2 
Dienstbezeichnung

Während des Vorbereitungsdienstes ist die Beamtin 
oder der Beamte Lehrkraft im Vorbereitungsdienst im 
Sinne dieser Verordnung. Die Lehrkraft im Vorberei-
tungsdienst führt die Dienstbezeichnung

1. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Grund-
schulen „Anwärterin für das Lehramt an Grund-
schulen“ oder „Anwärter für das Lehramt an 
Grundschulen“,

2. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Gymna-
sien „Referendarin für das Lehramt an Gymnasien“ 
oder „Referendar für das Lehramt an Gymnasien“,

3. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Ge-
meinschaftsschulen „Anwärterin für das Lehramt 
an Gemeinschaftsschulen“ oder „Anwärter für 
das Lehramt an Gemeinschaftsschulen“,

4. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt für Son-
derpädagogik „Anwärterin für das Lehramt für 
Sonderpädagogik“ oder „Anwärter für das Lehramt 
für Sonderpädagogik“,

5. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an berufs-
bildenden Schulen „Referendarin für das Lehramt 
an berufsbildenden Schulen“ oder „Referendar für 
das Lehramt an berufsbildenden Schulen“ und

6. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt für Fach-
praxis an berufsbildenden Schulen „Anwärterin für 
das Lehramt für Fachpraxis an berufsbildenden 
Schulen“ oder „Anwärter für das Lehramt für 
Fachpraxis an berufsbildenden Schulen“.

§ 3 
Dauer des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst dauert regelmäßig 18 Mo-
nate. Er kann bis zur Mindestdauer von 12 Monaten 
verkürzt werden. Eine Verlängerung des Vorberei-
tungsdienstes ist bis zur Höchstdauer von 30 Mo-
naten möglich. Wird der Vorbereitungsdienst gemäß 
§ 61 Absatz 4 oder § 62 Absatz 1 Satz 3 LBG in 
Teilzeit abgeleistet, sind die Zeiträume entsprechend 
anzupassen. Hierüber erhält die Lehrkraft im Vorbe-
reitungsdienst einen Bescheid.

(2) Die Höchstdauer des Vorbereitungsdienstes nach 
Absatz 1 verlängert sich um 

1. Zeiten des Beschäftigungsverbots nach dem 
Mutterschutzgesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1228), zuletzt geändert durch Artikel 57 Ab-
satz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 
(BGBl. I S. 2652), in Verbindung mit der Mutter-

schutzverordnung vom 12. Februar 2019 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 51) und

2. Elternzeit nach der Elternzeitverordnung vom 
18. Dezember 2001 (GVOBl. Schl.-H. 2002 
S. 6), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 14. Dezember 2021 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 1546).

(3) Der Vorbereitungsdienst ist um mindestens sechs 
Monate zu verlängern, wenn Zeiten nach Absatz 2 
sowie Zeiten anderer Abwesenheiten insgesamt 
90 Tage überschreiten.  Zu den Zeiten anderer Ab-
wesenheiten zählen insbesondere

1. Krankheitszeiten und

2. Sonderurlaub nach der Sonderurlaubsverordnung 
(SUVO) vom 29. November 2018 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 796), zuletzt geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 14. Dezember 2021 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 1546).

Bei der Berechnung der Zeiten ist unerheblich, ob 
diese in die Schulferien fallen.

(4) Der Vorbereitungsdienst ist um mindestens 
sechs Monate zu verlängern, wenn die Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst die Staatsprüfung nicht 
bestanden hat (§ 23) oder die Prüfung als nicht 
bestanden gilt (§ 15 Absatz 1, § 17 Absatz 2 und 
Absatz 5 sowie § 19 Absatz 3) oder die Prüfung 
für nicht bestanden erklärt wird (§ 20) und eine 
Wiederholung innerhalb der Höchstdauer des Vor-
bereitungsdienstes möglich ist.

(5) Der Vorbereitungsdienst kann auf Antrag der 
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst um sechs Monate 
verlängert werden, wenn ihre Leistungen die Anfor-
derungen aus nicht von ihr zu vertretenden Gründen 
noch nicht erfüllen. Der Antrag muss vor Beginn des 
letzten Ausbildungshalbjahres gestellt werden.

(6) Abweichend von Absatz 3 kann die Lehrkraft im 
Vorbereitungsdienst schriftlich auf die Verlängerung 
verzichten, wenn

1. bereits eine Verlängerung des Vorbereitungsdiens-
tes nach Absatz 5 gewährt wurde und

2. die Fehlzeiten nach Absatz 3 insgesamt 270 Tage 
nicht überschreiten.

(7) Der Vorbereitungsdienst kann auf Antrag um sechs 
Monate verkürzt werden durch Anerkennung von

1. Zeiten eines erfolgreich abgeschlossenen Vorbe-
reitungsdienstes für ein anderes Lehramt oder

2. Zeiten einer nach dem lehramtsbezogenen Mas-
terabschluss oder gleichwertigen Abschluss aus-
geübten für die Ausbildung förderlichen berufs-
praktischen Tätigkeit.

(8) In der Ausbildung der Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst können Modelle erprobt werden, bei denen 
Zeiten, Leistungen, Fähigkeiten und Kompetenzen, 
die für die Ausbildung förderlich sind und im Zuge 
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einer parallelen Ausbildung an einer Universität er-
bracht oder erworben wurden, auf den Vorbereitungs-
dienst angerechnet werden. Über die Anrechnung 
entscheidet das für Bildung zuständige Ministerium 
im Einzelfall oder durch Erlass.

§ 4 
Ende des Vorbereitungsdienstes

Der Vorbereitungsdienst endet

1. bei Bestehen der Prüfung mit Ablauf des Tages, 
an welchem der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst 
das Prüfungsergebnis schriftlich bekannt gegeben 
worden ist, frühestens jedoch nach Ablauf der für 
den Vorbereitungsdienst vorgeschriebenen Dauer;

2. bei Nichtbestehen der Wiederholungsprüfung 
oder bei erneuter Nichtzulassung zur Prüfung mit 
Zustellung des entsprechenden Bescheides; liegt 
ein Beschäftigungsverhältnis vor, endet der Vor-
bereitungsdienst zu dem vertraglich vereinbarten 
Zeitpunkt;

3. spätestens nach Ablauf der Höchstdauer des 
Vorbereitungsdienstes nach § 3 Absatz 1 und 2;

4. bei absehbarer Überschreitung der Höchstdauer 
des Vorbereitungsdienstes (Nummer 3), die im 
Falle der Nichtzulassung zur Prüfung (§ 15 Ab-
satz 1) oder des Nichtbestehens der Prüfung (§ 23 
Absatz 1) eintreten würde, mit der Zustellung des 
entsprechenden Bescheides;

5. auf Verlangen oder bei Dienstunfähigkeit der 
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst mit Zustellung 
des Bescheides über die Beendigung des Vor-
bereitungsdienstes; ist eine erneute Einstellung 
in den Vorbereitungsdienst nach § 1 Absatz 2 
ausgeschlossen, gilt mit der Beendigung des Vor-
bereitungsdienstes die Prüfung als endgültig nicht 
bestanden.

Abschnitt 2
Ausbildung

§ 5 
Ziel des Vorbereitungsdienstes

(1) Der Vorbereitungsdienst soll entsprechend der 
spezifischen Anforderungen nach § 21 LehrBG dazu 
befähigen, Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher 
Leistungsfähigkeit und Begabung sowie unterschied-
licher sozialer und kultureller Herkunft zu fördern. Er 
soll zudem dazu befähigen, Entwicklungsprozesse 
der Schulen mit zu gestalten.

(2) Die Überprüfung der Ausbildungsstandards nach 
§ 25 Absatz 1 LehrBG und deren Umsetzung obliegen 
der obersten Schulaufsicht.

(3) In Ergänzung der Ausbildungsstandards nach 
§ 25 Absatz 1 Satz 1 LehrBG werden Ausbildungs-
curricula festgelegt

1. für das Lehramt an Grundschulen, das Lehramt an 
Gemeinschaftsschulen, das Lehramt an Gymnasi-

en und das Lehramt für Sonderpädagogik durch 
das Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen 
Schleswig-Holstein (IQSH) mit Zustimmung des 
für Bildung zuständigen Ministeriums sowie

2. für das Lehramt an berufsbildenden Schulen und 
das Lehramt Fachpraxis an berufsbildenden Schu-
len durch das SHIBB mit Zustimmung des für 
Bildung zuständigen Ministeriums.

Die Ausbildungscurricula bestimmen für die einzelnen 
Lehrämter die fachspezifischen und fachrichtungsspe-
zifischen Standards sowie die Inhalte der Ausbildung 
durch das IQSH oder das SHIBB.

§ 6 
Zuweisung

(1) Die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst werden 
einer Schule zugewiesen, an der Lehrkräfte des an-
gestrebten Lehramtes zum Unterricht berechtigt 
sind; hierbei sollen Möglichkeiten zur Stärkung des 
Sprachunterrichts in den Minderheitensprachen und 
der Regionalsprache Niederdeutsch besonders be-
rücksichtigt werden. Die Schule nach Satz 1 ist 
Ausbildungsschule im Sinne dieser Verordnung. Die 
Ausbildung durch zwei kooperierende Schulen ist 
zulässig. Eine Ausbildung in Kooperation zwischen 
einer weiterführenden allgemein bildenden Schule 
und einer berufsbildenden Schule ist auf Antrag 
der Schulen und mit Genehmigung des für Bildung 
zuständigen Ministeriums im Benehmen mit dem 
SHIBB sowie mit Zustimmung der Lehrkraft im Vor-
bereitungsdienst zulässig.

(2) Anerkannte Ersatzschulen in freier Trägerschaft 
können mit Genehmigung des für Bildung zuständigen 
Ministeriums und im Einvernehmen mit dem IQSH 
Ausbildungsschulen sein. Für anerkannte berufsbil-
dende Ersatzschulen in freier Trägerschaft ist abwei-
chend von Satz 1 das Einvernehmen mit dem SHIBB 
erforderlich. Mit der Zulassung verpflichtet sich die 
Ersatzschule, die entsprechenden Bestimmungen des 
Lehrkräftebildungsgesetzes Schleswig-Holstein, dieser 
Verordnung sowie sonstiger zur Ausführung dieser 
Bestimmungen erlassenen Verwaltungsvorschriften 
anzuwenden. Die Zuweisung zu einer anerkannten 
Ersatzschule bedarf der Zustimmung der Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst.

(3) In begründeten Fällen ist ein Schulwechsel wäh-
rend der Ausbildung möglich.

§ 7 
Ausbildung durch die Schule

(1) Die Ausbildung durch die Schule basiert auf ei-
nem Ausbildungskonzept der Schule, das an den 
Ausbildungsstandards ausgerichtet ist.

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist unmittel-
bare Vorgesetzte oder unmittelbarer Vorgesetzter der 
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst. Die Aufgaben nach 
§§ 12 und 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden 
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von der Schulleiterin oder dem Schulleiter wahrge-
nommen, der die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst 
zuletzt zugewiesen gewesen ist.

(3) Die Ausbildung durch die Schule nach § 26 Ab-
satz 3 LehrBG gliedert sich in

1. Hospitationen im Unterricht der Lehrkräfte an der 
Ausbildungsschule und an kooperierenden Schulen,

2. Unterricht unter Anleitung, bei dem die anlei-
tende Lehrkraft der Ausbildungsschule oder der 
kooperierenden Schule die Verantwortung für den 
Unterricht behält,

3. eigenverantwortlichen Unterricht, der von den 
Lehrkräften im Vorbereitungsdienst selbst geplant 
und für sie im Stundenplan ausgewiesen wird,

4. Mitarbeit in den Teamstrukturen der Schule,

5. Einführung in wesentliche schulische und schul-
artspezifische und Beteiligung an wesentlichen 
schulischen und schulartspezifischen Aufgaben 
einschließlich der Mitgliedschaft in Prüfungs-
ausschüssen, soweit dieses nach den jeweiligen 
Prüfungsbestimmungen zulässig ist,

6. Teilnahme an weiteren schulischen Veranstaltungen.

(4) Die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst sollen unter 
Berücksichtigung der spezifischen Anforderungen 
an das jeweils angestrebte Lehramt in der Ausbil-
dungsschule fach- oder fachrichtungsbezogen und 
im Zusammenwirken der Fächer und Fachrichtungen 
wie folgt eingesetzt werden:

1. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Grund-
schulen sowohl in den Jahrgangsstufen 1 bis 2 
als auch in den Jahrgangsstufen 3 bis 4 der Pri-
marstufe; die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
sollen neben dem eigenständigen Unterricht in 
den studierten Fächern auch in Deutsch oder 
Mathematik hospitieren;

2. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Gym-
nasien in jedem der Fächer nach § 12 Absatz 1 
LehrBG sowohl in der Sekundarstufe I als auch 
in der Sekundarstufe II;

3. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Gemein-
schaftsschulen sowohl in den Jahrgangsstufen 
5 bis 6 als auch in den Jahrgangsstufen 7 bis 10; 
wurde eines der Fächer auf dem Niveau der Se-
kundarstufe I und II studiert, erfolgt ein Einsatz 
in diesem Fach sowohl in der Sekundarstufe I als 
auch in der Sekundarstufe II;

4. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt für Sonder-
pädagogik in einer Fachrichtung im Arbeitsbereich 
Inklusion, in dem sich Schülerinnen und Schüler 
mit festgestelltem Förderbedarf entsprechend der 
studierten Fachrichtung befinden, oder im Arbeits-
bereich Prävention; für die andere Fachrichtung ist 
einer der sonderpädagogischen Arbeitsbereiche För-
derzentrum, Prävention oder Inklusion frei wählbar;

5. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an be-
rufsbildenden Schulen in verschiedenen berufs-
bildenden Schularten.

Bestehen an der Ausbildungsschule Lerngruppen, in 
denen Schülerinnen und Schüler mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf unterrichtet werden, sollen die 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst auch in die Arbeit 
in diesen Lerngruppen eingeführt werden.

(5) Der Anteil des eigenverantwortlichen Unterrichts 
beträgt während des Vorbereitungsdienstes im Durch-
schnitt zehn Unterrichtsstunden pro Woche. Für Lehr-
kräfte, die nach § 24 Absatz 2 LehrBG (Quereinstieg) 
in den Vorbereitungsdienst eingestellt wurden und 
kein lehramtsbezogenes Studium absolviert haben, 
werden in den ersten sechs Monaten des Vorberei-
tungsdienstes bis zu vier der Unterrichtsstunden 
nach Satz 1 durch Veranstaltungen des IQSH, des 
SHIBB oder einer Hochschule ersetzt.

(6) Die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst werden 
für das betreffende Fach oder die betreffende Fach-
richtung von der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
jeweils einer Ausbildungslehrkraft zugewiesen. Die 
Ausbildungslehrkräfte haben die Aufgabe, die Lehr-
kräfte im Vorbereitungsdienst in der schulischen 
Bildungs- und Erziehungsarbeit den Ausbildungs-
standards entsprechend anzuleiten, zu beraten und 
zu unterstützen. Sie sollen für das betreffende Fach 
oder die betreffende Fachrichtung die Lehrbefähigung 
und die Berechtigung haben, in der entsprechenden 
Schulstufe oder den entsprechenden Schulstufen 
Unterricht zu erteilen. Sie sollen über hinreichende 
unterrichtliche und pädagogische Erfahrung verfügen. 
Über Ausnahmen einer Gleichwertigkeit zur Lehrbe-
fähigung entscheidet die oberste Schulaufsicht. Die 
Ausbildungslehrkräfte haben das Recht und die Pflicht 
zum Besuch des eigenverantwortlichen Unterrichts 
der jeweiligen Lehrkraft im Vorbereitungsdienst.

(7) Die Ausbildungslehrkräfte führen mindestens 
am Beginn der Ausbildung und nach sechs Mona-
ten Orientierungsgespräche über den Stand und die 
persönliche Ausgestaltung der Ausbildung mit der 
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst.

§ 8 
Ausbildung durch das IQSH und 

durch das SHIBB

(1) Für die Ausbildung der Lehrkräfte im Vorberei-
tungsdienst ist zuständig

1. das IQSH für das Lehramt an Grundschulen, das 
Lehramt an Gemeinschaftsschulen, das Lehramt 
an Gymnasien und das Lehramt für Sonderpäda-
gogik und

2. das SHIBB für das Lehramt an berufsbildenden 
Schulen und das Lehramt Fachpraxis an berufs-
bildenden Schulen.

(2) Die Ausbildung durch das IQSH oder das SHIBB 
umfasst 360 Zeitstunden. Mindestens 288 Zeitstun-
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den entfallen auf Pflichtveranstaltungen, die sich 
zu gleichen Teilen auf die Fächer und/oder Fach-
richtungen sowie Pädagogik oder Berufspädagogik 
und im Vorbereitungsdienst des Lehramts für Son-
derpädagogik zu gleichen Teilen auf die Fächer und 
Fachrichtungen verteilen sollen. Im Falle der Verlän-
gerung des Vorbereitungsdienstes (§ 3) nimmt die 
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst in Absprache mit 
der Vertreterin oder dem Vertreter des IQSH oder 
des SHIBB für das jeweilige Lehramt weiterhin an 
den Ausbildungsveranstaltungen des IQSH oder des 
SHIBB teil. Die Ausbildung durch das IQSH oder das 
SHIBB wird von Studienleiterinnen und Studienleitern 
wahrgenommen. Sie müssen grundsätzlich für das 
betreffende Fach oder die betreffende Fachrichtung 
die Lehrbefähigung und die Berechtigung haben, in 
der entsprechenden Schulstufe oder den entspre-
chenden Schulstufen Unterricht zu erteilen.

(3) Die Ausbildung des IQSH oder des SHIBB in den 
Fächern, den Fachrichtungen und Pädagogik oder 
Berufspädagogik berücksichtigt die spezifischen An-
forderungen an das jeweils angestrebte Lehramt. Für 
die Ausbildung in Pädagogik oder Berufspädagogik 
wird die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst vom IQSH 
oder vom SHIBB einer Ausbildungsgruppe zugewie-
sen. Die Ausbildung findet in einer Ausbildungsschule 
oder digital statt (Ausbildungstag). Der Anteil der 
digitalen Ausbildungstage beträgt mindestens 20 und 
höchstens 40 Prozent je Fach, Fachrichtung und Pä-
dagogik oder Berufspädagogik. In der Ausbildung für 
das Lehramt für Sonderpädagogik sind mindestens 
20 und höchstens 40 Prozent der Ausbildungstage 
digital durchzuführen, die sich unterschiedlich auf 
die Fächer und Fachrichtungen verteilen können.

(4) Außer den Einführungsveranstaltungen gehören 
zu den Ausbildungsveranstaltungen

1. in der Ausbildung für die Lehrämter der allgemein 
bildenden Schularten

a) Veranstaltungen in jedem der Fächer nach 
§ 12 Absatz 1 LehrBG unter Einbeziehung von 
integrierten Fächern,

b) Veranstaltungen in Pädagogik, einschließlich 
Schul- und Dienstrecht;

2. in der Ausbildung für das Lehramt für Sonderpä-
dagogik

a) Veranstaltungen in den zwei sonderpädagogi-
schen Fachrichtungen einschließlich der Päd-
agogik und Schul- und Dienstrecht sowie der 
fachrichtungsbezogenen Beratung,

b) Veranstaltungen in zwei Fächern, wobei eines 
Deutsch oder Mathematik sein muss;

3. in der Ausbildung für das Lehramt an berufsbil-
denden Schulen

a) Veranstaltungen in der beruflichen Fachrich-
tung,

b) Veranstaltungen im Fach oder einer weiteren 
beruflichen Fachrichtung oder einer sonderpä-
dagogischen Fachrichtung,

c) Veranstaltungen in Berufspädagogik einschließ-
lich Schul- und Dienstrecht.

Abweichend von Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 können 
Ausbildungsinhalte zum Schul- und Dienstrecht in 
gesonderten digitalen Ausbildungsveranstaltungen 
vermittelt werden. Wurde nach § 12 Absatz 1 Satz 2 
oder 3 LehrBG nur ein Fach studiert, gehören abwei-
chend von Satz 1 zu den Ausbildungsveranstaltungen 
ausschließlich Veranstaltungen in diesem Fach.

(5) Die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst sind für die 
Ausbildung durch das IQSH oder das SHIBB von Schul-
veranstaltungen im notwendigen Umfang freigestellt.

(6) In besonderen Fällen können Veranstaltungen 
durch gleichwertige Maßnahmen des IQSH oder des 
SHIBB ersetzt werden.

§ 9 
Ausbildungsberatung

(1) Die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst werden im 
Rahmen von Unterrichtsbesuchen in den Ausbildungs-
schulen durch Studienleiterinnen und Studienleiter 
beraten (Ausbildungsberatungen). Ziel der Ausbil-
dungsberatungen ist die Förderung der didaktischen, 
methodischen und pädagogischen Entwicklung der 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst. Die Ausbildungsbe-
ratungen nehmen Bezug auf die Ausbildungscurricula 
(§ 21) und die Anforderungen der Staatprüfung. Am 
Ende der jeweiligen Ausbildungsberatung erhält die 
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst auf Wunsch eine 
mündliche Rückmeldung von der Studienleiterin oder 
dem Studienleiter. Die Rückmeldung orientiert sich 
ab dem zweiten Ausbildungshalbjahr an den Bewer-
tungskriterien für die Staatsprüfung.

(2) Während des Vorbereitungsdienstes sind acht 
Ausbildungsberatungen durchzuführen, die sich wie 
folgt verteilen:

1. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Grund-
schulen, im Vorbereitungsdienst für das Lehramt 
an Gymnasien und im Vorbereitungsdienst für 
das Lehramt an Gemeinschaftsschulen je drei 
Beratungen in den Fächern und zwei Beratungen 
in Pädagogik;

2. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt für Son-
derpädagogik je drei Beratungen in den Fachrich-
tungen und je eine Beratung in den Fächern;

3. im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an be-
rufsbildenden Schulen drei Beratungen im Fach 
und drei Beratungen in der Fachrichtung sowie 
zwei Beratungen in der Berufspädagogik.

Auf Antrag der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst sind 
bis zu zwei weitere Ausbildungsberatungen im Fach, 
der Fachrichtung, Pädagogik oder Berufspädagogik 
durchzuführen.
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§ 10 
Ausbildungsdokumentation (E-Portfolio)

Die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst führen ein 
digitales Portfolio (E-Portfolio) zur Dokumentation 
der Ausbildung. Das E-Portfolio beinhaltet

1. eine Auflistung der wahrgenommenen Ausbil-
dungsveranstaltungen nach § 8 Absatz 2,

2. einen Bericht zu jeder Ausbildungsberatung, der 
beinhaltet

a) den Unterrichtsentwurf,

b) die aus der Ausbildungsberatung abgeleiteten 
Ziele und

c) eine Reflexion über die Umsetzung dieser Ziele, 
sowie

3. fünf Thesen, die die Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst aus der Reflexion ihrer Ausbildungserfah-
rungen ableitet; zu jedem Fach, jeder Fachrichtung 
sowie zu Pädagogik oder Berufspädagogik ist 
mindestens eine These zu verfassen; im Vorbe-
reitungsdienst des Lehramts für Sonderpädagogik 
ist mindestens eine These zu jedem Fach und 
zu jeder sonderpädagogischen Fachrichtung zu 
verfassen; dieser Teil des E-Portfolios hat etwa 
5 Seiten zu umfassen.

Der Bericht nach Nummer 2 ist der Studienleiterin 
oder dem Studienleiter vor der nächsten Ausbildungs-
beratung zur Verfügung zu stellen.

§ 11 
Hausarbeit und Zertifikatskurs

(1) Die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst fertigt eine 
Hausarbeit an. In der Hausarbeit dokumentiert und 
reflektiert die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst exem-
plarisch Aspekte der eigenen schulischen Praxis und 
deren Wirkungen. Dabei werden Ideen, Anregungen 
und didaktische Prinzipien aus den Ausbildungsver-
anstaltungen (§ 8 Absatz 2) erprobt.

(2) Das Thema der Hausarbeit wird in Absprache 
mit der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst von einer 
Studienleiterin oder einem Studienleiter gestellt, deren 
oder dessen Fachgebiet das Thema zuzuordnen ist. 
Nicht zulässig ist für die Hausarbeit ein Thema, in 
dem die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst bereits eine 
wissenschaftliche Arbeit geschrieben hat. Die The-
menstellung muss spätestens drei Monate vor dem 
Ende des zweiten Ausbildungshalbjahres erfolgen.

(3) Die Hausarbeit soll einen Umfang von etwa 
20 Seiten haben. Am Schluss der Hausarbeit hat 
die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst mit ihrer Unter-
schrift zu versichern, dass die Arbeit selbstständig 
angefertigt ist und nur die angegebenen Hilfsmittel 
benutzt worden sind. Drei Monate nach Themen-
stellung ist die Hausarbeit in elektronischer Form als 
pdf-Dokument einzureichen; das Einreichen erfolgt 
durch die Übermittlung des pdf-Dokuments an das 

nach § 8 Absatz 1 zuständige IQSH oder SHIBB. 
Das Datum der Abgabe wird aktenkundig gemacht. 
Die technische Umsetzung regeln das IQSH und das 
SHIBB im Benehmen mit der nach § 29 Absatz 1 
LehrBG zuständigen obersten Landesbehörde.

(4) Die Hausarbeit wird von der Studienleiterin oder 
dem Studienleiter benotet, die oder der das Thema 
gestellt hat. Das IQSH oder das SHIBB übersendet 
der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst eine Kopie des 
Gutachtens über die Hausarbeit. Die Lehrkraft im 
Vorbereitungsdienst kann eine schriftliche Stellung-
nahme abgeben.

(5) Die Hausarbeit, deren Benotung und die Stellung-
nahme der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst werden 
zu den Prüfungsakten genommen.

(6) Im Vorbereitungsdienst für das Lehramt an Grund-
schulen wird die Hausarbeit ersetzt durch

1. einen IQSH-Zertifikats-Kurs Mathematik an Grund-
schulen, wenn Mathematik nicht als eigenständiges 
Prüfungsfach studiert und kein Mathematik-Zertifi-
katskurs der Hochschule nachgewiesen wird, oder

2. einen IQSH-Zertifikatskurs Deutsch an Grund-
schulen, wenn Deutsch nicht als eigenständiges 
Prüfungsfach studiert wurde.

Hat die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst weder Ma-
thematik noch Deutsch als eigenständiges Prüfungs-
fach studiert, wählt sie zu Beginn der Ausbildung 
zwischen einem der beiden IQSH-Zertifikatskurse. 
Hat die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst Deutsch 
als eigenständiges Prüfungsfach studiert und weist 
sie einen Mathematik-Zertifikatskurs der Hochschule 
nach, kann die Hausarbeit auf Wunsch der Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst durch einen IQSH-Zertifikats-
kurs Mathematik ersetzt werden.

(7) Lehrkräften im Vorbereitungsdienst des Lehramtes 
für Sonderpädagogik, die den Vorbereitungsdienst 
ab dem 1. Februar 2020 aufgenommen haben, kann 
der IQSH-Zertifikatskurs „Beratung“ als Ersatz für 
die Hausarbeit anerkannt werden.

(8) Lehrkräften im Vorbereitungsdienst mit Ausnah-
me der

1. Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst des Lehram-
tes an Grundschulen, die die Hausarbeit nach 
Absatz 6 durch einen IQSH-Zertifikatskurs Ma-
thematik oder Deutsch ersetzen, und

2. Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst des Lehramtes 
für Sonderpädagogik

kann der IQSH-Zertifikatskurs oder SHIBB-Zertifikats-
kurs „Deutsch als Zweitsprache“ als Ersatz für die 
Hausarbeit anerkannt werden.

(9) Inhaltlicher Anspruch, Arbeitsumfang und Schwie-
rigkeitsgrad der IQSH- und SHIBB-Zertifikatskurse 
müssen jeweils mit der Hausarbeit vergleichbar sein. 
Der Kurs wird mit einer benoteten Klausur abgeschlos-
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sen. Absatz 4 Satz 2 und 3 und Absatz 5 gelten 
entsprechend. Näheres regeln im Benehmen mit der 
nach § 29 Absatz 1 LehrBG zuständigen obersten 
Landesbehörde zu den Zertifikatskursen nach Ab-
satz 6 und 7 das IQSH und zu dem Zertifikatskurs 
nach Absatz 8 das IQSH und das SHIBB.

§ 12 
Dienstliche Beurteilung

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter der Ausbil-
dungsschule erstellt eine dienstliche Beurteilung über 
die Eignung, Leistung und Befähigung der Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst in Unterricht und Schule. Die 
Beurteilung muss die gesamte Dauer des Vorberei-
tungsdienstes umfassen einschließlich einer etwaigen 
Verlängerung. Bei Ausbildung an kooperierenden Schu-
len ist ein Beurteilungsbeitrag der Schulleiterin oder 
des Schulleiters der Kooperationsschule und bei einem 
Wechsel der Ausbildungsschule ein Beurteilungsbeitrag 
der Schulleiterin oder des Schulleiters der ersten Aus-
bildungsschule einzuholen. Kriterien für die Beurteilung 
sind die Ausbildungsstandards. Die Beurteilung endet 
mit einer Note. § 21 Absatz 2 gilt entsprechend.

(2) Der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst ist Einsicht 
in die Beurteilung zu gewähren. Die Beurteilung ist 
mit ihr zu besprechen und ihr auszuhändigen; sie 
kann eine schriftliche Stellungnahme abgeben.

(3) Die dienstliche Beurteilung und die Stellungnahme 
der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst werden zu den 
Prüfungsakten genommen.

Abschnitt 3
Staatsprüfung

§ 13 
Terminplan

Die Festsetzung aller mit der Prüfung in Verbindung 
stehender Termine erfolgt durch die nach § 29 Ab-
satz 1 LehrBG zuständige oberste Landesbehörde.

§ 14 
Meldung zur Prüfung

Zum festgesetzten Termin beantragt die Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst bei der nach § 29 Absatz 1 
LehrBG zuständigen obersten Landesbehörde auf 
dem Dienstweg die Zulassung zur Prüfung unter 
Beifügung der folgenden Unterlagen:

1. den Nachweis über die bisherige Teilnahme an 
den Ausbildungsveranstaltungen (§ 8 Absatz 2),

2. den Nachweis über die Befähigung zum Leisten 
Erster Hilfe,

3. eine Erklärung, ob der Anwesenheit anderer Lehr-
kräfte im Vorbereitungsdienst bei der Prüfung 
zugestimmt wird; diese Erklärung kann bis zum 
Beginn der Prüfung zurückgenommen werden,

4. mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter abge-
stimmte Angaben darüber, in welchen Klassen 
oder Kursen der Unterricht am Prüfungstag ge-
halten werden soll.

§ 15 
Zulassung zur Prüfung

(1) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst sind nicht zu-
gelassen, wenn

1. unter Berücksichtigung von Fehlzeiten nach § 3 
Absatz 3 zum Zeitpunkt der Zulassung zur Prüfung 
mehr als ein Sechstel der bis dahin möglichen 
Ausbildungsveranstaltungen nach § 8 Absatz 2 
nicht wahrgenommen wurden,

2. die Hausarbeit oder der IQSH-Zertifikatskurs oder 
der SHIBB-Zertifikatskurs mit „ungenügend“ be-
wertet worden ist,

3. die dienstliche Beurteilung mit „mangelhaft“ oder 
„ungenügend“ abschließt oder

4. die Meldung zur Prüfung nach § 14 nicht fristge-
recht oder nicht vollständig erfolgt ist.

Mit der Nichtzulassung gilt die Prüfung als nicht 
bestanden.

(2) Ist eine Lehrkraft im Vorbereitungsdienst erstmalig 
nicht zur Prüfung zugelassen, kann sie die Zulassung 
zur Wiederholung der Prüfung (§ 26) beantragen.

§ 16 
Prüfungskommission

(1) Die nach § 29 Absatz 1 LehrBG zuständige obers-
te Landesbehörde setzt zur Durchführung der Prü-
fung (§ 29 LehrBG) eine Prüfungskommission ein. 
Mitglieder der Prüfungskommission sind

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter der Ausbil-
dungsschule;

2. zwei Studienleiterinnen oder Studienleiter, die 
grundsätzlich die entsprechende Lehrbefähigung 
für das Fach oder die Fachrichtung und die Be-
rechtigung haben müssen, in der entsprechenden 
Schulstufe oder den entsprechenden Schulstufen 
Unterricht zu erteilen;

3. die Leiterin oder der Leiter der Kooperationsschule, 
sofern an kooperierenden Schulen ausgebildet 
wird;

4. die Schulaufsicht oder die Vertreterin oder der 
Vertreter des IQSH für das jeweilige Lehramt oder 
die Vertreterin oder der Vertreter des SHIBB, sofern 
diese oder dieser die Mitgliedschaft in der Prü-
fungskommission wünscht; er oder sie übernimmt 
für die einzelnen Prüfungsteile das Stimmrecht 
jeweils eines der Mitglieder nach Nummer 2;

5. bei der Prüfung einer Lehrkraft im Vorbereitungs-
dienst für das Lehramt für Sonderpädagogik oder 
das Lehramt an berufsbildenden Schulen je ein 
weiteres Mitglied, wenn sonst die Fach- und Fach-
richtungskompetenz nicht sichergestellt werden 
kann; das weitere Mitglied übernimmt jeweils 
das Stimmrecht eines Mitglieds nach Nummer 2 
für den Prüfungsteil, in dem sonst die Fach- und 
Fachrichtungskompetenz nicht sichergestellt wäre;
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6. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangeli-
schen oder Katholischen Kirche, wenn das Fach 
Evangelische Religion oder Katholische Religion 
Bestandteil der Prüfung ist.

Im Fall des Satzes 2 Nummer 4 übernimmt die Vertre-
terin oder der Vertreter der Schulaufsicht, des IQSH 
für das jeweilige Lehramt oder des SHIBB den Vorsitz 
der Prüfungskommission. Im Übrigen wird der Vorsitz 
von der nach § 29 Absatz 1 LehrBG zuständigen 
obersten Landesbehörde bestimmt.

(2) Ist ein Mitglied der Prüfungskommission verhin-
dert, bestimmt die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Im Fall 
des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 6 wird eine Stellver-
treterin oder ein Stellvertreter von der Evangelischen 
oder Katholischen Kirche bestimmt.

(3) Während der gesamten Prüfung ist die Anwesen-
heit aller Mitglieder erforderlich. Erkrankt ein Mitglied 
der Prüfungskommission während der Prüfung oder 
ist die Fortsetzung einer bereits begonnenen Prü-
fung aus einem anderen Grund unmöglich, wird die 
Prüfung unterbrochen. Ein Termin zur Fortsetzung 
der Prüfung wird unverzüglich festgelegt. Bereits 
erbrachte Prüfungsteile werden bei der Fortsetzung 
der Prüfung angerechnet.

§ 17 
Prüfung

(1) Zwei Wochen vor der Prüfung leitet die Lehr-
kraft im Vorbereitungsdienst jedem Mitglied der Prü-
fungskommission das E-Portfolio (§ 10) auf elektro-
nischem Weg zu; dieses wird zu den Prüfungsakten 
genommen. Spätestens bis 16 Uhr des Tages vor der 
Prüfung leitet sie jedem Mitglied der Prüfungskom-
mission für jede Unterrichtsstunde eine schriftliche 
Unterrichtsvorbereitung auf elektronischem Weg zu.

(2) Die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst wird von der 
Prüfungskommission in der Ausbildungsschule an ei-
nem Schultag in einer Unterrichtsstunde je Fach oder 
Fachrichtung begleitet. Die zu erteilenden Stunden 
sollen die in § 7 Absatz 4 genannten Einsatzbereiche 
der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst abdecken und 
sich aus dem laufenden Unterricht der Lehrkraft im 
Vorbereitungsdienst ergeben. Lehrkräfte im Vorbe-
reitungsdienst halten beide Unterrichtsstunden in 
einem Fach, wenn dies das einzige Fach ist. Die 
Lehrkraft im Vorbereitungsdienst erhält nach den 
Unterrichtsstunden Gelegenheit, zu deren Verlauf 
Stellung zu nehmen. Im Anschluss benotet die Prü-
fungskommission die jeweilige Unterrichtsstunde. 
Sofern eine der Unterrichtsstunden mit „ungenügend“ 
oder beide Unterrichtsstunden mit „mangelhaft“ be-
notet werden, entfallen die weiteren Prüfungsteile. 
Die Prüfung gilt als nicht bestanden.

(3) Zum Abschluss der Prüfung findet ein Prüfungs-
gespräch im Umfang von 60 Minuten zwischen der 
Prüfungskommission und der Lehrkraft im Vorberei-

tungsdienst statt, in dem Thesen aus dem E-Portfolio 
vor dem Hintergrund der pädagogischen Arbeit re-
flektiert werden. Anschließend benotet die Prüfungs-
kommission diesen Prüfungsteil.

(4) Jedes Mitglied der Prüfungskommission gibt ein 
Votum für die Benotung der Prüfungsteile nach Ab-
satz 2 und 3 ab. § 21 gilt entsprechend. Stimment-
haltung ist unzulässig. Die Note für die Prüfungsteile 
nach Absatz 2 und 3 ist aus den Voten aller Mitglieder 
der Prüfungskommission in gleicher Gewichtung zu 
berechnen und in entsprechender Anwendung des 
§ 23 Absatz 1 auf eine volle Note zu runden. Die 
oder der Vorsitzende der Prüfungskommission setzt 
die jeweilige Note für die Prüfungsteile nach Absatz 2 
und 3 fest.

(5) Die Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn mehr 
als zwei Prüfungsteile mit „mangelhaft“ oder ein 
Prüfungsteil mit „ungenügend“ bewertet werden. 
Der vorstehende Absatz 2 und § 15 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 und 3 bleiben unberührt.

§ 18 
Anwesenheit anderer Personen

(1) Die Prüfung ist nicht öffentlich.

(2) Die jeweilige Ausbildungslehrkraft kann mit vor-
heriger schriftlicher Zustimmung der Lehrkraft im 
Vorbereitungsdienst an den Unterrichtsstunden und 
deren Besprechung ohne Stimmrecht teilnehmen. Mit 
vorheriger schriftlicher Zustimmung der Lehrkraft im 
Vorbereitungsdienst und Zustimmung der Schulleiterin 
oder des Schulleiters kann die Ausbildungslehrkraft 
auch an den übrigen Prüfungsteilen einschließlich 
der Beratung und Entscheidung ohne Stimmrecht 
teilnehmen.

(3) Als Zuhörerinnen oder Zuhörer können an der 
Prüfung einschließlich der Beratung und Entscheidung 
ohne Stimmrecht teilnehmen je eine Vertreterin oder 
ein Vertreter

1. der nach § 29 Absatz 1 LehrBG zuständigen obers-
ten Landesbehörde,

2. des IQSH oder des SHIBB,

der an der Lehrkräfteausbildung beteiligten Hoch-
schulen des Landes.

(4) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Prüfungs-
kommission kann bis zu zwei Lehrkräften im Vorberei-
tungsdienst, die noch keine Prüfung abgelegt haben, 
die Anwesenheit bei der Prüfung gestatten, sofern 
die zu prüfende Lehrkraft im Vorbereitungsdienst 
schriftlich zugestimmt hat. Die Zulassung erstreckt 
sich nicht auf die Beratungen der Prüfungskommis-
sion und die Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse.

§ 19 
Verhinderung, Versäumnis

(1) Ist die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst durch 
Krankheit oder sonstige von ihr nicht zu vertre-
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tende Umstände ganz oder teilweise gehindert, 
dem Termin nach § 14, dem Prüfungstermin oder 
einer sonstigen Verpflichtung im Rahmen der Prü-
fung nachzukommen, sind die Hinderungsgründe 
in geeigneter Form unverzüglich anzuzeigen und 
glaubhaft zu machen. Im Falle der Erkrankung ist ein 
ärztliches, auf Verlangen ein amtsärztliches Zeugnis 
vorzulegen. Auf schriftlichen Antrag der Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst kann dann eine Verschie-
bung des Termins nach § 14, des Prüfungstermins 
oder einer sonstigen Verpflichtung im Rahmen der 
Prüfung gewährt werden.

(2) Bricht die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst aus 
den in Absatz 1 genannten Gründen Prüfungsteile ab, 
entscheidet die oder der Vorsitzende der Prüfungs-
kommission über die Anerkennung bereits erbrachter 
Prüfungsleistungen und bestimmt den Zeitpunkt für 
nachzuholende Prüfungsteile.

(3) Versäumt eine Lehrkraft im Vorbereitungsdienst 
ohne ausreichenden Grund einen der vorgenannten 
Termine oder eine sonstige Prüfungsverpflichtung, 
gilt die gesamte Prüfung als nicht bestanden. Die 
Feststellung darüber trifft die nach § 29 Absatz 1 
LehrBG zuständige oberste Landesbehörde und für 
die Termine oder sonstigen Verpflichtungen am Prü-
fungstag die Vorsitzende oder der Vorsitzende der 
Prüfungskommission.

§ 20 
Pflichtwidrigkeiten

(1) Versucht eine Lehrkraft im Vorbereitungsdienst, 
die Prüfungsleistung durch Täuschung oder Verstoß 
gegen sonstige Prüfungspflichten zum eigenen Vorteil 
zu beeinflussen, kann die Prüfungskommission die 
Zulassung zur Prüfung verwehren oder sie von der 
weiteren Teilnahme an der Prüfung ausschließen 
und die Prüfung für nicht bestanden erklären. In 
minder schweren Fällen kann ihr die Wiederholung 
bestimmter Prüfungsteile ermöglicht werden. Vor der 
Entscheidung ist die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst 
zu hören.

(2) Wird innerhalb einer Frist von drei Jahren nach der 
Aushändigung des Prüfungszeugnisses eine Pflicht-
widrigkeit bekannt, kann die nach § 29 Absatz 1 
LehrBG zuständige oberste Landesbehörde nach 
Anhörung der Zeugnisinhaberin oder des Zeugnisin-
habers die Prüfung nachträglich für nicht bestanden 
erklären und das Prüfungszeugnis einziehen. Diese 
Entscheidung ist nur innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten nach Bekanntwerden des Tatbestandes 
zulässig.

§ 21 
Bewertung der Leistungen

(1) Die Bewertungen von Leistungen nach dieser 
Verordnung orientieren sich an den durch die Aus-
bildungsstandards und Ausbildungscurricula vorge-
gebenen Anforderungen.

(2) Zur Bewertung werden folgende ganze Noten 
vergeben:

„sehr gut“ (1) für eine Leistung, die den Anforde-
rungen in besonderem Maße entspricht;

„gut“ (2) für eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht;

„befriedigend“ (3) für eine Leistung, die im Allge-
meinen den Anforderungen entspricht;

„ausreichend“ (4) für eine Leistung, die zwar Män-
gel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen 
noch entspricht;

„mangelhaft“ (5) für eine Leistung, die den Anfor-
derungen nicht entspricht, jedoch erkennen lässt, 
dass die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 
sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben 
werden können;

„ungenügend“ (6) für eine Leistung, die den An-
forderungen nicht entspricht und bei der selbst 
die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die 
Mängel in absehbarer Zeit nicht behoben werden 
können.

§ 22 
Ermittlung der Prüfungsnote

(1) Aus den gewichteten Noten für die einzelnen 
Prüfungsteile wird eine Note errechnet und auf zwei 
Dezimalstellen gerundet. Die Gewichtung ist wie 
folgt festgelegt:

1. Hausarbeit oder IQSH-Zertifikatskurs oder SHIBB-
Zertifikatskurs (20 %),

2. Dienstliche Beurteilung (25 %),

3. Erste Unterrichtsstunde (15 %),

4. Zweite Unterrichtsstunde (15 %),

5. Prüfungsgespräch einschließlich Thesen aus dem 
E-Portfolio (25 %).

(2) Die Prüfungskommission setzt die errechnete 
Note als Prüfungsnote fest.

§ 23 
Bestehen der Prüfung

(1) Aufgrund der in § 22 festgesetzten Prüfungsnote 
ist die Note für die Prüfung wie folgt auszuweisen:

„mit Auszeichnung bestanden“ (1,00 - 1,49),

„gut bestanden“ (1,50 - 2,49),

„befriedigend bestanden“ (2,50 - 3,49),

„bestanden“ (3,50 - 4,49),

„nicht bestanden“ (4,50 - 6,00).

(2) Nach Abschluss der Beratungen gibt die oder der 
Vorsitzende der Prüfungskommission der Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst die Gesamtnote mündlich 
bekannt und erläutert sie.
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§ 24 
Niederschrift

(1) Über die Prüfungsteile am Prüfungstag und die 
Ergebnisse der Beratungen der Prüfungskommission 
wird eine Niederschrift gefertigt. Die oder der Vorsit-
zende der Prüfungskommission bestimmt für jeden 
Prüfungsteil eines der Mitglieder zur Schriftführerin 
oder zum Schriftführer.

(2) In der Niederschrift sind anzugeben

1. die namentliche Zusammensetzung der jeweiligen 
Prüfungskommission,

2. der Vorname und Name der Lehrkraft im Vorbe-
reitungsdienst,

3. Ort und Zeit der Prüfung sowie Prüfungsfächer,

4. die Prüfungsgegenstände in Stichworten,

5. die wesentlichen die Bewertung tragenden Leis-
tungen,

6. Einzelnoten und Gesamtnote der Prüfung,

7. die Anwesenheit anderer Personen,

8. besondere Vorkommnisse.

(3) Die Niederschrift wird abschließend von allen 
Mitgliedern der Prüfungskommission unterzeichnet.

§ 25 
Prüfungszeugnis

(1) Über die bestandene Prüfung erhält die Lehr-
kraft im Vorbereitungsdienst ein Zeugnis nach einem 
Muster, das im Nachrichtenblatt des für Bildung 
zuständigen Ministeriums veröffentlicht wird. Das 
Zeugnis wird von der zuständigen Schulaufsichtsbe-
amtin oder dem zuständigen Schulaufsichtsbeamten 
unterzeichnet.

(2) Ist die Prüfung nicht bestanden, wird der Lehr-
kraft im Vorbereitungsdienst darüber ein schriftlicher 
Bescheid zugestellt.

§ 26 
Wiederholung der Prüfung

(1) Hat die Lehrkraft im Vorbereitungsdienst die Prü-
fung nicht bestanden (§ 23) oder gilt die Prüfung 
als nicht bestanden (§ 15 Absatz 1, § 17 Absatz 2 
und Absatz 5 sowie § 19 Absatz 3) oder wird die 
Prüfung für nicht bestanden erklärt (§ 20), soll ihr 
eine einmalige Wiederholung der Prüfung ermög-
licht werden, sofern dadurch die Höchstdauer des 
Vorbereitungsdienstes nicht überschritten wird. Die 
Wiederholungsprüfung findet im darauffolgenden 
Schulhalbjahr statt. Für die Meldung und Zulassung 
zur Wiederholungsprüfung gelten § 14 und § 15 
Absatz 1 entsprechend. Leistungen, die zur Nicht-
zulassung geführt haben, sind zu wiederholen. Die 
dienstliche Beurteilung ist unter Berücksichtigung 
auch des Zeitraumes der Verlängerung neu zu erstel-
len (§ 12 Absatz 1). Die Leistungen am Prüfungstag 
sind vollständig zu wiederholen.

(2) Ist innerhalb der Höchstdauer des Vorberei-
tungsdienstes nach § 4 Nummer 3 das Ablegen der 
Prüfung oder der Wiederholungsprüfung aufgrund 
eines Härtefalls (§ 1 Absatz 2) nicht möglich, kann 
die nach § 29 Absatz 1 LehrBG zuständige oberste 
Landesbehörde auf Antrag die Prüfung außerhalb 
des Vorbereitungsdienstes zulassen. Der Antrag 
ist innerhalb von drei Jahren nach Beendigung des 
Vorbereitungsdienstes zu stellen. Zur Prüfungs-
vorbereitung und zum Ablegen der Prüfung wird 
mit der Antragstellerin oder dem Antragsteller ein 
Ausbildungsvertrag für die Dauer von sechs Mona-
ten geschlossen. Der Einsatz, die Ausbildung und 
die Prüfung richtet sich nach den Bestimmungen 
dieser Verordnung unter Berücksichtigung bereits 
erbrachter Leistungen. Die dienstliche Beurteilung 
ist neu zu erstellen.

§ 27 
Prüfungsakten

(1) Die Prüfungsakten werden bei der nach § 29 
Absatz 1 LehrBG zuständigen obersten Landesbe-
hörde geführt.

(2) Jeder Prüfling kann innerhalb eines Jahres nach 
Abschluss der Prüfung seine Prüfungsakte einsehen.

Abschnitt 4
Ausbildung und Prüfung an 

berufsbildenden Schulen

§ 28
Ausbildung im Vorbereitungsdienst für das 

Lehramt an berufsbildenden Schulen

Für die Ausbildung der Lehrkräfte im Vorbereitungs-
dienst für das Lehramt an berufsbildenden Schulen 
gelten die Abschnitte 1 und 2, soweit im Folgenden 
nichts Abweichendes geregelt ist:

1. Abweichend von § 1 Absatz 2 entscheidet das 
Schleswig-Holsteinische Institut für Berufliche 
Bildung - Landesamt - (SHIBB) in Härtefällen über 
Ausnahmen von § 1 Absatz 1;

2. Abweichend von § 5 Absatz 2 obliegt die Über-
prüfung der Ausbildungsstandards nach § 25 
Absatz 1 Satz 1 LehrBG und deren Umsetzung 
der oberen Schulaufsichtsbehörde im SHIBB;

3. Abweichend von § 7 Absatz 6 entscheidet die 
obere Schulaufsichtsbehörde im SHIBB über 
Ausnahmen einer Gleichwertigkeit der Lehrbe-
fähigung;

4. Abweichend von § 8 Absatz 3 Satz 3 finden zwei 
Ausbildungstage in der Woche statt;

5. Von dem Umfang der Hausarbeit gemäß § 11 
Absatz 3 Satz 1 kann auf Antrag der Lehrkraft 
im Vorbereitungsdienst abgewichen werden; über 
den Antrag entscheidet die Vertreterin oder der 
Vertreter des SHIBB.
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§ 29 
Prüfung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
für das Lehramt an berufsbildenden Schulen

Für die Prüfung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
für das Lehramt an berufsbildenden Schulen gilt Ab-
schnitt 3, soweit im Folgenden nichts Abweichendes 
geregelt ist:

1. Abweichend von § 13 erfolgt die Festsetzung 
aller mit der Prüfung in Verbindung stehenden 
Termine durch das SHIBB;

2. Abweichend von § 14 beantragt die Lehrkraft im 
Vorbereitungsdienst zum festgesetzten Termin 
beim SHIBB auf dem Dienstweg die Zulassung 
zur Prüfung.

3. Abweichend von § 16 Absatz 1 setzt das SHIBB 
zur Durchführung der Prüfung (§ 29 LehrBG) eine 
Prüfungskommission ein und bestimmt gemäß 
Satz 4 deren Vorsitz;

4. Abweichend von § 18 Absatz 3 kann eine Vertre-
terin oder ein Vertreter des Landesausschusses für 
Berufsbildung über die genannten Zuhörerinnen 
und Zuhörer hinaus ohne Stimmrecht an der Prü-
fung einschließlich der Beratung und Entscheidung 
teilnehmen;

5. Abweichend von § 19 Absatz 3 trifft das SHIBB 
die Feststellung über das Nichtbestehen der Prü-
fung;

6. Abweichend von § 20 Absatz 2 kann das SHIBB 
nach Anhörung der Zeugnisinhaberin oder des 
Zeugnisinhabers die Prüfung nachträglich für nicht 
bestanden erklären und das Prüfungszeugnis ein-
ziehen;

7. Abweichend von § 26 Absatz 2 kann das SHIBB 
auf Antrag die Prüfung außerhalb des Vorberei-
tungsdienstes zulassen;

8. Abweichend von § 27 werden die Prüfungsakten 
beim SHIBB geführt.

§ 30 
Ausbildung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
für das Lehramt für Fachpraxis an berufsbildenden 

Schulen

Die Abschnitte 1 und 2 sowie § 28 gelten entspre-
chend, soweit im Folgenden nichts Abweichendes 
geregelt ist:

1. Ergänzend zu § 5 ist das Ziel der Ausbildung, die 
während der Berufsausbildung erworbenen fach-
lichen Fähigkeiten um didaktische, pädagogische 
Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten in engem 
Bezug zum erteilten Unterricht zu erweitern und 
zu vertiefen; dabei sind die Ausbildungsstandards 
und Ausbildungscurricula maßgebend;

2. abweichend von § 7 Absatz 4 Satz 1 Nummer 5 
kann die Ausbildung in der Schule in verschiedenen 
Bildungsgängen einer Schulart stattfinden:

3. abweichend von § 8 Absatz 4 Nummer 3 gehören 
zur Ausbildung durch das SHIBB neben der Ein-
führungsveranstaltung zu Beginn Veranstaltungen 
in der Fachrichtung und in der Berufspädagogik 
im Umfang von insgesamt 360 Stunden;

4. die Hausarbeit nach § 11 ist in der Fachrichtung 
oder der Berufspädagogik anzufertigen.

§ 31 
Prüfung der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 

für das Lehramt für Fachpraxis an 
berufsbildenden Schulen

Der Abschnitt 3 und § 29 gelten entsprechend, so-
weit im Folgenden nichts Abweichendes geregelt ist:

Abweichend von § 17 Absatz 2 Satz 1 sind beide 
Unterrichtsstunden in der Fachrichtung abzuleisten. 
Die Stunden sollen die Einsatzbereiche fachprakti-
scher Unterricht und praktische Fachkunde abdecken. 
Sie können in verschiedenen Bildungsgängen einer 
Schulart durchgeführt werden.

Abschnitt 5
Schlussvorschriften

§ 32 
Besondere Formvorschriften

(1) Die Ausbildungsdokumentation (§ 10) und die 
Prüfungsarbeiten (§§ 11, 33 Absatz 3 und 4) sind 
in elektronischer Form abzugeben. Der Zeitpunkt der 
Abgabe ist aktenkundig zu machen.

(2) Beurteilungen während und am Ende der Ausbil-
dung können der Lehrkraft im Vorbereitungsdienst 
auf elektronischem Wege bekanntgegeben werden.

(3) Die technisch-organisatorische Ausgestaltung der 
elektronischen Übermittlung regeln das IQSH oder 
das SHIBB im Benehmen mit der nach § 29 Absatz 1 
LehrBG zuständigen obersten Landesbehörde.

(4) Zeugnisse in elektronischer Form sind ausge-
schlossen.

§ 33 
Verarbeitung von Daten

(1) Die Ausbildungsschulen, das IQSH, das SHIBB und 
die nach § 29 Absatz 1 LehrBG zuständige oberste 
Landesbehörde dürfen personenbezogene Daten der 
Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst verarbeiten, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Zu 
diesen Daten gehören insbesondere:

1. Name,

2. Vorname,

3. Geburtsdatum,

4. Postleitzahl und Wohnort,

5. Straße und Hausnummer,

6. dienstliche E-Mail-Adresse; bis zu deren Aktivie-
rung die private E-Mail-Adresse,

7. Ausbildungsschule,
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8. Kooperationsschule soweit vorhanden und

9. Fächer, Fachrichtungen und Zertifikatskurse,

10. Daten aus dem Bewerbungs- und Auswahlver-
fahren und

11. Leistungsdaten.

Angaben zu Telefonnummer und Mobiltelefonnummer 
können von den Lehrkräften im Vorbereitungsdienst 
freiwillig gemacht und in diesem Fall ebenfalls ver-
arbeitet werden.

(2) Für die Planung, Organisation und Durchführung 
des Vorbereitungsdienstes einschließlich der Staats-
prüfung können diese Daten auch in automatisierten 
Verfahren oder Fachanwendungen, die das IQSH oder 
das SHIBB nutzen und in Verfahren, zu denen den 
Lehrkräften im Vorbereitungsdienst Zugänge für die 
Nutzung während der Ausbildung eröffnet werden, 
verarbeitet werden.

(3) Regelungen in anderen Rechtsvorschriften des 
Landes, insbesondere im Landesdatenschutzgesetz, 
über die Verarbeitung von Daten bleiben unberührt, 
soweit sich nicht aus den datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen dieser Verordnung etwas Anderes 
ergibt.

§ 34 
Übergangsbestimmungen

(1) Für Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst, die den 
Vorbereitungsdienst in der Zeit vom 1. Februar 2020 
bis 1. August 2023 aufgenommen haben, ist die 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung Lehrkräfte 
vom 6. Januar 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 7), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 19. November 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 918), weiterhin anzuwenden, 
sofern die Ausbildung bis zum 31. Januar 2026 ab-
geschlossen wird. Abweichend von Satz 1 findet für 
die Ausbildung durch das IQSH und das SHIBB § 8 
dieser Verordnung Anwendung. Sollte eine Wieder-
holungsprüfung (§ 26) notwendig sein, gilt für diese 
Prüfung die gleiche Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung Lehrkräfte wie für die erste Prüfung.

(2) Bewerberinnen oder Bewerber mit einem Master-
abschluss oder einem gleichwertigen Abschluss, der 
sowohl für die Aufnahme des Vorbereitungsdienstes 
für das Lehramt an Grundschulen als auch für das 
Lehramt an Gemeinschaftsschulen berechtigt, kön-
nen in den Vorbereitungsdienst für das Lehramt an 
Grundschulen oder in den Vorbereitungsdienst für 
das Lehramt an Gemeinschaftsschulen eingestellt 
werden, soweit dort die von ihnen studierten Fächer 
ausgebildet werden.

§ 35 
Ausnahmeregelungen bei Unterrichtsausfall

Stehen in Folge von Infektionsschutzmaßnahmen 
oder wegen anderer Notsituationen keine Lerngrup-
pen in den Schulen für die Ausbildung und Prüfung 
der Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst zur Verfügung 

oder ist in Folge von Infektionsschutzmaßnahmen 
oder wegen anderer Notsituationen eine reguläre 
Prüfung aus anderen Gründen nicht möglich, sind 
mit Zustimmung der nach § 29 Absatz 1 LehrBG 
zuständigen obersten Landesbehörde folgende Aus-
nahmen zulässig:

1. Der Anteil des eigenverantwortlichen Unterrichts 
nach § 7 Absatz 5 beträgt während des Vor-
bereitungsdienstes im Durchschnitt bis zu zehn 
Unterrichtsstunden pro Woche.

2. der Ausbildungstag nach § 8 Absatz 2 Satz 3 
findet nicht in einer Ausbildungsschule statt;

3. die Hausarbeit nach § 11 Absatz 1 kann ohne 
eine Dokumentation und Reflexion der eigenen 
schulischen Praxis und deren Wirkung sowie Er-
probung der Ideen, Anregungen und didaktischen 
Prinzipen aus den Ausbildungsveranstaltungen 
angefertigt werden;

4. von den Fristen nach § 11 Absatz 2 Satz 3 und 
Absatz 3 Satz 3 kann abgewichen werden;

5. die IQSH-Zertifikatskurse nach § 11 Absatz 6 
und 7 sowie nach § 33 Absatz 3 können ohne 
Präsenzphasen und unterrichtspraktische Übun-
gen durchgeführt werden;

6. der Nachweis über die Befähigung zum Leisten 
Erster Hilfe nach § 14 Nummer 2 kann nach-
gereicht werden. Er ist nicht Voraussetzung für 
die Zulassung zur Prüfung;

7. die Angaben nach § 14 Nummer 4 sind in Bezug 
auf die Unterrichtsvorbereitungen nach § 17 
Absatz 1 zu machen;

8. Prüfungen können auch unter Einsatz geeigneter 
informationstechnischer Übertragungsverfahren 
durchgeführt werden, in denen sich Prüflinge so-
wie Prüferinnen und Prüfer gegenseitig in Echtzeit 
sehen und hören können; die Unterrichtsstunden 
je Fach oder Fachrichtung nach § 17 Absatz 2 
Satz 2 werden durch eine Prüfungsleistung je 
Fach oder Fachrichtung ohne Unterricht ersetzt; 
Grundlage ist jeweils die Unterrichtsvorbereitung 
nach § 17 Absatz 1; diese ersatzweisen Prü-
fungsteile sind von der Prüfungskommission zu 
benoten; die Bewertung der Prüfungsleistung 
kann erfolgen, ohne dass der Prüfungsausschuss 
hierzu physisch zusammentritt; § 17 Absatz 2 
Satz 6 und 7 gilt entsprechend.

9. bei der Berechnung der Prüfungsnote nach § 22 
werden anstelle der Unterrichtsstunden die er-
satzweisen Prüfungsteile nach Nummer 8 mit 
je 15% berücksichtigt;

10. abweichend von dem nach § 25 Absatz 1 Satz 1 
veröffentlichten Zeugnismuster werden in den 
Zeugnissen anstelle der Unterrichtsstunden die 
ersatzweisen Prüfungsteile je Fach oder Fach-
richtung nach Nummer 8 ausgewiesen.
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Landesverordnung
über die Arbeitszeit von Studienleitungen des Instituts für Qualitätsentwicklung an Schulen 

Schleswig-Holstein und des Schleswig-Holsteinischen Instituts für Berufliche Bildung – 
Landesamt – (StLAZVO)
Vom 5. Dezember 2023

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-15-8

Aufgrund des § 129a Absatz 1 und des § 134 Absatz 3 
des Schulgesetzes vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 39, ber. 276), zuletzt geändert durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 22. März 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 156), 
verordnet das Ministerium für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur:

§ 1 
Durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit 

und Erholungsurlaub

(1) Für hauptamtliche Studienleitungen des Instituts 
für Qualitätsentwicklung an Schulen Schleswig-
Holstein (IQSH) und des Schleswig-Holsteinischen 
Instituts für Berufliche Bildung – Landesamt - (SHIBB) 
gelten die arbeitszeitrechtlichen Regelungen des 
öffentlichen Dienstes mit der durchschnittlichen 
wöchentlichen Arbeitszeit nach der Arbeitszeitver-
ordnung (SH AZVO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. Januar 2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 11), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom 
14. Dezember 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 1546). Die 
Ermäßigung der Arbeitszeit für hauptamtliche Studi-
enleitungen mit einer Schwerbehinderung richtet sich 
nach den dafür in der Pflichtstundenverordnung vom 
30. April 2014 (NBl. MBW Schl.-H. S. 123), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 26. Juni 2019 (NBl. 
MBWK Schl.-H. S. 187), getroffenen Regelungen.

(2) Für teilabgeordnete Studienleitungen legen das 
IQSH und das SHIBB die Arbeitszeit entsprechend 
dem jeweiligen prozentualen Abordnungsumfang fest.

(3) Für hauptamtliche und teilabgeordnete Studi-
enleitungen wird nach § 11 der Erholungsurlaubs-
verordnung vom 2. August 2001 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 141), zuletzt geändert durch Verordnung vom 

14. Dezember 2021(GVOBl. Schl.-H. S. 1546), der 
Erholungsurlaub durch die Ferien abgegolten.

§ 2 
Nachweis der Arbeits- und Fahrzeiten

Studienleitungen des IQSH und des SHIBB belegen die 
erbrachte Arbeitszeit und die für die Aufgabenerfüllung 
erforderlichen Fahrzeiten (Dienstreisen) über Tätigkeits-
nachweise. Näheres regeln das IQSH und das SHIBB mit 
Zustimmung des für Bildung zuständigen Ministeriums.

§ 3 
Zeitansätze

Für die von den Studienleitungen wahrzunehmenden 
Tätigkeiten gelten die in der Anlage dargestellten Zeit-
ansätze. Die Anlage ist Bestandteil dieser Verordnung. 
Nach § 2 belegte Fahrzeiten werden entsprechend 
dem tatsächlichen Anfall als Arbeitszeit angerechnet.

§ 4 
Zeitguthaben und Zeitfehl

Die zulässige Höhe eines Zeitguthabens und Zeitfehls be-
stimmt sich für hauptamtliche Studienleitungen nach § 2 
Absatz 1 SH AZVO. Für teilabgeordnete Studienleitun-
gen ist eine entsprechend ihres Abordnungsumfangs ge-
ringere Höhe eines Zeitguthabens und Zeitfehls zulässig.

§ 5 
Anrechnung im Krankheitsfall

Im Krankheitsfall wird die erforderliche Arbeitszeit 
angerechnet, um die Studienleitungen im Hinblick 
auf die Arbeitszeit so zu stellen, als wäre der Krank-
heitsfall nicht eingetreten. Näheres zur Anrechnung 
im Krankheitsfall regeln das IQSH und das SHIBB mit 
Zustimmung des für Bildung zuständigen Ministeriums.

Anl.

§ 36 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2024 in 
Kraft.

(2) Die Ausbildungs- und Prüfungsverordnung Lehr-
kräfte vom 6. Januar 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 7)*), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. November 
2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 918), tritt mit Inkrafttreten 
dieser Verordnung außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Dezember 2023

K a r i n  P r i e n
Ministerin

für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr.  2030-16-37
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§ 6 
Einzelfälle und Verfahren

(1) Über notwendige Einzelfallregelungen nach Num-
mer 6 der Anlage zu § 3 Satz 3 entscheiden das 
IQSH und das SHIBB in eigener Zuständigkeit.

(2) Erforderliche Nachweis- und Genehmigungsverfah-
ren regeln das IQSH und das SHIBB mit Zustimmung 
des für Bildung zuständigen Ministeriums.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2024 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten die 
Landesverordnung über die Arbeitszeit von Studienlei-
terinnen und Studienleitern des Instituts für Qualitäts-
entwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (StLAZVO) 
vom 21. Mai 2021 (NBl. MBWK Schl.-H. S. 226)1) und 
die SHIBB-Studienleitungenarbeitszeitverordnung vom 
18. Juni 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 850)2) außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Dezember 2023

K a r i n  P r i e n 
Ministerin 

für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur

1) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-244
2) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-246
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Anlage zu § 3

Tätigkeiten Zeitstunden
1. ganztägige Veranstaltung in Aus-, Fort- oder Weiterbildung (auch Online-Formate)

Vor- und Nachbereitungszeit

zuzüglich Fahrzeiten nach § 3 Satz 3

Bei nicht ganztägigen Veranstaltungen werden die jeweilige Dauer der Veran-
staltung und die Vor- und Nachbereitungszeit anteilig berücksichtigt.

8

10

2. Ausbildungsberatung

zuzüglich Fahrzeiten nach § 3 Satz 3

3,5

3. Hausarbeit

Themenstellung und Beratung

Beurteilung und Anfertigung des Gutachtens 

2

12
4. Staatsprüfung

Prüfungszeit für eine Staatsprüfung nach der Landesverordnung über die 
Ordnung des Vorbereitungsdienstes und die Staatsprüfungen der Lehrkräfte 
(APVO Lehrkräfte)

- vom 06. Januar 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 7), geändert durch Verordnung 
vom 19. November 2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 918)

- vom [von der Verkündungsstelle auszufüllen] (GVOBl. Schl.-H. S. [von der 
Verkündungsstelle auszufüllen])

Vor- und Nachbereitung 

zuzüglich Fahrzeiten nach § 3 Satz 3

7

6

4

5. Unterrichtsverpflichtung an der Schule je Lehrerwochenstunde Lehrerwochenstunde um-
gerechnet in Zeitstunden

6. zugewiesene Aufgaben (zum Beispiel zentrale Abschlüsse, Bildungsstandards, 
Fachanforderungen, Vergleichsarbeiten, Landesfachberatung)

Einzelfall-

Regelung 
7. Dienstbesprechungen, Mitarbeit in Arbeitskreisen, Fachberatung im Einzelfall, 

eigene Fortbildung und dergleichen (Pauschale pro Schulhalbjahr)

Bei einem Abordnungsumfang von bis zu 25 % bezogen auf eine Vollzeitstelle 
steigt die Entlastung linear von 0 auf bis zu 50 Stunden pro Schulhalbjahr an.

Bei einem Abordnungsumfang von 25 % bis zu 100 % bezogen auf eine Voll-
zeitstelle steigt die Entlastung linear auf bis zu 105 Stunden pro Schulhalbjahr 
bei Vollbeschäftigung an.

Fahrzeiten nach § 3 Satz 3 werden zusätzlich gewährt.

Die Studienleitungen mit einem Abordnungsumfang bis zu 25 % bezogen auf 
eine Vollzeitstelle stimmen mit dem IQSH oder dem SHIBB ab, an welchen 
Dienstbesprechungen und Fachteamsitzungen sie zur Teilnahme verpflichtet sind.

bis zu 50

bis zu 105
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Landesverordnung 
über die Prüfung technischer Anlagen nach dem Bauordnungsrecht (Prüfverordnung - PrüfVO)

Vom 13. Dezember 2023
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-19-15

Aufgrund des § 85 Absatz 1 Nummer 3 und 4 Landes-
bauordnung (LBO) vom 6. Dezember 2021 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 1422) verordnet das Ministerium für 
Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport:

Inhaltsübersicht

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Prüfungen

§ 3 Bestehende Anlagen

§ 4 Ordnungswidrigkeiten

§ 5 Außerkrafttreten

§ 1 
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für die Prüfung technischer 
Anlagen in

1. Verkaufsstätten im Sinne des § 1 der Verkaufs-
stättenverordnung vom 7. Juni 2022 (GVOBl. 
Schl.-H. S.686),

2. Versammlungsstätten im Sinne des § 1 der Ver-
sammlungsstättenverordnung vom 6. September 
2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 810),

3. Krankenhäusern und Pflegeheimen,

4. Beherbergungsstätten im Sinne des § 1 Beher-
bergungsstättenverordnung vom 22. März 2022 
(GVOBl. Schl.-H. S. 452),

5. Hochhäusern im Sinne des § 2 Absatz 4 Num-
mer 1 Landesbauordnung vom 6. Dezember 2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 1422),

6. Mittel- und Großgaragen im Sinne des § 2 Ab-
satz 10 Nummer 2 und 3 der Garagen- und Stell-
platzverordnung vom 3. Juli 2023 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 315),

7. allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen,

8. stationären Einrichtungen im Sinne des § 7 Selbst-
bestimmungsstärkungsgesetz vom 17. Juni 2009 
(GVOBl. Schl.-H. S. 402), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Mai 2023 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 279),

9. sonstigen baulichen Anlagen und Räumen beson-
derer Art oder Nutzung, soweit die Prüfung nach 
§ 51 Absatz 1 Satz 3 Nummer 23 Landesbauord-
nung als besondere Anforderung gestellt wurde,

wenn die technischen Anlagen bauordnungsrechtlich 
gefordert oder soweit an sie bauordnungsrechtliche 
Anforderungen hinsichtlich des Brandschutzes ge-
stellt werden.

§ 2 
Prüfungen

(1) Durch Prüfsachverständige für die Prüfung tech-
nischer Anlagen müssen auf ihre Wirksamkeit und 
Betriebssicherheit einschließlich des bestimmungs-
gemäßen Zusammenwirkens von Anlagen (Wirk-
Prinzip-Prüfung) geprüft werden:

1. Lüftungsanlagen ausgenommen solche, die ein-
zelne Räume im selben Geschoß unmittelbar ins 
Freie be- oder entlüften,

2. CO-Warnanlagen,

3. Rauchabzugsanlagen, sowie maschinelle Anlagen 
zur Rauchfreihaltung von Rettungswegen,

4. Druckbelüftungsanlagen,

5. Feuerlöschanlagen, ausgenommen nicht selbsttäti-
ge Feuerlöschanlagen mit trockenen Steigleitungen 
ohne Druckerhöhungsanlagen,

6. Brandmelde- und Alarmierungsanlagen,

7. Sicherheitsstromversorgungen (einschließlich der 
Sicherheitsbeleuchtungen).

(2) Die Prüfungen nach Absatz 1 sind

1. vor der ersten Aufnahme der Nutzung der bauli-
chen Anlagen,

2. unverzüglich nach einer technischen Änderung 
der baulichen Anlagen sowie

3. unverzüglich nach einer wesentlichen Änderung 
der technischen Anlagen sowie

4. wiederkehrend mindestens alle drei Jahre durch-
führen zu lassen.

(3) Die Bauherrin oder der Bauherr oder die Betreiberin 
oder der Betreiber hat Prüfsachverständige mit der 
Durchführung der Prüfungen nach den Absätzen 1 und 
2 zu beauftragen, dafür die nötigen Vorrichtungen und 
fachlich geeigneten Arbeitskräfte bereitzustellen und 
die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten.

(4) Die Bauherrin oder der Bauherr oder die Betreiberin 
oder der Betreiber hat die Berichte über Prüfungen 
nach Absatz 2 Nummer 1 und 2 der zuständigen Bau-
aufsichtsbehörde zu übersenden sowie die Berichte 
über Prüfungen nach Absatz 2 Nummer 3 mindestens 
fünf Jahre aufzubewahren und der Bauaufsichtsbe-
hörde auf Verlangen vorzulegen.

(5) Die Bauherrin oder der Bauherr oder die Betreibe-
rin oder der Betreiber hat die festgestellten Mängel 
innerhalb der von der oder dem Prüfsachverständigen 
festgelegten Frist zu beseitigen.
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§ 3 
Bestehende Anlagen

Bei bestehenden technischen Anlagen ist die Frist 
nach § 2 Absatz 2 vom Zeitpunkt der letzten Prüfung 
zu rechnen. Ist eine Prüfung nach § 2 bisher nicht 
vorgenommen worden, ist die erste Prüfung innerhalb 
eines Jahres nach Inkrafttreten gemäß § 5 Satz 1 
dieser Verordnung durchzuführen.

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 84 Absatz 1 Num-
mer 1 Landesbauordnung handelt, wer vorsätzlich 

oder fahrlässig entgegen den §§ 2 und 3 die vorge-
schriebenen Prüfungen nicht oder nicht rechtzeitig 
durchführen lässt.

§ 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Prüfverordnung vom 
31. Mai 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 662)*), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 17. September 2021 
(GVOBl. Schl.-H. S. 1164), außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 13. Dezember 2023

D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k 
Ministerin

für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-14-32

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Vierten Staatsvertrages zur Änderung medienrechtlicher 

Staatsverträge (Vierter Medienänderungsstaatsvertrag)
Vom 3. Januar 2024

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2254-20-1

Es wird bekannt gemacht, dass der Vierte Staatsver-
trag zur Änderung medienrechtlicher Staatsverträge 
(Vierter Medienänderungsstaatsvertrag) vom 16. Mai 

2023 (GVOBl. Schl.-H. 2023 S. 498) gemäß seinem 
Artikel 4 Absatz 2 Satz 1 am 1. Januar 2024 in 
Kraft getreten ist.

Kiel, 3. Januar 2024

D i r k  S c h r ö d t e r 
Minister 

und Chef der Staatskanzlei
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Landesverordnung 
zur Änderung der Hafenentsorgungsverordnung*)

Vom 4. Januar 2024
Aufgrund des § 96 Absatz 5 Satz 2 Nummer 4 des 
Landeswassergesetzes vom 13. November 2019 
(GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 Nummer 3 des Gesetzes vom 6. Dezember 
2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 1002, 1003), verordnet 
das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Tech-
nologie und Tourismus im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Energiewende, Klimaschutz, Umwelt 
und Natur:

Artikel 1

Die Hafenentsorgungsverordnung vom 9. Dezember 
2002 (GVOBl. Schl.-H. S. 303), zuletzt geändert 

durch Verordnung vom 8. Februar 2023 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 78), wird wie folgt geändert:

§ 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 3 wird zu Absatz 2.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 4. Januar 2024

C l a u s  R u h e  M a d s e n 
Minister 

für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus

*) Ändert LVO vom 9. Dezember 2002, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 753-2-89

Landesverordnung 
zur Änderung der Küstenfischereiverordnung*)

Vom 5. Januar 2024
Aufgrund des § 46 Absatz 2 des Landesfischerei-
gesetzes vom 10. Februar 1996 (GVOBI. Schl.-H. 
S. 211), zuletzt geändert durch Artikel 26 des Geset-
zes vom 17. März 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 301), 
verordnet das Ministerium für Landwirtschaft, länd-
liche Räume, Europa und Verbraucherschutz:

Artikel 1

§ 23 Absatz 3 der Küstenfischereiverordnung vom 
3. Dezember 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 802), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 24. November 2023 
(GVOBl. Schl.-H. S. 624), wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 1 wird die Angabe „Artikel 8“ durch 
die Angabe „Artikel 9“ ersetzt.

2. In Nummer 2 wird die Angabe „Artikel 9“ durch 
die Angabe „Artikel 10“ ersetzt.

3. In Nummer 3 wird die Angabe „Artikel 9“ durch 
die Angabe „Artikel 10“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2024 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 5. Januar 2024

W e r n e r  S c h w a r z 
Minister 

für Landwirtschaft, ländliche Räume, Europa und Verbraucherschutz

*) Ändert LVO vom 3. Dezember 2018, GS Schl.-H. II, Gl.Nr.  793-4-11
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Landesverordnung 
über die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung Bildung (LVO-Bildung)

Vom 8. Januar 2024
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-50

Aufgrund des § 25 Absatz 2 Satz 2 in Verbindung 
mit § 25 Absatz 1 und § 122 des Landesbeamten-
gesetzes und § 8 Absatz 5 des Lehrkräftebildungs-
gesetzes verordnet das Ministerium für Allgemeine 
und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Kultur im Einvernehmen mit dem Ministerpräsidenten:

Inhaltsübersicht

Abschnitt 1 
Lehramtsbefähigungen

§ 1  Geltungsbereich, Anwendung der Allgemeinen 
Laufbahnverordnung

§ 2  Laufbahn der Laufbahngruppe 2 in der Fach-
richtung Bildung

§ 3  Lehramt für Fachpraxis an berufsbildenden 
Schulen

§ 4  Andere Bewerberinnen und Bewerber, Beför-
derung in das zweite Einstiegsamt

§ 5  Bei einem anderen Dienstherrn oder auf-
grund des Gemeinschaftsrechts erworbene 
Lehramtsbefähigungen

Abschnitt 2 
Gemeinsame Vorschriften

§ 6  Ämter der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 
in der Fachrichtung Bildung

§ 7 Wechsel in ein anderes Lehramt

§ 8 Probezeit

§ 9 Dienstliche Beurteilung, Allgemeines

§ 10  Inhalt der Beurteilung, Bewertungsskala und 
Gesamturteil

§ 11 Beurteilungsverfahren

Abschnitt 3 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 12  Fortgeltung von Bestimmungen der Lehrerin-
nen- und Lehrerlaufbahnverordnung

§ 13  Feststellung der Befähigung für das Lehramt 
an Gemeinschaftsschulen für Grund- und 
Hauptschullehrkräfte

§ 14 Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Anlage (zu § 4 Absatz 1)

Abschnitt 1
Lehramtsbefähigungen

§ 1
Geltungsbereich, Anwendung der Allgemeinen 

Laufbahnverordnung

(1) Diese Verordnung gilt für die Beamtinnen und 
Beamten, deren Tätigkeit die Befähigung für die 

Laufbahn der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung 
Bildung voraussetzt. Der Laufbahn gehören die Be-
amtinnen und Beamten an, die tätig sind

1. als Lehrkräfte an öffentlichen Schulen,

2. in der Schulaufsicht und Schulverwaltung,

3. in der Lehrkräfteaus- und Lehrkräftefortbildung,

4. in Justizvollzugsanstalten,

5. im allgemeinbildenden Unterricht in der Landes-
polizei.

(2) Auf die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 in der 
Fachrichtung Bildung findet die Allgemeine Laufbahn-
verordnung (ALVO) vom 19. Mai 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 236), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 3. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 551, 557), mit 
Ausnahme der §§ 9, 10a, 14, 28 sowie des dritten Teils 
ohne die §§ 38a bis 38c und des vierten Teils Anwen-
dung, soweit diese Verordnung keine Regelungen trifft.

(3) Die Regelungen zum Beurteilungswesen in 
§§ 9 bis 11 dieser Verordnung finden nur Anwen-
dung für Beamtinnen und Beamte, die als Lehrkräfte 
an öffentlichen Schulen nach § 1 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 tätig sind sowie für Lehrkräfte, die nach 
§ 1 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 in der Lehrkräfteaus- 
und Lehrkräftefortbildung des Instituts für Qualitäts-
entwicklung an Schulen Schleswig-Holstein (IQSH) 
oder des Schleswig-Holsteinischen Instituts für Be-
rufliche Bildung - Landesamt - (SHIBB) tätig sind, es 
sei denn, sie sind dem Bereich der Verwaltung der 
Lehrkräfteaus- und Lehrkräftefortbildung zugeordnet.

§ 2
Laufbahn der Laufbahngruppe 2 

in der Fachrichtung Bildung

(1) Die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 in der Fach-
richtung Bildung umfasst den Vorbereitungsdienst, 
die Probezeit und alle Ämter dieser Laufbahn.

(2) Innerhalb der Laufbahn ist der Zugang für das 
erste Einstiegsamt eröffnet durch die Lehramtsbe-
fähigung für

1. das Lehramt an Grundschulen,

2. das Lehramt an Gemeinschaftsschulen,

3. das Lehramt für Sonderpädagogik,

4. das Lehramt Direkteinstieg an berufsbildenden 
Schulen.

(3) Der Zugang für das zweite Einstiegsamt der Lauf-
bahngruppe 2 wird eröffnet durch die Lehramtsbe-
fähigung für

1. das Lehramt an Gymnasien,

2. das Lehramt an berufsbildenden Schulen.
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(4) Die Befähigung für die in Absatz 2 Nummer 1 
bis 3 und Absatz 3 aufgeführten Lehrämter wird durch 
einen lehramtsbezogenen Hochschulabschluss sowie 
das erfolgreiche Ableisten eines Vorbereitungsdiens-
tes erworben. Für das Lehramt an berufsbildenden 
Schulen muss darüber hinaus vor Beginn des Vor-
bereitungsdienstes eine mindestens einjährige, auf 
die berufliche Fachrichtung bezogene fachpraktische 
Tätigkeit nachgewiesen werden. Die Befähigung für 
das in Absatz 2 Nummer 4 aufgeführte Lehramt wird 
gemäß § 4 Absatz 1 durch das erfolgreiche Ableisten 
einer Qualifikationsmaßnahme nach § 8 Absatz 2 des 
Lehrkräftebildungsgesetzes (LehrBG) vom 15. Juli 
2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 134), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. Februar 2022 
(GVOBl. Schl.-H. S. 102, 129), erworben.

(5) Das für Bildung zuständige Ministerium kann

1. bei einem besonderen Lehrkräftebedarf oder

2. bei außerhalb des Geltungsbereiches des Grund-
gesetzes erworbenen Lehramtsqualifikationen

Ausnahmen von Art und Anzahl der vorgeschriebenen 
Fächer und Fachrichtungen zulassen. Es kann dar-
über hinaus Fächer oder Fachrichtungen mit anderen 
Bezeichnungen den in Schleswig-Holstein vorge-
schriebenen Fächern und Fachrichtungen zuordnen 
und die entsprechende Lehramtsbefähigung nach 
Absatz 2 bis 4 oder nach § 3 oder § 4 feststellen.

§ 3
Lehramt für Fachpraxis an berufsbildenden 

Schulen

(1) Das Lehramt für Fachpraxis an berufsbildenden 
Schulen eröffnet den Zugang zu dem ersten Einstiegs-
amt der Laufbahngruppe 2.

(2) Der Erwerb der Befähigung für das Lehramt für 
Fachpraxis an berufsbildenden Schulen setzt voraus

1. eine zu einem Hochschulstudium berechtigende 
Schulbildung nach § 39 Absatz 1 des Hochschul-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Februar 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 39), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 3. Februar 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 102), 
oder eine Studienqualifikation nach § 39 Absatz 2 
des Hochschulgesetzes,

2. den Nachweis der erforderlichen fachlichen Vor-
bildung nach Absatz 3 und

3. einen mit der Staatsprüfung abgeschlossenen 
Vorbereitungsdienst.

(3) Die erforderliche fachliche Vorbildung nach Ab-
satz 2 Nummer 2 umfasst

1. für die gewerblich-technische Fachrichtung

a) eine abgeschlossene Berufsausbildung,

b) eine ihr entsprechende mindestens zweijährige 
Berufstätigkeit und

c) den Abschluss einer Fachschulausbildung von 
mindestens drei Halbjahren oder eine Meister-
prüfung;

2. für die sozialpflegerische Fachrichtung

a) den Abschluss einer pflegerischen Ausbildung 
von sechs Halbjahren an einer Schule des Ge-
sundheitswesens,

b) eine ihr entsprechende mindestens zweijährige 
Berufstätigkeit und

c) den Abschluss einer staatlich anerkannten 
pflegepädagogischen Weiterbildung von min-
destens drei Halbjahren;

3. für die hauswirtschaftliche Fachrichtung

a) eine abgeschlossene Berufsausbildung,

b) eine ihr entsprechende mindestens zweijährige 
Berufstätigkeit und

c) den Abschluss einer Fachschulausbildung von 
mindestens drei Halbjahren oder eine Meister-
prüfung;

die Voraussetzungen für die hauswirtschaftliche 
Fachrichtung können auch durch ein zweijähriges 
Praktikum und den Abschluss einer Fachschulaus-
bildung von mindestens vier Halbjahren sowie eine 
dieser Ausbildung entsprechende mindestens zwei-
jährige Berufstätigkeit erfüllt werden.

§ 4
Andere Bewerberinnen und Bewerber, Beförde -

rung in das zweite Einstiegsamt

(1) Die Befähigung für die Laufbahn der Laufbahn-
gruppe 2 in der Fachrichtung Bildung kann auch 
unter den Voraussetzungen von § 8 LehrBG erworben 
werden. In Fächern oder Fachrichtungen, in denen 
ein dringender Lehrkräftebedarf besteht, können 
Bewerberinnen oder Bewerber ohne Lehramtsstudi-
um auf der Grundlage des § 8 Absatz 1 LehrBG als 
Seiteneinsteigerinnen oder Seiteneinsteiger oder auf 
der Grundlage des § 8 Absatz 2 LehrBG als Direkt-
einsteigerinnen oder Direkteinsteiger berufsbeglei-
tend qualifiziert werden. Direkteinsteigerinnen oder 
Direkteinsteigern wird mit der erfolgreichen Qualifi-
zierung der Zugang zu dem ersten Einstiegsamt der 
Laufbahngruppe 2 eröffnet. Seiteneinsteigerinnen 
oder Seiteneinsteigern wird in Abhängigkeit zu der 
erworbenen Lehramtsbefähigung gemäß § 2 Ab-
satz 2 und 3 der Zugang zu dem ersten oder zweiten 
Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 eröffnet. Das 
Nähere zu den Voraussetzungen des Seiten- und 
Direkteinstiegs und der dafür erforderlichen berufs-
begleitenden Qualifikation regeln die Vorschriften 
der Anlage, die Bestandteil dieser Verordnung ist.

(2) Direkteinsteigerinnen und Direkteinsteiger an 
berufsbildenden Schulen, die nach den Vorgaben 
des Absatzes 1 zur Berufsschullehrkraft ernannt 

Anl.
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wurden, können zu einer Bewährung für das zwei-
te Einstiegsamt zugelassen werden, wenn sie eine 
mindestens fünfjährige mit „sehr gut“ beurteilte Un-
terrichtstätigkeit im ersten Einstiegsamt nachweisen. 
Die Beförderung in das zweite Einstiegsamt setzt 
voraus, dass die Beamtinnen und Beamten

1. ihre Eignung für Aufgaben des zweiten Einstiegs-
amts des Lehramtes an berufsbildenden Schulen 
in einer mindestens dreijährigen Bewährungszeit 
gezeigt haben und

2. in diesem Zeitraum geeignete, von dem für Bil-
dung zuständigen Ministerium dafür vorgesehene 
Qualifizierungsmaßnahmen erfolgreich durchlaufen 
haben. Art und Umfang der Qualifizierungsmaß-
nahmen werden von dem für Bildung zuständigen 
Ministerium festgesetzt.

§ 5
Bei einem anderen Dienstherrn oder aufgrund 

des Gemeinschaftsrechts erworbene 
Lehramtsbefähigungen

(1) Sind Lehramtsbefähigungen bei einem anderen 
Dienstherrn erworben worden, entscheidet das für 
Bildung zuständige Ministerium über deren Zuordnung 
zu einer der in §§ 2 bis 4 genannten Lehramtsbe-
fähigungen. Eine bei einem anderen Dienstherrn 
erworbene Lehramtsbefähigung gilt als Befähigung 
nach §§ 2, 3 oder 4, wenn ihre Gleichwertigkeit mit 
den in dieser Verordnung geregelten Lehramtsbefähi-
gungen durch das für Bildung zuständige Ministerium 
festgestellt und die in einem anderen Bundesland 
erworbene Lehramtsbefähigung einem Amt nach 
Anlage 1 zum Besoldungsgesetz Schleswig-Holstein 
(SHBesG) vom 26. Januar 2012 (GVOBl. Schl-H. 
S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 25. September 2023 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 463), zugeordnet werden kann.

(2) Die Anerkennung von Lehramtsqualifikationen 
aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union, einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum, der Schweiz sowie eines 
vorstehend nicht erfassten Drittstaates richtet sich 
nach der Landesverordnung zur Gleichstellung von 
ausländischen Lehramtsqualifikationen vom 23. März 
2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 456).

Abschnitt 2
Gemeinsame Vorschriften

§ 6
Ämter der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 

in der Fachrichtung Bildung

(1) Die Ämter der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 
Fachrichtung Bildung ergeben sich aus dem Besol-
dungsgesetz Schleswig-Holstein. Die Ämter der 
Laufbahn sind regelmäßig zu durchlaufen. Absatz 2 
bleibt unberührt.

(2) Beamtinnen und Beamten, die aufgrund ihrer Funk-
tion als Schulleiterin oder Schulleiter, als stellvertre-
tende Schulleiterin oder stellvertretender Schulleiter, 
als Koordinatorin oder Koordinator für schulfachliche 
Aufgaben in die Ämter

1. Rektorin oder Rektor,

2. Konrektorin oder Konrektor,

3. Zweite Konrektorin oder Zweiter Konrektor,

4. Förderzentrumsrektorin oder -rektor,

5. Förderzentrumskonrektorin oder -konrektor,

6. Zweite Förderzentrumskonrektorin oder Zweiter 
Förderzentrumskonrektor,

7. Sonderschulrektorin oder -rektor,

8. Sonderschulkonrektorin oder -konrektor,

9. Zweite Sonderschulkonrektorin oder Zweiter 
Sonderschulkonrektor,

10. Studiendirektorin oder Studiendirektor,

11. Oberstudiendirektorin oder Oberstudiendirektor

befördert werden, müssen die jeweils vorhergehenden 
Ämter nicht durchlaufen. Dasselbe gilt für Ämter 
mit Amtszulagen.

(3) Die Beförderung besonders qualifizierter Studien-
rätinnen und Studienräte in ein Amt der Besoldungs-
gruppe A 14 SHBesG und besonders qualifizierter 
Fachlehrkräfte in ein Amt der Besoldungsgruppe A 11 
SHBesG setzt jeweils eine Dienstzeit von mindestens 
vier Jahren voraus. Studienrätinnen und Studienräte, 
die einen Laufbahn- oder Lehramtswechsel vollzogen 
haben, müssen mindestens vier Jahre in der Laufbahn 
beziehungsweise dem Lehramt der Studienrätinnen 
und -räte tätig gewesen sein, ehe sie in ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 14 SHBesG befördert werden 
können.

(4) Die Beförderung in das Amt einer Schulleiterin 
oder eines Schulleiters setzt überdurchschnittliche 
Leistungen und Fähigkeiten in der Schulentwick-
lung sowie eine mindestens dreijährige berufliche 
Erfahrung in der betreffenden Schulart voraus. Aus 
dienstlichen Gründen kann diese Zeit auf zwei Jahre 
verkürzt oder die Dienstzeit in einer anderen Schulart 
angerechnet werden.

(5) Vor Berufung in das Beamtenverhältnis auf Le-
benszeit als Schulleiterin oder als Schulleiter sollen 
diese an Veranstaltungen des IQSH zur Führungs-
kräftequalifizierung teilnehmen. Schulleiterinnen 
und Schulleiter an berufsbildenden Schulen nehmen 
an entsprechenden Veranstaltungen des SHIBB zur 
Führungskräftequalifizierung teil. Fortbildungsmaß-
nahmen anderer Anbieter oder anderweitig erworbene 
vergleichbare Kompetenzen können als gleichwertig 
anerkannt werden. Die Teilnahme an den Einführungs-
veranstaltungen für Schulleiterinnen und Schulleiter 
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des IQSH beziehungsweise des SHIBB im Umfang 
von 40 Stunden ist verpflichtend.

(6) Das Amt einer Schulaufsichtsbeamtin oder eines 
Schulaufsichtsbeamten soll erst nach mehrjähriger 
beruflicher Erfahrung als Schulleiterin oder Schulleiter, 
als stellvertretende Schulleiterin oder als stellver-
tretender Schulleiter, in einer anderen schulischen 
Leitungsfunktion oder in der Lehrkräfteaus- und Lehr-
kräftefortbildung übertragen werden.

(7) Die Beförderung in ein Amt, welches nicht un-
ter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Probe 
nach § 5 des Landesbeamtengesetzes (LBG) vom 
26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 93), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 
2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 551), übertragen wird, 
setzt eine erfolgreiche Erprobungszeit von einem Jahr 
voraus. Zeiten, in denen die Aufgaben der Funktion 
bereits formell übertragen worden sind, werden auf 
die Erprobungszeit angerechnet. Die gesetzliche 
Mindestzeit gemäß § 20 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
LBG bleibt unberührt.

(8) Zeiten beruflicher Tätigkeit, die Voraussetzung 
für eine Beförderung sind, rechnen ab der Berufung 
in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit. Zeiten im 
tariflichen Beschäftigungsverhältnis sind zu berück-
sichtigen, soweit sie nach Erwerb der Lehramts-
befähigung entstanden und nicht bereits auf die 
beamtenrechtliche Probezeit angerechnet worden 
sind. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge 
sind dabei nicht anrechenbar, es sei denn, die Beur-
laubung dient überwiegend dienstlichen Interessen 
oder öffentlichen Belangen und das Vorliegen dieser 
Voraussetzung wurde von der obersten Dienstbehörde 
bei der Genehmigung schriftlich festgestellt.

§ 7
Wechsel in ein anderes Lehramt

(1) Auf ihren Antrag hin können Beamtinnen und 
Beamte aus dienstlichen Gründen und bei einem 
entsprechenden Lehrkräftebedarf in ein anderes Lehr-
amt wechseln, wenn sie sich für die Aufgaben des 
anderen Lehramtes qualifiziert haben.

(2) Die Zulassung zum Wechsel in ein anderes Lehr-
amt nach Absatz 1 setzt neben einer Lehramtsbe-
fähigung nach § 2 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 oder 
Absatz 3 voraus, dass sich die Lehrkraft in einer 
mindestens dreijährigen Unterrichtstätigkeit in einem 
Lehramt bewährt hat und dass die Schulleiterin oder 
der Schulleiter die Bewährung durch eine dienstli-
che Beurteilung bestätigt. Satz 1, 2. Halbsatz gilt 
nicht für Lehrkräfte, die bereits ein Masterstudium 
beziehungsweise die Erste Staatsprüfung für das an-
gestrebte Lehramt erfolgreich abgeschlossen haben.

(3) Die Lehrkraft hat an fachlichen und fachdidakti-
schen Qualifizierungsmaßnahmen des IQSH teilzu-
nehmen. Bei der Entscheidung über deren Art und 

Umfang sind die bisherige Lehramtsbefähigung, die 
wahrgenommenen hauptberuflichen Tätigkeiten und 
die absolvierten Qualifizierungsmaßnahmen zu be-
rücksichtigen. Qualifizierungsmaßnahmen müssen 
innerhalb einer mindestens einjährigen Einführungs-
zeit in die Aufgaben des neuen Lehramtes absol-
viert werden. Bei einem Wechsel in das Lehramt 
an berufsbildenden Schulen hat die Lehrkraft an 
entsprechenden fachlichen und fachdidaktischen 
Qualifizierungsmaßnahmen des SHIBB teilzunehmen.

§ 8
Probezeit

Die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge für 
den deutschen Schuldienst in Nordschleswig ist auf 
die Probezeit nach § 19 LBG anzurechnen.

§ 9
Dienstliche Beurteilung, Allgemeines

(1) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung von 
Lehrkräften werden ausschließlich aus besonderem 
Anlass (Anlassbeurteilung) beurteilt. Bewertungsmaß-
stab ist das statusrechtliche Amt; die Anforderungen 
der im Beurteilungszeitraum übertragenen Aufgaben 
sind dabei zu berücksichtigen.

(2) Beurteilungen sind

1. vor jeder Ernennung,

2. zur Feststellung der Befähigung für ein anderes 
Lehramt,

3. zum Ende einer Erprobungszeit,

4. bei Bewerbungen auf höherwertige Ämter oder 
eine Funktionsstelle,

5. vor Beginn einer mindestens dreimonatigen Beur-
laubung, wenn die letzte Beurteilung zum Beurlau-
bungsbeginn länger als zwölf Monate zurückliegt,

6. aus besonders begründetem dienstlichem Anlass 
heraus oder

7. zum Ende einer Probezeit

zu fertigen. Liegt im Fall des Satzes 1 Nummer 5 die 
letzte Beurteilung zum Beurlaubungsbeginn höchs-
tens zwölf Monate zurück, so ist die Beurteilung zu 
diesem Zeitpunkt zu aktualisieren.

(3) Rechtzeitig vor Ablauf der Probezeit wird abwei-
chend von § 19 Absatz 3 Satz 1 LBG zur Feststel-
lung der Bewährung nur eine dienstliche Beurteilung 
erstellt.

(4) Der Beurteilungszeitraum umfasst regelmäßig die 
letzten drei Jahre vor dem Beurteilungszeitpunkt. Bei 
Anlassbeurteilungen zur Feststellung der Bewährung 
in einer Probezeit oder Erprobungszeit ist der gesamte 
Bewährungszeitraum zu beurteilen. Vorangehende 
Beurteilungen, die einen Teil des Beurteilungszeit-
raums abdecken, sind als Beurteilungsbeitrag zu 
berücksichtigen.
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§ 10
Inhalt der Beurteilung, Bewertungsskala und Ge-

samturteil

(1) Die dienstliche Beurteilung besteht aus einer 
Leistungsbeurteilung sowie einer Eignungs- und Be-
fähigungsbeurteilung.  Mit der Leistungsbeurteilung 
werden die dienstlichen Aufgaben erfasst und die 
Arbeitsergebnisse während des gesamten Beurtei-
lungszeitraumes und gegebenenfalls die Entwicklung 
bewertet. Die Leistungsbeurteilung erstreckt sich 
auf die unterrichtlichen und außerunterrichtlichen 
Tätigkeiten, bei Funktionsstelleninhaberinnen und 
-inhabern auch auf die mit dem Amt verbundene 
Funktion. Es sollen Erkenntnisse und Beobachtungen 
zugrunde gelegt werden, die durch Unterrichtsbesu-
che, in außerunterrichtlichen Veranstaltungen oder 
in sonstigen dienstlichen Gesprächen und Kontakten 
gewonnen wurden. Andere Erkenntnisgrundlagen 
können bei Bedarf ergänzend oder anstelle der ge-
nannten Elemente einbezogen werden. Dabei sollen 
insbesondere Arbeitsmenge, Arbeitsgüte und Arbeits-
weise und gegebenenfalls das Führungsverhalten 
sowie das dienstliche und soziale Verhalten bewertet 
werden. In der Leistungsbeurteilung wird für jedes 
Merkmal erfasst, in welchem Maß die zu stellenden 
Anforderungen erfüllt werden. In der Eignungs- und 
Befähigungsbeurteilung ist der Ausprägungsgrad 
der im dienstlichen Umgang gezeigten Fähigkeiten 
und Kenntnisse, die für die dienstliche Verwendung 
und berufliche Entwicklung von Bedeutung sind, 
differenziert zu bewerten.

(2) Fortbildungen und Qualifizierungsmaßnahmen sind 
in der Beurteilung aufzuführen. Liegt der Anlass der 
Beurteilung in einer künftigen anderen Verwendung, 
ist in der Beurteilung neben der Eignungsbeurteilung 
auch eine Prognose für das angestrebte Amt ab-
zugeben. Die Beurteilung kann einen Vorschlag für 
die Teilnahme an Personalentwicklungsmaßnahmen 
enthalten.

(3) Bei der dienstlichen Beurteilung schwerbehinderter 
Lehrkräfte ist eine etwaige Minderung der Einsatz- 
und Verwendungsfähigkeit durch die Behinderung 
zu berücksichtigen.

(4) Die dienstliche Beurteilung schließt mit einem 
Gesamturteil und einer Note ab. Das Gesamturteil 
ist schlüssig aus der Würdigung des Gesamtbilds 
der Leistungsbeurteilung und der Eignungs- und Be-
fähigungsbeurteilung sowie der Gewichtung und 
Bedeutung der einzelnen Beurteilungsmerkmale für 
das jeweilige Statusamt herzuleiten und soll gesondert 
verbal begründet werden. Mit dem Gesamturteil wird 
bewertet, in welchem Maß die Anforderungen erfüllt 
werden. Eine Binnendifferenzierung (oberer, mittlerer 
und unterer Bereich) ist nicht zulässig.

(5) Die Notenstufen des Gesamturteils sind wie folgt 
definiert:

1. „Sehr gut“ ist die bestmögliche Gesamtbewer-
tung; sie ist nur Lehrkräften zu erteilen, deren 
Leistungen die durchschnittlichen Anforderungen 
in besonderem Maße übertreffen;

2. „Gut“ ist Lehrkräften zu erteilen, deren Leistungen 
die durchschnittlichen Anforderungen übertreffen;

3. „Befriedigend“ ist Lehrkräften zu erteilen, deren 
Leistungen im Allgemeinen durchschnittlichen 
Anforderungen entsprechen;

4. „Ausreichend“ ist Lehrkräften zu erteilen, deren 
Leistungen zwar Mängel aufweisen, aber im Gan-
zen den durchschnittlichen Anforderungen noch 
entsprechen;

5. „Mangelhaft“ ist Lehrkräften zu erteilen, deren 
Leistungen den durchschnittlichen Anforderun-
gen nicht entsprechen, jedoch erkennen lassen, 
dass die bestehenden Mängel in absehbarer Zeit 
behoben werden können;

6. „Ungenügend“ ist nur Lehrkräften zu erteilen, 
deren Leistungen den durchschnittlichen Anfor-
derungen nicht entsprechen und auch nicht er-
kennen lassen, dass die Mängel in absehbarer 
Zeit behoben werden können.

(6) Abweichend von Absatz 5 sind für die Besetzung 
von Beförderungsstellen der Besoldungsgruppe A14 
SHBesG nach § 6 Absatz 3 die Notenstufen der 
Leistungsbeurteilung und des Gesamturteils wie 
folgt definiert:

1. Die Anforderungen werden in besonderem Maße 
übertroffen (höchste Bewertungsstufe, Note 5),

2. Die Anforderungen werden übertroffen (zweit-
höchste Bewertungsstufe, Note 4),

3. Die Anforderungen werden erfüllt (mittlere Be-
wertungsstufe, Note 3),

4. Die Anforderungen werden im Allgemeinen erfüllt 
(vorletzte Bewertungsstufe, Note 2),

5. Die Anforderungen werden (noch) nicht erfüllt 
(letzte Bewertungsstufe, Note 1).

(7) Die vier Ausprägungsgrade der Eignungs- und 
Befähigungsbeurteilung für die Besetzung von Beför-
derungsstellen der Besoldungsgruppe A 14 SHBesG 
nach § 6 Absatz 3 lauten:

1. besonders stark,

2. stark,

3. normal,

4. schwach.

§ 11 
Beurteilungsverfahren

(1) Die Beurteilerinnen und Beurteiler erstellen die 
Beurteilung in eigener Verantwortung; sie sind an 
Weisungen im Beurteilungsverfahren nicht gebunden.
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(2) Beurteilerin oder Beurteiler der zu beurteilenden 
Lehrkraft ist die oder der unmittelbare Vorgesetzte, bei 
den an den öffentlichen Schulen tätigen Lehrkräften 
in einer Schulleitungs- oder Schulaufsichtsfunktion. 
Ist die oder der Vorgesetzte weniger als sechs Monate 
in dieser Funktion gegenüber der zu beurteilenden 
Lehrkraft tätig, ist die oder der frühere unmittelbare 
Vorgesetzte für die Beurteilung zuständig, wenn 
sie oder er weiterhin in einer Schulleitungs- oder 
Schulaufsichtsfunktion in Schleswig-Holstein tätig 
ist. Ist die oder der Beurteiler nicht einem höheren 
statusrechtlichen Amt zugeordnet als die zu beurtei-
lende Lehrkraft, ist die oder der Vorgesetzte der oder 
des unmittelbaren Vorgesetzten für die Beurteilung 
zuständig. Die oberste Dienstbehörde kann auch 
eine andere geeignete Person bestimmen, die ein 
höheres statusrechtliches Amt innehat. Satz 3 gilt 
nicht bei Anlassbeurteilungen zur Feststellung der 
Bewährung in einer Probezeit gemäß § 5 Absatz 1 
LBG oder einer Erprobungszeit.

(3) Die Beurteilerin oder der Beurteiler kann von Per-
sonen, die mindestens das gleiche statusrechtliche 
Amt innehaben, einen Beurteilungsbeitrag anfor-
dern, wenn dies für eine sachgerechte Beurteilung 
erforderlich ist. Die Beurteilerin oder der Beurteiler 
soll einen Beurteilungsbeitrag von früheren unmit-
telbaren Vorgesetzten einholen, wenn innerhalb des 
Beurteilungszeitraumes ein Vorgesetztenwechsel 
stattgefunden hat und diese Vorgesetzten länger 
als sechs Monate Vorgesetzte der zu beurteilenden 
Lehrkraft waren. Ist die zu beurteilende Lehrkraft mit 
einem Teil der Arbeitszeit in einer anderen Dienst-
stelle eingesetzt, ist ein Beurteilungsbeitrag von 
der oder dem dortigen Vorgesetzten anzufordern. 
Überwiegt zeitlich der Einsatz der zu beurteilenden 
Lehrkraft außerhalb der Stammschule, wird die oder 
der dortige Vorgesetzte, sofern dieser oder diese eine 
Schulleitungs- oder Schulaufsichtsfunktion wahr-
nimmt, für die Beurteilung zuständig und holt einen 
Beurteilungsbeitrag aus der Stammschule ein. Be-
urteilungsbeiträge müssen zu den Einzelmerkmalen 
Stellung beziehen und schließen ebenfalls mit einer 
Gesamtnote ab. Sie werden Anlage der Beurteilung.

(4) Die Beurteilung ist der zu beurteilenden Lehrkraft 
in ihrem vollen Wortlaut zu eröffnen, mit ihr auf Ver-
langen zu erörtern und zusammen mit dem Vermerk 
über die Eröffnung zur Personalakte zu nehmen. Die 
Eröffnung ist bei Aushändigung der Beurteilung durch 
Unterschrift der zu beurteilenden Lehrkraft, bei einer 
anderen Art der Eröffnung durch einen Vermerk der 
Beurteilerin oder des Beurteilers zu bestätigen. Die 
Lehrkraft kann sich nach Aushändigung der Beurtei-
lung mündlich oder schriftlich dazu äußern (Gegen-
vorstellung) und im Gegenvorstellungsverfahren einen 
Beistand hinzuziehen. Eine schriftliche Äußerung der 
Lehrkraft ist zur Personalakte zu nehmen. Können 
Meinungsverschiedenheiten nicht beigelegt werden, 

ergeht ein förmlicher Bescheid durch die Beurteilerin 
oder den Beurteiler.

Abschnitt 3
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 12
Fortgeltung von Bestimmungen der Lehrerinnen- 

und Lehrerlaufbahnverordnung

Laufbahnbefähigungen, die vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung nach den Vorschriften der §§ 15 bis 24 
der Lehrerinnen- und Lehrerlaufbahnverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1998 
(GVOBl. Schl.-H. S. 125), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 24. Juni 2011 (GVOBl. Schl.-H. S. 176, 
185), Ressortbezeichnung zuletzt ersetzt durch Ar-
tikel 7 der Verordnung vom 16. März 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 96, 97), in der bis zum 28. Juli 2016 
geltenden Fassung oder nach den Vorschriften der 
§§ 2 und 3 der Landesverordnung über die Laufbahn 
der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung Bildung 
vom 19. Juli 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 574) in der 
bis zum 25. Juli 2019 geltenden Fassung erworben 
wurden, gelten als Lehramtsbefähigungen im Sinne 
von §§ 2, 3 oder 4. Dem ersten Einstiegsamt der 
Laufbahngruppe 2 sind dabei die Lehrämter an Grund- 
und Hauptschulen, an Realschulen, an Sonderschulen, 
an Sekundarschulen mit dem Schwerpunkt Sekun-
darstufe I sowie für die Fachpraxis an beruflichen 
Schulen zugeordnet. Die Lehrämter an Gymnasien 
und Gemeinschaftsschulen (Sekundarschullehramt) 
und an berufsbildenden Schulen gehören dem zweiten 
Einstiegsamt an.

§ 13
Feststellung der Befähigung für das Lehramt 

an Gemeinschaftsschulen für Grund- und 
Hauptschullehrkräfte

(1) Bei Lehrkräften mit der Befähigung für das Lehramt 
an Grund- und Hauptschulen soll auf ihren Antrag hin 
die Befähigung für das Lehramt an Gemeinschafts-
schulen durch die oberste Dienstbehörde festgestellt 
werden. Die Feststellung setzt voraus, dass

1. die jeweilige Lehrkraft sich in einer überwiegenden 
Unterrichtstätigkeit in der Sekundarstufe I an all-
gemeinbildenden Schulen mit mehreren Bildungs-
gängen im Umfang von mindestens fünf Jahren 
bewährt hat und die oder der jeweils zuständige 
Vorgesetzte diese Bewährung bestätigt sowie

2. die Lehrkraft sich in dem in Nummer 1 genannten 
Zeitraum im Umfang von 30 Stunden fortgebildet 
hat.

(2) Die Lehrkraft ist verpflichtet, innerhalb von drei 
Jahren nach Feststellung der Befähigung für das 
Lehramt an Gemeinschaftsschulen an einer vom IQSH 
anerkannten Fortbildungsmaßnahme in Fachwissen-
schaft, Fachdidaktik oder Heterogenität im Umfang 
von weiteren 30 Stunden teilzunehmen und diese 
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Teilnahme gegenüber der obersten Dienstbehörde 
nachzuweisen.

§ 14
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2024 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Landesverordnung über die Lauf-

bahn der Laufbahngruppe 2 in der Fachrichtung Bil-
dung vom 26. Juni 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 206)*), 
geändert durch Verordnung vom 25. Oktober 2020 
(GVOBl. Schl.-H. S. 824), außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 8. Januar 2024

Karin Prien
Ministerin 

für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur

*) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-34
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Anlage (zu § 4 Absatz 1)

Einstellung von Bewerberinnen und Bewerbern ohne Lehramtsbefähigung (Sonderregelungen „Seiteneinstieg“ 
und „Direkteinstieg“) in den Schuldienst des Landes Schleswig-Holstein

I. Allgemeine Voraussetzungen

1. In Fächern oder Fachrichtungen, in denen ein besonders dringender Lehrkräftebedarf besteht, können 
zur Sicherstellung der Unterrichtsversorgung Bewerberinnen und Bewerber ohne Lehramtsstudium, je-
doch mit einem Hochschulabschluss und einschlägiger Berufserfahrung, als Seiteneinsteigerinnen und 
-einsteiger oder Direkteinsteigerinnen und -einsteiger im befristeten Beschäftigtenverhältnis eingestellt 
und berufsbegleitend für ein Lehramt qualifiziert werden. 

2. Bewerberinnen und Bewerber für einen Seiteneinstieg müssen ein Diplom-/Magisterstudium an einer Univer-
sität oder einer gleichgestellten Hochschule oder ein Masterstudium an einer Hochschule in einer mit dem 
gesuchten Unterrichtsfach oder mit der gesuchten Fachrichtung fachlich und inhaltlich in Zusammenhang 
stehenden Studienrichtung abgeschlossen haben. Für Bewerberinnen und Bewerber mit einer Staatsprüfung 
für ein Lehramt oder einem entsprechenden Masterabschluss kommt der Seiteneinstieg nicht in Betracht.

3. Bewerberinnen und Bewerber für einen Direkteinstieg müssen ein Studium mit einem Bachelor an einer 
Hochschule oder einem Diplom (FH) in einer mit dem gesuchten Unterrichtsfach oder mit der gesuchten 
Fachrichtung fachlich und inhaltlich in Zusammenhang stehenden Studienrichtung abgeschlossen haben. 
Das Studium muss mindestens mit der Abschlussnote „befriedigend“ abgeschlossen worden sein.

4. Bewerberinnen und Bewerber für den Seiten- und den Direkteinstieg müssen eine mindestens zweijährige 
einschlägige Berufserfahrung  nachweisen.

5. Die Einstellung im Seiten- oder Direkteinstieg setzt voraus, dass die zu besetzende Stelle nach zweimal 
erfolgter Ausschreibung über das Online Bewerbungsportal des für Bildung zuständigen Ministeriums 
(pbOn) nicht mit Lehramtsbewerberinnen und -bewerbern besetzt werden konnte.

6. Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Hochschulzugangsberechtigung nicht auf einer deutschsprachi-
gen Schule erworben haben, müssen nachweisen, dass sie über die Sprachkenntnisse verfügen, die 
für eine Unterrichtstätigkeit erforderlich sind. Dabei handelt es sich um Kenntnisse der deutschen Spra-
che in Wort und Schrift auf dem Niveau C 1 des Gemeinsamen Referenzrahmens für Sprache (GeR).

7. Für die Qualifizierung gelten §§ 3 Absatz 6, 9, 10, 13, 14, 16, 17 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 bis 6, 
Absatz 3, Absatz 4 und §§ 18, 19, 20, 24 und 33 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung Lehrkräf-
te (APVO Lehrkräfte) vom 5. Dezember 2023 (GVOBl. Schl.-H. 2024 S. 14) sinngemäß, sofern diese 
Anlage nicht abweichende Regelungen trifft.

II. Qualifizierungsphase

1. Umfang und Dauer der Qualifizierungsphase, Teilzeit und Organisationsform

1.1. Seiteneinsteigerinnen und -einsteiger werden je nach Lehramt gemäß § 2 Absatz 2 und 3 LVO-Bildung in 
zwei Unterrichtsfächern, in zwei sonderpädagogischen Fachrichtungen und in einem allgemeinbildenden 
Unterrichtsfach oder in einer beruflichen Fachrichtung und in einem allgemeinbildenden Unterrichtsfach 
über einen Zeitraum von zwei Jahren qualifiziert. Ausnahmsweise ist in besonders begründeten Einzel-
fällen für die Lehrämter an Grundschulen, an Gemeinschaftsschulen und an Gymnasien eine Qualifizie-
rung in nur einem Unterrichtsfach, für das Lehramt Sonderpädagogik in nur einer sonderpädagogischen 
Fachrichtung und in einem allgemeinbildenden Unterrichtsfach und für das Lehramt an berufsbildenden 
Schulen in nur einer beruflichen Fachrichtung möglich. In den Fällen nach Satz 2 ist eine Übernahme in 
das Beamtenverhältnis nach Ziffer IV.1. nur möglich, wenn es sich um ein Fach gemäß § 12 Absatz 1 
Satz 2 oder 3 LehrBG handelt.

1.2. Direkteinsteigerinnen und -einsteiger werden je nach Lehramt gemäß § 2 Absatz 2 LVO-Bildung in zwei 
Unterrichtsfächern, zwei Fachrichtungen, in einem Unterrichtsfach und einer Fachrichtung oder - in 
besonders begründeten Ausnahmefällen - in nur einem Unterrichtsfach oder in nur einer Fachrichtung 
für eine Lehrtätigkeit bis zur Fachhochschulreife qualifiziert.  An eine zweijährige Qualifizierungsphase 
schließt sich eine einjährige Bewährungsphase zur praktischen Anwendung erworbener Fachkompetenzen 
an, so dass die Qualifizierung insgesamt drei Jahre dauert. In den Fällen nach Satz 1 ist eine Übernahme 
in das Beamtenverhältnis nach Ziffer IV.1.  möglich, wenn es sich um ein Fach gemäß § 12 Absatz 1 
Satz 2 oder 3 LehrBG handelt.

1.3. Die parallel zur Unterrichtstätigkeit an der Schule erfolgenden Qualifizierungsmaßnahmen erstrecken 
sich über 24 Monate (bei Vollzeitbeschäftigung). Eine Verkürzung der Qualifizierungsmaßnahme ist 
ausgeschlossen. Eine Verlängerung der Qualifizierungsphase ist im Seiten- und Direkteinstieg bis zur 
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Höchstdauer von 36 Monaten möglich. Wird die Qualifizierungsphase in Teilzeit abgeleistet, verlängert 
sich die Höchstdauer entsprechend. Eine Ableistung in Teilzeit ist in 36 oder 48 Monaten nach den 
untenstehenden Modellen möglich. Andere Teilzeitmodelle sind nicht möglich. Über Teilzeitanträge ent-
scheidet das für Bildung zuständige Ministerium beziehungsweise das SHIBB für die berufsbildenden 
Schulen. Die wöchentlichen Unterrichts- und Hospitationsverpflichtungen betragen in allen Schularten 
jeweils gemessen in Unterrichtsstunden:

Seiteneinstieg oder Direkteinstieg mit entweder mit zwei Unterrichtsfächern oder zwei Fachrichtungen und 
einem Unterrichtsfach oder mit einem Fach und einer Fachrichtung:

Vollzeit 24 Monate Erstes Jahr Zweites Jahr
Unterrichtsverpflichtung 15 16
Zuzüglich Hospitation bzw. Unterricht unter 
Anleitung

4 3

Teilzeit 36 Monate Erstes Jahr Zweites Jahr Drittes Jahr
Unterrichtsverpflichtung 10 11 12
Zuzüglich Hospitation bzw. Unterricht unter 
Anleitung

3 3 1

Teilzeit 48 Monate Erstes Jahr Zweites Jahr Drittes Jahr Viertes Jahr
Unterrichtsverpflichtung 7 8 9 10
Zuzüglich Hospitation bzw. Unterricht unter 
Anleitung

3 2 2 0

Seiteneinstieg oder Direkteinstieg mit nur einem Unterrichtsfach, mit nur einer Fachrichtung und einem Un-
terrichtsfach oder mit nur einer Fachrichtung:

Vollzeit 24 Monate Erstes Jahr Zweites Jahr
Unterrichtsverpflichtung 17 18
Zuzüglich Hospitation bzw. Unterricht unter 
Anleitung

4 3

Teilzeit 36 Monate Erstes Jahr Zweites Jahr Drittes Jahr
Unterrichtsverpflichtung 11 12 14
Zuzüglich Hospitation bzw. Unterricht unter 
Anleitung

3 3 1

Teilzeit 48 Monate Erstes Jahr Zweites Jahr Drittes Jahr Viertes Jahr
Unterrichtsverpflichtung 9 9 10 10
Zuzüglich Hospitation bzw. Unterricht unter 
Anleitung

3 2 2 0

1.4. Die Höchstdauer der Qualifizierungsphase verlängert sich um 

a) Zeiten des Beschäftigungsverbots nach dem Mutterschutzgesetz vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), 
zuletzt geändert durch Artikel 57 Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652), 
in Verbindung mit der Mutterschutzverordnung vom 12. Februar 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 51),

b) Elternzeit nach der Elternzeitverordnung vom 18. Dezember 2001 (GVOBl. Schl.-H. 2002 S. 6), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 14. Dezember 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 1546) und

c) Zeiten der Ausnahmeregelungen bei Unterrichtsausfall gemäß Ziffer II.6.

1.5. Die Qualifizierungsphase ist um mindestens sechs Monate zu verlängern, wenn Zeiten nach Ziffer II.1.4. 
sowie Zeiten anderer Abwesenheiten insgesamt 120 Tage überschreiten. Bei der Berechnung ist es un-
erheblich, ob diese in die Schulferien fallen. Zu den Zeiten anderer Abwesenheiten zählen insbesondere

a) Krankheitszeiten und

b) Sonderurlaub nach der Sonderurlaubsverordnung vom 29. November 2018 (GVOBl. S. 796), geän-
dert durch Artikel 2 der Verordnung vom 14. Dezember 2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 1546).

1.6. Die Qualifizierungsphase ist auf Antrag der Lehrkraft, unabhängig davon, ob die Qualifizierung in Voll- 
oder Teilzeit absolviert wird, um sechs Monate zu verlängern, wenn die Lehrkraft die Qualifizierungs-
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phase nicht bestanden hat (Ziffer II.3.2., II.4.2., II.4.4. und II.5.1.) und eine Wiederholung der Prüfung 
innerhalb der Höchstdauer der Qualifizierung nach Ziffer II.1.3. und II.1.4. möglich ist. Der Antrag ist 
innerhalb der Laufzeit des laufenden Beschäftigungsverhältnisses zu stellen. Die wöchentlichen Un-
terrichts- und Hospitationsverpflichtungen richten sich nach den Umfängen des jeweils letzten Jahres 
der Qualifizierungsphase.

1.7. Die Qualifizierungsphase kann auf Antrag der Lehrkraft um sechs Monate verlängert werden, wenn 
ihre Leistungen die Anforderungen aus nicht von ihr zu vertretenden Gründen noch nicht erfüllen. Der 
Antrag muss vor Beginn des letzten Halbjahres der Qualifizierung gestellt werden.

1.8. Die Qualifizierungsphase endet 

a) bei Bestehen der Qualifizierungsmaßnahme mit Ablauf der ursprünglich vereinbarten Dauer des 
befristeten Beschäftigtenverhältnisses,

b) bei Nichtbestehen der Wiederholungsprüfung oder bei erneuter Nichtzulassung zur Prüfung vor Ab-
lauf der ursprünglich vereinbarten Dauer des befristeten Beschäftigtenverhältnisses mit Zustellung 
des entsprechenden Bescheides,

c) bei einer dienstlichen Beurteilung mit der Note „ungenügend“ vor Ablauf der ursprünglich vereinbar-
ten Dauer des befristeten Beschäftigtenverhältnisses mit Ablauf des Monats, in dem die Beurteilung 
bekannt gegeben wird,

d) spätestens nach Ablauf der Höchstdauer der Qualifizierungsphase nach Ziffer II.1.3. und II.1.4.,

e) bei absehbarer Überschreitung der Höchstdauer der Qualifizierungsphase, die im Falle der Nicht-
zulassung zur Prüfung (Ziffer II.3.2) oder des Nichtbestehens der Prüfung (Ziffer II.5.1.) eintreten 
würde, vor Ablauf der ursprünglich vereinbarten Dauer des befristeten Beschäftigtenverhältnisses 
mit Ablauf des Monats, in dem ein entsprechender Bescheid zugestellt wurde. 

1.9. Die Qualifizierungsphase und der eigenverantwortliche Unterricht werden von Ausbildungslehrkräften 
begleitet. Die Seiteneinsteigerinnen und -einsteiger und die Direkteinsteigerinnen und -einsteiger nehmen 
darüber hinaus an den Ausbildungsveranstaltungen des IQSH für Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
sowie bei Bedarf an speziell konzipierten Blockveranstaltungen des IQSH teil. Seiteneinsteigerinnen 
und -einsteiger sowie Direkteinsteigerinnen und -einsteiger an berufsbildenden Schulen nehmen an 
entsprechenden Ausbildungsveranstaltungen und speziell konzipierten Blockveranstaltungen des SHIBB 
teil. In den ersten sechs Monaten der Qualifizierungsphase werden bis zu vier Stunden der Unterrichts-
verpflichtung durch Veranstaltungen des IQSH, des SHIBB oder einer Hochschule ersetzt.

1.10. Die berufsbegleitende Qualifizierung findet grundsätzlich neben der Unterrichtsverpflichtung statt. Die 
Festlegung der im Einzelfall erforderlichen Inhalte und Zeitanteile erfolgt zu Beginn der Qualifizierungs-
phase in einem Ausbildungsplan, der auch Ausbildungsberatungen nach § 9 APVO Lehrkräfte und das 
Führen eines E-Portfolios nach § 10 APVO Lehrkräfte regelt.

2. Ziele der Qualifizierung

2.1. Die Qualifizierungsphase soll die Seiteneinsteigerinnen und -einsteiger und die Direkteinsteigerinnen 
und -einsteiger dazu befähigen, Schülerinnen und Schüler unterschiedlicher Leistungsfähigkeit und 
Begabung sowie unterschiedlicher sozialer und kultureller Herkunft zu fördern. Sie soll zudem dazu 
befähigen, Entwicklungsprozesse der Schulen mitzugestalten.

2.2. Das IQSH legt ergänzend zu den Ausbildungsstandards nach § 25 LehrBG mit Zustimmung des für Bildung 
zuständigen Ministeriums Ausbildungscurricula für die Qualifizierungsphase fest, in der die erforderlichen 
fachlichen, didaktischen und pädagogischen Kenntnisse vermittelt werden. Für die berufsbildenden Schulen 
legt das SHIBB die entsprechenden Ausbildungscurricula für die Qualifizierungsphase fest.

2.3. In der Qualifizierungsphase erwerben Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger und Direkteinsteige-
rinnen und Direkteinsteiger Kompetenzen in

a) Pädagogik,

b) Didaktik und Methodik des Fachunterrichts sowie des fächerverbindenden Lernens,

c) Diagnostik (für das Lehramt Sonderpädagogik),

d) Planung, Durchführung und Nachbereitung des Unterrichts,

e) Beurteilung, Bewertung und Förderung.

Zu der Befähigung, Entwicklungsprozesse der Schulen mitzugestalten, gehören insbesondere Kennt-
nisse zur beziehungsweise zum
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f) unterrichtswirksamen Kooperation der Lehrerinnen und Lehrer,

g) Zusammenarbeit mit Eltern,

h) Betreuung und Beratung der Schülerinnen und Schüler,

i) Mitarbeit in schulischen Gremien,

j) Kennen und Anwenden der rechtlichen Regelungen des Schullebens,

k) Mitgestaltung und Entwicklung von Schule,

l) Selbstmanagement,

m) Erziehung und Beratung und

n) zu Bildungs- und Erziehungseffekten. 

3. Zulassung zur Prüfung

3.1. Die Zulassung zur Prüfung setzt eine dienstliche Beurteilung mit mindestens der Note „ausreichend“ 
voraus. Die Beurteilung muss die gesamte Dauer der Qualifizierungsphase umfassen einschließlich ei-
ner etwaigen Verlängerung. Bei Ausbildung an kooperierenden Schulen ist ein Beurteilungsbeitrag der 
Schulleiterin oder des Schulleiters der Kooperationsschule und bei einem Wechsel der Ausbildungsschule 
ein Beurteilungsbeitrag der Schulleiterin oder des Schulleiters der ersten Ausbildungsschule einzuholen. 
Darüber hinaus ist nachzuweisen, dass unter Berücksichtigung anrechenbarer Zeiten nach Ziffer II. 1.4. 
bis II.1.7. zum Zeitpunkt der Zulassung zur Prüfung mehr als zehn Zwölftel der Ausbildungsveranstal-
tungen beim IQSH beziehungsweise SHIBB wahrgenommen wurden. Außerdem muss die Meldung zur 
Prüfung fristgerecht und vollständig erfolgt sein.

3.2. Bei einer dienstlichen Beurteilung nach Ziffer II.4.1.a) mit der Note „mangelhaft“, wenn weniger als 
zehn Zwölftel der Ausbildungsveranstaltungen beim IQSH beziehungsweise SHIBB wahrgenommen 
oder wenn die Meldung zur Prüfung nicht fristgerecht oder unvollständig erfolgt ist, ist die Lehrkraft 
nicht zur Prüfung zugelassen. Mit der Nichtzulassung gilt die Prüfung als nicht bestanden. Das weitere 
Verfahren richtet sich nach den Ziffern II.1.6 und II.5. 

3.3. Bei einer dienstlichen Beurteilung nach Ziffer II.4.1.a) mit der Note „ungenügend“ ist die Lehrkraft nicht zur 
Prüfung zugelassen und die Prüfung endgültig nicht bestanden.  Eine Verlängerung der Qualifizierungsphase 
und eine Wiederholung sind ausgeschlossen. Das weitere Verfahren richtet sich nach Ziffer II.1.8.c). 

4. Abschluss der Qualifizierungsphase (Prüfung)

4.1. Am Ende der Qualifizierung ist eine Prüfung abzulegen. Im Einzelnen werden die folgenden Prüfungs-
leistungen gefordert und wie folgt gewichtet:

a) eine dienstliche Beurteilung, die mit 50 % in die Benotung einfließt,

b) je eine Unterrichtsstunde je Fach oder Fachrichtung (jeweils 15 %); wird in nur einem Unterrichtsfach 
oder einer Fachrichtung ausgebildet, sind zwei Unterrichtsstunden mit unterschiedlichen Schwer-
punkten in dem Unterrichtsfach bzw. der Fachrichtung zu erteilen,

c) das Prüfungsgespräch einschließlich der Thesen aus dem E-Portfolio (20 %).

4.2. Sofern eine der Unterrichtsstunden mit „ungenügend“ oder beide Unterrichtsstunden mit „mangelhaft“ 
benotet werden, entfallen die weiteren Prüfungsteile. Die Prüfung im Rahmen der Qualifizierungsmaß-
nahme ist damit insgesamt nicht bestanden.

4.3. Aus den gewichteten Noten für die einzelnen Prüfungsteile wird eine Note errechnet und auf zwei 
Dezimalstellen gerundet.

4.4. Ein erfolgreicher Abschluss liegt vor, wenn die Prüfung mit den Endnoten „sehr gut“, „gut“ oder 
„befriedigend“ (zahlenmäßig mit 1,00 - 3,49) abgeschlossen wird. Bei Leistungen, die darunterliegen 
(zahlenmäßig ab 3,50), liegt kein erfolgreicher Abschluss der Qualifizierungsphase vor. Die Prüfung im 
Rahmen der Qualifizierungsmaßnahme ist damit insgesamt nicht bestanden. 

5. Wiederholung der Prüfung

5.1. Wird mindestens eine der Unterrichtsstunden nach Ziffer II.4.1.b) mit ungenügend oder beide Unterrichts-
stunden mit mangelhaft bewertet oder wird die gesamte Prüfung nicht mit mindestens der Endnote 3,49 
bestanden, kann die Prüfung einmal wiederholt werden. Das weitere Verfahren richtet sich nach Ziffer II.1.6. 

5.2. Endet mindestens eine der Unterrichtsstunden nach Ziffer II.4.1.b) erneut mit einer ungenügenden oder 
beide Unterrichtsstunden erneut mit einer mangelhaften Bewertung oder wird die Wiederholungsprüfung 
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nicht mit einer Endnote von 3,49 oder besser abgelegt, endet das befristete Arbeitsverhältnis gemäß 
Ziffer II.1.8.b) vor Ablauf der ursprünglich vereinbarten Dauer bereits mit Zustellung des entsprechenden 
Bescheides. 

5.3. Die Staatsprüfung wird mit der Prüfung nicht abgelegt.

6. Ausnahmeregelungen bei Unterrichtsausfall

Stehen in Folge von Infektionsschutzmaßnahmen oder wegen anderer Notsituationen keine Lerngruppen in 
den Schulen für die Ausbildung und Prüfung der Lehrkräfte in der Qualifikationsphase zur Verfügung oder 
ist in Folge von Infektionsschutzmaßnahmen oder wegen anderer Notsituationen eine reguläre Prüfung aus 
anderen Gründen nicht möglich, sind mit Zustimmung der nach § 29 Absatz 1 LehrBG zuständigen obersten 
Landesbehörde folgende Ausnahmen zulässig:

6.1 Die wöchentlichen Unterrichts- und Hospitationsverpflichtung nach der in Ziffer II.1.3. Satz 7 aufgeführten 
Tabelle kann geringer sein, muss aber im Durchschnitt der Ausbildungsjahre mindestens 75 % betragen. 
Sollte dieser Anteil nicht erreicht werden können, wird die Qualifizierungsphase jeweils um sechs Monate 
verlängert.

6.2 Von dem Ausbildungsplan nach Ziffer II.1.10 kann abgewichen und dieser neu festgelegt werden.

6.3 Der Nachweis über die Befähigung zum Leisten Erster Hilfe nach § 14 Nummer 2 der APVO Lehrkräfte 
kann nachgereicht werden. Er ist nicht Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung.

6.4 Die Angaben nach § 14 Nummer 4 APVO Lehrkräfte sind in Bezug auf die Unterrichtsvorbereitungen 
nach § 17 Absatz 1 APVO Lehrkräfte zu machen.

6.5 Die Unterrichtsstunden je Fach oder Fachrichtung nach Ziffer II.4.1.b) werden durch eine Prüfungs-
leistung je Fach oder Fachrichtung ohne Unterricht ersetzt. Wird nur in einem Unterrichtsfach oder 
einer Fachrichtung ausgebildet, besteht die Prüfungsleistung aus zwei Teilen. Grundlage ist jeweils die 
Unterrichtsvorbereitung nach § 17 Absatz 1 APVO Lehrkräfte. Bei der Berechnung der Prüfungsnote 
werden anstelle der Unterrichtsstunden die ersatzweisen Prüfungsteile mit je 15 % berücksichtigt.

6.6 Prüfungen können auch unter Einsatz geeigneter informationstechnischer Übertragungsverfahren durch-
geführt werden, in denen sich Prüflinge sowie Prüferinnen und Prüfer gegenseitig in Echtzeit sehen und 
hören können.

6.7 Die Bewertung der Prüfungsleistung kann erfolgen, ohne dass der Prüfungsausschuss hierzu physisch 
zusammentritt.

III. Bewährungsphase beim Direkteinstieg

1. Dem erfolgreichen Abschluss der zweijährigen Qualifizierungsphase folgt für Direkteinsteigerinnen und 
-einsteiger eine einjährige Bewährungsphase, innerhalb derer die erworbenen Kenntnisse durch die prak-
tische Unterrichtstätigkeit erweitert und vertieft werden.

2. Während der Bewährungsphase erhöht sich die wöchentliche Unterrichtsverpflichtung auf die volle Pflicht-
stundenzahl gemäß den Vorgaben der Pflichtstundenverordnung.

3. Der erfolgreiche Abschluss der Bewährungsphase setzt eine dienstliche Beurteilung mit mindestens der 
Note „ausreichend“ voraus. Endet die dienstliche Beurteilung mit der Note „mangelhaft“, wird die Bewäh-
rungsphase um sechs Monate verlängert. Sofern zum Ende dieses Zeitraums die dienstliche Beurteilung 
erneut mit der Note „mangelhaft“ abschließt, ist eine Weiterbeschäftigung im schleswig-holsteinischen 
Schuldienst - auch befristet als Vertretungslehrkraft - ausgeschlossen.

IV. Weiterbeschäftigung

1. Nach erfolgreichem Abschluss der Qualifizierung im Seiten- oder Direkteinstieg ist die unbefristete Weiterbe-
schäftigung beabsichtigt. Bei Vorliegen der beamtenrechtlichen Voraussetzungen kommt nach Feststellung 
der Lehramtsbefähigung durch das für Bildung zuständige Ministerium auch eine Übernahme in das Beam-
tenverhältnis in Betracht. Grundsätzlich erfolgt die Einstellung der Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger 
sowie der Direkteinsteigerinnen und Direkteinsteiger zum Beginn eines Schuljahres oder Schulhalbjahres. 

2. Wird der Seiten- oder Direkteinstieg nicht erfolgreich abgeschlossen, ist eine Beschäftigung im schleswig-
holsteinischen Schuldienst - auch befristet als Vertretungskraft - ausgeschlossen.

3. Wird auf die mögliche Wiederholung einer nicht bestandenen Prüfung verzichtet, gilt der Seiten- und Di-
rekteinstieg als endgültig nicht erfolgreich abgeschlossen. Eine Beschäftigung im schleswig-holsteinischen 
Schuldienst ist in diesem Fall - auch befristet als Vertretungskraft –  ausgeschlossen.
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Landesverordnung 
über die dienstliche Beurteilung der Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger 

sowie Amtsanwältinnen und Amtsanwälte 
(RpflAA-Beurteilungsverordnung - RpflAABuVO)

Vom 9. Januar 2024
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2030-16-51

Aufgrund des § 114a Absatz 2 Satz 1 des Landesbe-
amtengesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 93, ber. S. 261), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 3. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 551), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Artikel 63 der Verordnung vom 
27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 514, 528), 
verordnet das Ministerium für Justiz und Gesundheit:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die dienstliche Beurteilung 
der Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger sowie 
Amtsanwältinnen und Amtsanwälte (Beschäftigte), 
die in der ordentlichen Gerichtsbarkeit, in der Arbeits-
gerichtsbarkeit und bei den Staatsanwaltschaften 
tätig sind. Diese Verordnung gilt nicht für die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit, die Sozialgerichtsbarkeit 
und die Finanzgerichtsbarkeit.

§ 2
Begriffsbestimmungen

Befähigung ist die Summe der Fähigkeiten, die sich 
aus den persönlichen Anlagen sowie den erworbe-
nen Kenntnissen und Erfahrungen ergibt, die für die 
berufliche Tätigkeit von Bedeutung sind. Leistung ist 
die praktische Umsetzung der Befähigung in Qualität 
und Quantität der Arbeitsergebnisse. Eignung ist die 
aus Befähigung und Leistung abzuleitende Qualifi-
kation für ein ausgeübtes oder angestrebtes Amt.

§ 3
Beurteilung von Menschen mit Behinderung

Bei der Beurteilung schwerbehinderter und ihnen 
gleich gestellter Personen ist Nummer 7.1 der Integ-
rationsvereinbarung vom 25. Februar 2019 (Amtsbl. 
Schl.-H. S. 361, 475) zu beachten.

§ 4
Beurteilungszeitraum

(1) Soweit nicht anders geregelt, schließt der zu be-
urteilende Zeitraum (Beurteilungszeitraum) der Regel-
beurteilung grundsätzlich an den in der letzten dienst-
lichen Regelbeurteilung beurteilten Zeitraum an. Der 
Beurteilungszeitraum für die erste Regelbeurteilung 
beginnt mit dem Zeitpunkt der Lebenszeitanstellung 
oder nach Beendigung der Amtsanwaltsausbildung. 
Ein Beurteilungszeitraum umfasst mindestens sechs 
Monate, in denen das Amt ausgeübt wurde. Für einen 
kürzeren Zeitraum ist keine Beurteilung zu fertigen.

(2) Wenn der Beurteilungszeitraum nach Absatz 1 
länger als fünf Jahre ist, beschränkt sich dieser auf 
die letzten fünf Jahre.

(3) In den Beurteilungszeitraum fallende Zeiten ei-
ner Beurlaubung ohne Dienstbezüge (einschließlich 
Elternzeit) oder einer Freistellungsphase bei Teil-
zeitbeschäftigung sind bei der Beurteilung nicht zu 
berücksichtigen; sie zählen bei dem in Absatz 2 
genannten Höchstzeitraum, nicht aber bei dem in 
Absatz 1 Satz 3 genannten Mindestzeitraum mit.

§ 5
Beurteilungstext

(1) Für die dienstliche Beurteilung ist der Beurtei-
lungsvordruck (Anlage 1) zu verwenden. Alle dort 
aufgeführten Beurteilungsmerkmale sind zu bewerten, 
soweit eine Bewertung nach der zu beurteilenden 
Tätigkeit möglich ist. Die Erläuterungen und Fragen 
in Anlage 2 sollen dazu beitragen, den Inhalt der 
Beurteilungsmerkmale zu veranschaulichen und die 
Bewertungen vergleichbar zu machen. Die Anlagen 1 
und 2 sind Bestandteil dieser Verordnung.

(2) Für Beurteilungsbeiträge soll der Beurteilungs-
vordruck nach Absatz 1 Satz 1 verwendet werden.

§ 6 
Beurteilungsmerkmale

(1) Die Bewertung von Befähigung und fachlicher Leis-
tung im Hinblick auf die einzelnen Beurteilungsmerk-
male richtet sich nach den Anforderungen des zum 
Zeitpunkt der Beurteilung innegehabten Statusamtes; 
die Anforderungen der im Beurteilungszeitraum über-
tragenen Aufgaben sind dabei zu berücksichtigen. 
Die Bewertung ist textlich zu erläutern und muss mit 
folgenden Bewertungsstufen schließen:

1. „Die Anforderungen werden hervorragend über-
troffen.“

2. „Die Anforderungen werden deutlich übertroffen.“

3. „Die Anforderungen werden übertroffen.“

4. „Die Anforderungen werden erfüllt.“

5. „Die Anforderungen werden noch nicht erfüllt.“

6. „Die Anforderungen werden nicht erfüllt.“.

Andere Bewertungen sind nicht zulässig und deshalb 
unbeachtlich.

(2) Bewertungen bei Beschäftigten während der 
Probezeit schließen mit einer der folgenden Bewer-
tungsstufen:

1. „Die Anforderungen werden erfüllt.“

2. „Die Anforderungen werden noch nicht erfüllt.“

3. „Die Anforderungen werden nicht erfüllt.“.

Anl. 1

Anl. 2
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§ 7
Gesamturteil

(1) Die dienstliche Beurteilung schließt mit einem 
Gesamturteil ab. Das Gesamturteil ist schlüssig aus 
der Würdigung des Gesamtbilds der einzelnen Beurtei-
lungsmerkmale unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Statusamtes herzuleiten. Dabei ist die Gewichtung der 
nach § 6 Absatz 1 bewerteten Beurteilungsmerkmale 
deutlich zu machen.

(2) Für die Tätigkeit der Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger sind die Beurteilungsmerkmale „Fach-
kenntnisse“, „Urteilsvermögen und Entschlusskraft“ 
sowie „Arbeitsplanung“ von besonderem Gewicht. Für 
die Tätigkeit der Amtsanwältinnen und Amtsanwälte 
gilt dies darüber hinaus auch für das Beurteilungs-
merkmal „Verhandlungsgeschick“.

(3) Die Bewertung schließt bei Beschäftigten während 
der Probezeit mit einem der folgenden Gesamturteile:

1. „geeignet“,

2. „noch nicht geeignet“,

3. „nicht geeignet“.

(4) Nach Beendigung der Probezeit schließt die Be-
wertung mit einem der folgenden Gesamturteile:

1. „hervorragend geeignet“,

2. „sehr gut geeignet“,

3. „gut geeignet“,

4. „geeignet“,

5. „noch nicht geeignet“,

6. „nicht geeignet“.

Andere Bewertungen sind nicht zulässig und des-
halb unbeachtlich. Die sechs Stufen der Eignung 
entsprechen in ihrer Wertigkeit den Stufen nach § 6 
Absatz 1 Satz 2.

§ 8
Eignungsprognose

Die Beurteilungen aus Anlass der Bewerbung um eine 
Funktionsstelle oder um die Zulassung in eine andere 
Laufbahn können zusätzlich mit einer vorausschau-
enden Bewertung der Eignung für das angestrebte 
Amt (Eignungsprognose) versehen werden, ohne dass 
diese die an der Auswahlentscheidung Beteiligten 
bindet. § 7 Absatz 1 und 4 gilt entsprechend.

§ 9
Fortbildung und besondere Tätigkeiten

(1) Unter Nummer 1.5. des Beurteilungsvordrucks 
sind aufzunehmen:

1. die Teilnahme an dienstlichen Fortbildungen;

2. der Erwerb von Leistungszeugnissen;

3. die im dienstlichen Interesse liegende Tätigkeit 
als Leitung einer Arbeitsgemeinschaft, Dozentin 
oder Dozent, Prüferin oder Prüfer, Ausbilderin 
oder Ausbilder;

4. die Tätigkeit als Gleichstellungsbeauftragte oder 
anderer nicht weisungsgebundener Beauftragter;

5. die Tätigkeit als Mitglied in einem Personalrat oder 
einer Schwerbehindertenvertretung.

Die Teilnahme an außerdienstlichen Fortbildungen 
ist auf Wunsch aufzunehmen, sofern zumindest im 
weiteren Sinne ein dienstlicher Bezug besteht.

(2) Unter Nummer 5 des Beurteilungsvordrucks sind 
auf Wunsch besondere Interessen, außerdienstliche 
Nebentätigkeiten, die Mitarbeit in Berufsverbänden 
sowie Ehrenämter aufzunehmen.

(3) Die in Absatz 1 und 2 genannten Tätigkeiten 
sind nicht Gegenstand der Beurteilung nach §§ 5 
bis 8, können jedoch zu Gunsten der Beschäftigten 
bei der Begründung des Gesamturteils und der Eig-
nungsprognose einbezogen werden.

§ 10
Wahrnehmung von Aufgaben 

der Justizverwaltung

Die Wahrnehmung von Aufgaben der Justizverwal-
tung, sofern sie nicht von § 9 Absatz 1 erfasst 
werden, ist in die Beurteilung nach §§ 5 bis 8 ein-
zubeziehen und unter Nummer 1.4 des Beurteilungs-
vordrucks aufzunehmen.

§ 11
Erstbeurteilung

(1) Die dienstliche Beurteilung obliegt der oder dem 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten (Erstbeurteilung). 
Die Beurteilerin oder der Beurteiler unterliegt bei der 
Ausübung ihres oder seines Beurteilungsermessens 
keinen Weisungen.

(2) Ist die oder der Beschäftigte der oder dem unmit-
telbaren Dienstvorgesetzten am Beurteilungsstichtag 
weniger als sechs Monate unterstellt, ist Erstbeurtei-
lerin oder Erstbeurteiler die oder der frühere Dienst-
vorgesetzte, soweit sie oder er im Geltungsbereich 
dieser Verordnung beschäftigt ist. Dieser oder diese 
hat den unmittelbaren Dienstvorgesetzten der oder 
des Beschäftigten zu hören und gegebenenfalls im 
Rahmen eines Beurteilungsbeitrages zu beteiligen.

§ 12
Zweitbeurteilung

(1) Die oder der höhere Dienstvorgesetzte hat der 
Erstbeurteilung eine Stellungnahme beizufügen 
(Zweitbeurteilung).

(2) Schließt sich die oder der höhere Dienstvorge-
setzte der Erstbeurteilung an, beschränkt sich die 
Zweitbeurteilung auf eine entsprechende Erklärung. 
Ist eine von der Erstbeurteilung abweichende Stellung-
nahme beabsichtigt, ist diese nach einer Erörterung 
mit der Erstbeurteilerin oder dem Erstbeurteiler unter 
Hinweis auf die Beurteilungsgrundlagen zu begründen.

(3) Eine frühere unmittelbare Dienstvorgesetzte oder 
ein früherer unmittelbarer Dienstvorgesetzter, welche 
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oder welcher betreffend den zu beurteilenden Zeit-
raum an der Erstbeurteilung beteiligt oder im Rahmen 
eines Beurteilungsbeitrages zu beteiligen ist, ist von 
der Zweitbeurteilung ausgeschlossen. Es gelten die 
allgemeinen Vertretungsregelungen.

§ 13
Beurteilerinnen und Beurteiler

(1) Die Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger

1. des Oberlandesgerichts, des Landesarbeitsgerichts, 
der Landgerichte sowie der Amtsgerichte Kiel 
und Lübeck werden von der Vizepräsidentin oder 
dem Vizepräsidenten des Gerichts erstbeurteilt; 
die Zweitbeurteilung obliegt der Präsidentin oder 
dem Präsidenten;

2. der Amtsgerichte werden von der Direktorin oder 
dem Direktor erstbeurteilt; die Zweitbeurteilung 
obliegt der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Landgerichts, sofern eine Delegation nicht erfolgt 
ist;

3. der Arbeitsgerichte werden von der Direktorin oder 
dem Direktor erstbeurteilt; die Zweitbeurteilung 
obliegt der Präsidentin oder dem Präsidenten des 
Landesarbeitsgerichts, sofern eine Delegation 
nicht erfolgt ist;

4. der Generalstaatsanwaltschaft werden von der 
ständigen Vertreterin oder dem ständigen Vertre-
ter der Generalstaatsanwältin oder des General-
staatsanwalts erstbeurteilt; die Zweitbeurteilung 
obliegt der Generalstaatsanwältin oder dem Ge-
neralstaatsanwalt;

5. der Staatsanwaltschaften werden von der Lei-
tenden Oberstaatsanwältin oder dem Leitenden 
Oberstaatsanwalt erstbeurteilt; die Zweitbeurtei-
lung obliegt der Generalstaatanwältin oder dem 
Generalstaatsanwalt.

(2) Für die Amtsanwältinnen und Amtsanwälte gilt 
Absatz 1 Nummer 5 entsprechend.

(3) Die in Absatz 1 Nummer 2 und 3 genannten 
Zweitbeurteilerinnen oder Zweitbeurteiler können 
diese Aufgabe auf ihre Vertretung delegieren.

§ 14
Zeitpunkt der dienstlichen Beurteilung

(1) Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger sind nach 
Beendigung der Probezeit, Amtsanwältinnen und 
Amtsanwälte sind nach Beendigung der Amtsanwalts-
ausbildung oder Probezeit regelmäßig im Abstand von 
drei Jahren bis zur Vollendung des 57. Lebensjahres 
jeweils zu einem von dem für Justiz zuständigen 
Ministerium zu bestimmenden Stichtag zu beurteilen 
(Regelbeurteilung).

(2) Beschäftigte sind aus den nachfolgenden Anlässen 
zu beurteilen (Anlassbeurteilung):

1. während der regelmäßigen Probezeit zweimal, 
erstmalig ein Jahr nach Beginn der Probezeit; im 

Fall einer Verlängerung der Probezeit jeweils ein 
weiteres Mal zum Ende des Verlängerungszeit-
raums;

2. anlässlich der Bewerbung um ein Beförderungs-
amt, eine Funktionsstelle oder die Zulassung 
zu einem anderen Laufbahnzweig und zu einer 
anderen Laufbahn, sofern das Ende des letzten 
Beurteilungszeitraums zum Zeitpunkt der Auswahl-
entscheidung länger als drei Jahre zurückliegt;

3. auf eigenen Antrag nach Vollendung des 57. Le-
bensjahres, sofern das Ende des letzten Beurtei-
lungszeitraums zum Zeitpunkt der Antragstellung 
mehr als drei Jahre zurückliegt;

4. auf Anforderung der obersten Dienstbehörde oder 
der von ihr bestimmten Stelle.

(3) Beamtinnen und Beamte im Regelaufstieg sind 
sechs Monate nach Beginn der Bewährungszeit ge-
mäß § 39 Absatz 4 der Allgemeinen Laufbahnver-
ordnung zu beurteilen.

§ 15
Beurteilungsgrundlagen

(1) Die Beurteilungsgrundlagen sind zu benennen. 
Die Zweitbeurteilerin oder der Zweitbeurteiler kann 
hierauf verzichten, wenn sie oder er sich gemäß 
§ 12 Absatz 2 Satz 1 der Erstbeurteilung anschließt.

(2) Zur Vorbereitung einer Beurteilung kann die oder 
der Dienstvorgesetzte Beurteilungsbeiträge insbeson-
dere von den Leiterinnen und Leitern der Abteilungen 
oder Gruppen bei den Staatsanwaltschaften einholen.

(3) Die um die Abgabe eines Beurteilungsbeitrags 
ersuchten Personen sind zu einer schriftlichen Äu-
ßerung zu den Beurteilungsmerkmalen verpflichtet, 
die sie kraft Amtes beobachten können. Sie sollen 
sich dabei an dem Beurteilungsvordruck orientieren. 
Ein Gesamturteil sowie eine Eignungsprognose geben 
sie nicht ab.

(4) Anlässlich des Beginns einer mindestens zwölf-
monatigen Beurlaubung (einschließlich Elternzeit 
oder Freistellung) oder des Endes einer Abordnung 
von mindestens sechs Monaten Dauer oder einer 
Teilabordnung von mindestens 20% von mindes-
tens 12 Monaten Dauer in den Zuständigkeitsbe-
reich einer oder eines anderen Dienstvorgesetzten 
oder einer Versetzung an eine andere Behörde ist 
zur Vorbereitung der nächsten Regelbeurteilung ein 
Beurteilungsbeitrag von der oder dem Dienstvorge-
setzten zu erstellen. Dies gilt nicht, wenn das Ende 
des letzten Beurteilungszeitraums bei Beginn der 
Beurlaubung, Abordnung oder Versetzung weniger 
als zwölf Monate zurückliegt.

(5) Beurteilungsbeiträge werden zu der Personalsach-
akte bei der oder dem unmittelbaren Dienstvorge-
setzten genommen.

(6) Ein Beurteilungsbeitrag ist nach Eröffnung der 
Beurteilung für die Dauer eines Jahres, im Falle eines 
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Rechtsstreits bis zu dessen Abschluss aufzubewah-
ren.

§ 16
Bekanntgabe und Erörterung

(1) Die Bekanntgabe der dienstlichen Beurteilung 
erfolgt nach der Zweitbeurteilung.

(2) Sofern eine abweichende Zweitbeurteilung nach 
§ 12 Absatz 2 Satz 2 nicht vorliegt, händigt die 
Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler der oder dem 
Beurteilten eine Abschrift der dienstlichen Beurteilung 
aus und erörtert sie - gegebenenfalls unter Einbezie-
hung vorhandener Beurteilungsbeiträge - unverzüglich 
mit ihr oder ihm. Anderenfalls händigt die Zweitbe-
urteilerin oder der Zweitbeurteiler die dienstliche 
Beurteilung aus und erörtert diese nach Satz 1.

(3) Können im Rahmen der Erörterung nach Absatz 2 
Meinungsverschiedenheiten nicht beigelegt wer-
den, ist der oder dem Beurteilten auf Verlangen ein 
rechtsmittelfähiger Bescheid zu erteilen. Hierfür ist

1. die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler im Falle 
des § 12 Absatz 2 Satz 1,

2. die Zweitbeurteilerin oder der Zweitbeurteiler im 
Falle des § 12 Absatz 2 Satz 2

zuständig.

(4) Vor der Gelegenheit zu einer Erörterung nach 
Absatz 2 darf die Beurteilung nicht zur Personalakte 
genommen werden. Führt die Erörterung zu einer 
einvernehmlichen Änderung der Erstbeurteilung oder 
Zweitbeurteilung, ist die Neufassung der Beurteilung 
zur Personalakte zu nehmen; die ursprüngliche Fas-
sung ist zu vernichten.

§ 17
Vertraulichkeit

Beurteilungen und Beurteilungsbeiträge sind ver-
traulich zu behandeln und gegen die Einsichtnahme 
Unbefugter zu schützen. Nach Abschluss des Be-
urteilungsverfahrens sind Entwürfe und Notizen zu 
vernichten.

§ 18
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Diese Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 9. Januar 2024

P r o f.  D r.  K e r s t i n  v o n  d e r  D e c k e n
Ministerin 

für Justiz und Gesundheit
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☐☐ ☐☐
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Landesverordnung 
über die dienstliche Beurteilung der Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte (RiStA-Beurteilungsverordnung - RiStABuVO)

Vom 9. Januar 2024
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 305-5-6

Aufgrund des § 6 Absatz 3 des Landesrichtergesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 46), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Mai 2022 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 551, 556), Zuständigkeiten und Ressort-
bezeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 62 der 
Verordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 514, 528), und des § 114a Absatz 2 Satz 1 des 
Landesbeamtengesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 93, ber. S. 261), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Mai 2022 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 551), Zuständigkeiten und Ressortbe-
zeichnungen zuletzt ersetzt durch Artikel 63 der 
Verordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 514, 528), verordnet das Ministerium für Justiz 
und Gesundheit:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für die dienstliche Beurteilung 
der Richterinnen und Richter sowie der Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte. Für Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte im Beamtenverhältnis auf Probe 
gelten die Vorschriften für Richterinnen und Richter 
auf Probe entsprechend.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Befähigung ist die Summe der Fähigkeiten, die 
sich aus den persönlichen Anlagen sowie den erwor-
benen Kenntnissen und Erfahrungen ergibt, die für 
die berufliche Tätigkeit von Bedeutung sind.

(2) Leistung ist die praktische Umsetzung der Befähi-
gung in Qualität und Quantität der Arbeitsergebnisse.

(3) Eignung ist die aus Befähigung und Leistung 
abzuleitende Qualifikation für ein ausgeübtes oder 
angestrebtes Amt.

§ 3
Beurteilung von Menschen mit Behinderung

Bei der Beurteilung von schwerbehinderten und diesen 
gleichgestellten behinderten Menschen gilt Num-
mer 7.1 der Integrationsvereinbarung vom 25. Februar 
2019 (Amtsbl. Schl.-H. 2019, S. 361, ber. S. 475) 
mit Ausnahme von Nummer 7.1.3 Absatz 1.

§ 4
Beurteilungszeitraum

(1) Der zu beurteilende Zeitraum (Beurteilungszeitraum) 
schließt an den in der letzten dienstlichen Beurteilung 
beurteilten Zeitraum an, umfasst aber höchstens die 
letzten fünf Jahre. Für einen kürzeren Zeitraum als 
sechs Monate ist keine Beurteilung zu fertigen.

(2) Bei Richterinnen und Richtern auf Probe und kraft 
Auftrags, die sich um eine Planstelle bewerben oder 
bei denen eine Entscheidung nach § 23 Absatz 2 
des Landesrichtergesetzes (LRiG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 1992 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 3. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 551, 
556), zu treffen ist, ist der gesamte Zeitraum seit 
der Berufung in das Richterverhältnis zu beurteilen.

(3) In den Beurteilungszeitraum fallende Zeiten ei-
ner Beurlaubung ohne Dienstbezüge einschließlich 
Elternzeit oder einer Freistellungsphase bei Teilzeit-
beschäftigung sind bei der Beurteilung nicht zu be-
rücksichtigen. Sie zählen bei dem in Absatz 1 Satz 1 
genannten Höchstzeitraum, nicht aber bei dem in 
Absatz 1 Satz 2 genannten Mindestzeitraum mit.

§ 5
Beurteilungsvordruck

Für die dienstliche Beurteilung ist der Beurteilungs-
vordruck (Anlage 1) zu verwenden. Alle dort auf-
geführten Beurteilungsmerkmale sind zu bewerten, 
soweit eine Bewertung nach der zu beurteilenden 
Tätigkeit möglich ist. Die Erläuterungen und Fragen 
in Anlage 2 sollen dazu beitragen, den Inhalt der 
Beurteilungsmerkmale zu veranschaulichen und die 
Bewertungen vergleichbar zu machen. Die Anlagen 1 
und 2 sind Bestandteil dieser Verordnung.

§ 6
Beurteilungsmerkmale

(1) Die Bewertung der Beurteilungsmerkmale schließt 
jeweils mit einer der folgenden Bewertungsstufen:

1. „Die Anforderungen werden hervorragend über-
troffen.“

2. „Die Anforderungen werden deutlich übertroffen.“

3. „Die Anforderungen werden übertroffen.“

4. „Die Anforderungen werden erfüllt.“

5. „Die Anforderungen werden noch nicht erfüllt.“

6. „Die Anforderungen werden nicht erfüllt.“

Andere Bewertungen sind nicht zulässig und deshalb 
unbeachtlich.

(2) Solange eine Entscheidung des Richterwahlaus-
schusses nach § 23 Absatz 1 oder 2 LRiG noch nicht 
vorliegt, schließen die Bewertungen bei Richterinnen 
und Richtern auf Probe und kraft Auftrags jeweils 
mit einer der folgenden Bewertungsstufen:

1. „Die Anforderungen werden erfüllt.“

2. „Die Anforderungen werden noch nicht erfüllt.“

3. „Die Anforderungen werden nicht erfüllt.“

Anl. 1

Anl. 2
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§ 7
Gesamturteil

(1) Die dienstliche Beurteilung ist mit einem Gesamt-
urteil abzuschließen, das eine zusammenfassende 
Bewertung der Befähigung, Leistung und Eignung 
enthält. Dabei ist die Gewichtung der nach § 6 Ab-
satz 1 bewerteten Beurteilungsmerkmale deutlich 
zu machen.

(2) Die Bewertung schließt mit einer der folgenden 
Bewertungsstufen:

1. „hervorragend geeignet“,

2. „sehr gut geeignet“,

3. „gut geeignet“,

4. „geeignet“,

5. „noch nicht geeignet“,

6. „nicht geeignet“.

Andere Bewertungen sind nicht zulässig und deshalb 
unbeachtlich. Die sechs Stufen der Eignung entspre-
chen in ihrer Wertigkeit den Bewertungsstufen nach 
§ 6 Absatz 1.

(3) Bei Richterinnen und Richtern auf Probe und kraft 
Auftrags, die sich um eine Planstelle bewerben oder 
bei denen eine Entscheidung nach § 23 Absatz 2 
LRiG zu treffen ist, schließt die Bewertung mit einer 
der folgenden Bewertungsstufen:

1. „geeignet“,

2. „noch nicht geeignet“,

3. „nicht geeignet“.

Im Übrigen schließt die Bewertung ohne eine Bewer-
tungsstufe; sie zeigt in einer Gesamtschau lediglich 
Tendenzen auf.

§ 8
Beurteilungsmaßstäbe

(1) Die Bewertung der Beurteilungsmerkmale (§ 6) 
und das Gesamturteil (§ 7) richten sich nach den 
Anforderungen des innegehabten Statusamtes und 
des im Beurteilungszeitraum ausgeübten funktionellen 
Amtes. Weicht das ausgeübte Amt vom Statusamt 
ab, sind die Erkenntnisse über die im ausgeübten 
Amt gezeigten Leistungen zusätzlich an den allge-
meinen Anforderungen des Statusamtes zu messen 
und zu bewerten. Bei einer Abordnung außerhalb 
des Geschäftsbereichs des für Justiz zuständigen 
Ministeriums beschränkt sich die Bewertung auf die 
Eignung für das ausgeübte Amt.

(2) Die Bewertungen der Beurteilungsmerkmale und 
das Gesamturteil sind zu begründen.

§ 9
Eignungsprognose

(1) Die Beurteilungen der Richterinnen und Richter 
auf Lebenszeit sowie der Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte auf Lebenszeit aus Anlass der Be-

werbung um eine Planstelle sind zusätzlich mit einer 
vorausschauenden Bewertung der Eignung für das 
angestrebte Amt (Eignungsprognose) zu versehen, 
ohne dass die an der Auswahlentscheidung Betei-
ligten daran gebunden sind. § 8 Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend, wenn das angestrebte Amt zur 
Besoldungsordnung R gehört. In der Eignungsprog-
nose können außerhalb des Beurteilungszeitraums 
erworbene Befähigungen und erbrachte Leistungen 
berücksichtigt werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 kann auf die Eignungs-
prognose verzichtet werden, wenn das ausgeübte 
Amt keine Prognose für das angestrebte Amt zulässt.

§ 10
Fortbildung und besondere Tätigkeiten

(1) Unter Nummer 1.5 des Beurteilungsvordrucks 
sind aufzunehmen:

1. die Teilnahme an dienstlichen Fortbildungen;

2. der Erwerb von Leistungszeugnissen;

3. die im dienstlichen Interesse liegende Tätigkeit 
als Leiterin oder Leiter einer Arbeitsgemeinschaft, 
Dozentin oder Dozent, Prüferin oder Prüfer, Aus-
bilderin oder Ausbilder;

4. die Tätigkeit als Gleichstellungsbeauftragte, als 
Behindertenvertretung, als Datenschutzbeauf-
tragte oder Datenschutzbeauftragter oder die 
nicht weisungsgebundene Wahrnehmung anderer 
Aufgaben, die im Wege der Beauftragung erledigt 
werden;

5. bei Richterinnen und Richtern die Tätigkeit als 
Mitglied in einem Präsidium, Präsidialrat, Richterrat 
oder im Richterwahlausschuss sowie die Wahr-
nehmung richterlicher Ehrenämter, beispielsweise 
als Mitglied eines Anwaltsgerichts;

6. bei Staatsanwältinnen und Staatsanwälten die 
Tätigkeit als Mitglied in einem Staatsanwaltsrat.

(2) Unter Nummer 5 des Beurteilungsvordrucks sind 
auf Wunsch besondere Interessen, außerdienstliche 
Nebentätigkeiten, die Mitarbeit in Berufsverbänden, 
die Wahrnehmung von Ehrenämtern sowie die Teil-
nahme an sonstigen Weiterbildungen aufzunehmen.

(3) Die in Absatz 1 und 2 genannten Tätigkeiten sind 
nicht Gegenstand der Bewertung der Beurteilungs-
merkmale nach § 6, können aber zugunsten der zu 
beurteilenden Person bei der Begründung des Gesamt-
urteils und der Eignungsprognose einbezogen werden.

§ 11
Wahrnehmung von Aufgaben 

der Justizverwaltung

Die Wahrnehmung von Aufgaben der Justizverwal-
tung, sofern sie nicht von § 10 Absatz 1 erfasst 
werden, ist in die Beurteilung nach §§ 5 bis 9 ein-
zubeziehen und unter Nummer 1.4 des Beurteilungs-
vordrucks aufzunehmen.
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§ 12
Erst- und Zweitbeurteilung

(1) Die dienstliche Beurteilung obliegt der oder dem 
unmittelbaren Dienstvorgesetzten (Erstbeurteilung) 
und der oder dem höheren Dienstvorgesetzten (Zweit-
beurteilung). Die Beurteilerin oder der Beurteiler un-
terliegt bei der Ausübung ihres oder seines Beurtei-
lungsermessens keinen Weisungen.

(2) Die oder der höhere Dienstvorgesetzte hat der 
Erstbeurteilung eine Zweitbeurteilung hinzuzufügen. 
Schließt sich die oder der höhere Dienstvorgesetzte 
der Erstbeurteilung an, beschränkt sich die Zweit-
beurteilung auf eine entsprechende Erklärung. Bei 
der Beurteilung der Richterinnen und Richtern auf 
Probe und kraft Auftrags, die sich um keine Planstelle 
bewerben und bei denen keine Entscheidung nach 
§ 23 Absatz 2 LRiG zu treffen ist, kann von einer 
Zweitbeurteilung abgesehen werden.

(3) Ist eine von der Erstbeurteilung abweichende 
Zweitbeurteilung beabsichtigt, ist diese nach einer 
Erörterung mit der Erstbeurteilerin oder dem Erstbe-
urteiler unter Hinweis auf die Beurteilungsgrundlagen 
zu begründen.

(4) Ist eine Präsidentin oder ein Präsident eines oberen 
Landesgerichts, die Generalstaatsanwältin oder der 
Generalstaatsanwalt unmittelbare Dienstvorgesetzte 
oder unmittelbarer Dienstvorgesetzter, entfällt die Zweit-
beurteilung der oder des höheren Dienstvorgesetzten.

§ 13
Zeitpunkt der dienstlichen Beurteilung

(1) Zu beurteilen sind

1. Richterinnen und Richter auf Probe

a) regelmäßig sechs Monate nach der Einstellung 
und danach in jährlichem Abstand, solange 
eine Entscheidung nach § 23 Absatz 1 oder 2 
LRiG noch nicht vorliegt; dies gilt auch, wenn 
zwischenzeitlich eine Anlassbeurteilung nach 
Buchstabe d erstellt wurde;

b) anlässlich der Bewerbung um eine Planstelle;

c) anlässlich der Vorbereitung einer Entscheidung 
nach § 23 Absatz 2 LRiG;

d) anlässlich der Erteilung eines neuen Dienst-
leistungsauftrags, der zu einem Wechsel des 
oder der unmittelbaren Dienstvorgesetzten 
führt, durch die bisherige Dienstvorgesetzte 
oder den bisherigen Dienstvorgesetzten zum 
Zeitpunkt des Wechsels;

2. Richterinnen und Richter kraft Auftrags sowie 
mit dem Ziel der Versetzung nach Schleswig-
Holstein abgeordnete Richterinnen und Richter 
sowie Staatsanwältinnen und Staatsanwälte

a) regelmäßig sechs Monate und 18 Monate nach 
der Berufung in das Richterverhältnis kraft 
Auftrags oder nach dem Beginn der Abordnung;

b) anlässlich der Bewerbung um eine Planstelle 
in Schleswig-Holstein;

3. Richterinnen und Richter auf Lebenszeit sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte auf Le-
benszeit

a) anlässlich der Bewerbung um eine Planstelle;

b) anlässlich der Beendigung einer Abordnung 
an ein Gericht, eine Staatsanwaltschaft oder 
eine Verwaltungsbehörde, wenn mit der Ab-
ordnung ein Wechsel der oder des unmittelba-
ren Dienstvorgesetzten oder ein Wechsel der 
Rechtsprechungsinstanz verbunden ist;

c) auf Antrag, wenn das Ende des Zeitraums 
der letzten Beurteilung länger als zwei Jahre 
zurückliegt;

4. alle Richterinnen und Richter sowie Staatsanwäl-
tinnen und Staatsanwälte

a) anlässlich des Beginns einer Abordnung oder 
einer Versetzung, wenn hiermit ein Wechsel 
der oder des unmittelbaren Dienstvorgesetzten 
oder ein Wechsel der Rechtsprechungsinstanz 
verbunden ist und der Beurteilungszeitraum 
nicht kürzer als ein Jahr ist;

b) auf Antrag vor dem Beginn einer mindestens 
zwölf Monate dauernden Beurlaubung oder 
Freistellungsphase bei Teilzeitbeschäftigung, 
wenn nicht der Beurteilungszeitraum kürzer 
als ein Jahr ist;

c) auf Anforderung der obersten Dienstbehörde.

(2) Abweichend von Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
und Nummer 2 Buchstabe a ist eine Richterin oder ein 
Richter auf Probe oder kraft Auftrags nach weiteren 
sechs Monaten erneut zu beurteilen, wenn sie oder er 
in mehr als einem Merkmal die Anforderungen nach 
§ 6 Absatz 2 nicht oder noch nicht erfüllt.

(3) Abweichend von Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b 
und Nummer 3 Buchstabe a ist eine Anlassbeurtei-
lung nicht zu fertigen, wenn das Ende des Zeitraums 
der letzten dienstlichen Beurteilung, die anlässlich 
der Bewerbung um eine gleiche Planstelle gefertigt 
worden ist, zum Zeitpunkt der Entscheidung des 
Richterwahlausschusses weniger als ein Jahr zurück-
liegt. Dies gilt entsprechend im Falle des Absatzes 1 
Nummer 1 Buchstabe c. Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn das für Justiz zuständige Ministerium ohne 
Beteiligung des Richterwahlausschusses über die 
Bewerbung entscheidet.

(4) Liegen die Voraussetzungen für die Fertigung einer 
dienstlichen Beurteilung nicht vor, ist dies unter An-
gabe des Grundes in der Personalakte zu vermerken.

§ 14
Beurteilungsgrundlagen

(1) Die Beurteilungsgrundlagen sind in der Beurteilung 
zu benennen. Die Zweitbeurteilerin oder der Zweit-
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beurteiler kann hierauf verzichten, wenn sie oder er 
sich nach § 12 Absatz 2 Satz 2 der Erstbeurteilung 
anschließt.

(2) Zur Vorbereitung der dienstlichen Beurteilung 
einer Richterin oder eines Richters können Beiträge 
insbesondere

1. der Senats- und Kammervorsitzenden und

2. der Direktorinnen und Direktoren der Amtsgerichte, 
Arbeitsgerichte oder Sozialgerichte

eingeholt werden.

(3) Zur Vorbereitung der Beurteilung einer Staats-
anwältin oder eines Staatsanwalts können Beiträge 
insbesondere

1. der Abteilungsleitung oder Gruppenleitung bei 
einer Staatsanwaltschaft und

2. erfahrener Staatsanwältinnen oder Staatsanwälte, 
die mit der Gegenzeichnung der zu beurteilenden 
Person beauftragt sind oder waren,

eingeholt werden.

(4) Der Beitrag ist schriftlich unter Verwendung des 
Beurteilungsvordrucks zu fertigen. Die zur Fertigung 
eines Beitrags aufgeforderten Personen sind hierzu 
verpflichtet. Sie dürfen sich nur zu den Beurteilungs-
merkmalen äußern, die sie kraft Amtes beobachten 
können. Ihre Äußerungen schließen nicht mit einer 
Bewertungsstufe; eine Eignungsprognose geben 
sie nicht ab. Abweichend von Satz 1 ist die Ferti-
gung eines Gesprächsvermerks zulässig, wenn die 
Beurteilerin oder der Beurteiler dies für ausreichend 
erachtet und der Vermerk von ihr oder ihm und der 
ersuchten Person unterzeichnet wird. Auf den Beitrag 
oder den Gesprächsvermerk darf nur in Nummer 4 
des Beurteilungsvordrucks Bezug genommen werden.

(5) Beurteilungsbeiträge werden zu der Personalsach-
akte bei der oder dem unmittelbaren Dienstvorge-
setzten genommen.

§ 15
Bekanntgabe und Erörterung

(1) Die Bekanntgabe der dienstlichen Beurteilung 
erfolgt nach der Zweitbeurteilung. Dies gilt auch für 
die Bekanntgabe eines Beurteilungsbeitrags.

(2) Sofern eine abweichende Zweitbeurteilung nach 
§ 12 Absatz 3 nicht vorliegt, händigt die Erstbeur-
teilerin oder der Erstbeurteiler der oder dem Beur-
teilten eine Abschrift der dienstlichen Beurteilung 
aus und erörtert sie unter Einbeziehung vorhandener 
Beurteilungsbeiträge unverzüglich mit ihr oder ihm. 
Anderenfalls händigt die Zweitbeurteilerin oder der 
Zweitbeurteiler die dienstliche Beurteilung aus und 
erörtert diese nach Satz 1.

(3) Können im Rahmen der Erörterung nach Absatz 2 
Meinungsverschiedenheiten nicht beigelegt wer-
den, ist der oder dem Beurteilten auf Verlangen ein 
rechtsmittelfähiger Bescheid zu erteilen. Hierfür ist

1. die Erstbeurteilerin oder der Erstbeurteiler im Falle 
des § 12 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4,

2. die Zweitbeurteilerin oder der Zweitbeurteiler im 
Falle des § 12 Absatz 3,

zuständig.

(4) Vor der Gelegenheit zu einer Erörterung nach 
Absatz 2 darf die Beurteilung nicht zur Personalakte 
genommen werden. Führt die Erörterung zu einer 
einvernehmlichen Änderung der Erstbeurteilung oder 
Zweitbeurteilung, ist die Neufassung der Beurteilung 
zur Personalakte zu nehmen; die ursprüngliche Fas-
sung ist zu vernichten.

§ 16
Vertraulichkeit

Beurteilungen und Beurteilungsbeiträge sind ver-
traulich zu behandeln und gegen die Einsichtnahme 
Unbefugter zu schützen. Nach Abschluss des Be-
urteilungsverfahrens sind Entwürfe und Notizen zu 
vernichten.

§ 17
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 9. Januar 2024

P r o f.  D r.  K e r s t i n  v o n  d e r  D e c k e n
Ministerin 

für Justiz und Gesundheit
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Landesverordnung 
zur Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung*)

Vom 11. Januar 2024
Aufgrund des § 135 Absatz 2 der Gemeindeordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 
2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juli 2023 
(GVOBl. Schl.-H. S. 308), Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Artikel 64 der Verordnung vom 
27. Oktober 2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 514, 528), 
verordnet das Ministerium für Inneres, Kommunales, 
Wohnen und Sport:

Artikel 1 
Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung

§ 26 der Gemeindehaushaltsverordnung vom 14. Au-
gust 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 433), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 14. Juli 2023 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 370), wird wie folgt geändert:

Die beiden bisherigen Absätze 4 werden durch fol-
genden Absatz 4 ersetzt:

„(4) Jahresfehlbeträge sollen durch Umbuchung aus 
Mitteln der Ausgleichsrücklage ausgeglichen werden. 
Soweit ein Ausgleich nach Satz 1 nicht möglich ist, 
wird der Jahresfehlbetrag vorgetragen. Ein vorge-
tragener Jahresfehlbetrag kann nach fünf Jahren 
zu Lasten der allgemeinen Rücklage ausgeglichen 
werden.“

Artikel 2 
Aufhebung bisherigen Rechts

Die Landesverordnung zur Änderung der Gemein-
dehaushaltsverordnung-Doppik vom 27. November 
2023 (GVOBl. Schl.-H. S. 631) wird aufgehoben.

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2024 in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 11. Januar 2024

D r.  S a b i n e  S ü t t e r l i n – W a a c k 
Ministerin 

für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport

*) Ändert LVO vom 14. August 2017, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2020-3-36

Verkündungen im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein

Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz wird auf folgende im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums 
für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-Holstein 
(NBl. HS MBWFK Schl.-H.) verkündeten Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung

Verkündet im NBl. 
HS MBWFK Schl.-H. 
Nummer Seite

Tag des
In-Kraft Tretens

Landesverordnung über die Festsetzung von 
Zulassungszahlen für Studiengänge an den staatlichen 
Hochschulen des Landes Schleswig-Holstein für das 
Sommersemester 2024 (ZZVO Sommersemester 2024)
Vom 30. November 2023
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-28-8

6/2023 86 15. Dezember 2023
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Hinweis:   Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http://
www.schleswig-holstein.de (→ Landesrecht) abgerufen 
werden.


